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Mahnung für
die Gegenwart
Charlotte Knobloch Als „stolze Deutsche“
stehe sie hier als Rednerin zur Gedenkstunde
des Deutschen Bundestages für die Opfer des

Nationalsozialismus.
„Wir dürfen stolz
sein auf unsere Bun-
desrepublik.“ Aber
nicht einen Tag dürfe
man vergessen, wie
„zerbrechlich die
kostbaren Errungen-
schaften der letzten
76 Jahre“ seien, sag-
te die Vorsitzende
der Israelitischen
Kultusgemeinde

München und Oberbayern und frühere Präsi-
dentin des Zentralrats der Juden in Deutsch-
land. Und sie fügt hinzu: „Passen Sie auf auf
unser Land!“ Nach der Überlebenden des Holo-
caust sprach in der Gedenkstunde vergangene
Woche außerdem die Publizistin Marina Weis-
band als „Repräsentantin der Nachgeborenen,
einer Generation von jungen Jüdinnen und Ju-
den, die alle ganz verschieden sind“, wie sie es
formulierte (siehe Seite 9 und 12). ahe T
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ZAHL DER WOCHE

2.000
Straftaten gegen Juden und jüdische Ein-
richtungen wurden 2019 in Deutschland
verübt. Die bekannteste davon war der An-
schlag auf die Synagoge in Halle am 9. Ok-
tober 2019, dem höchsten jüdischen Feier-
tag Jom Kippur. Im Jahr 2018 hatte es 1.799
antisemitische Straftaten gegeben.

ZITAT DER WOCHE

»Unsere
kollektive Ver-
antwortung
bleibt. «
Wolfgang Schäuble, Bundestagspräsident,
warnt vor neuen Formen von Rassismus und
Antisemitismus und betont die besondere Ver-
antwortung für jüdisches Leben in Deutschland.
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Impfen für den Aufschwung
WIRTSCHAFT Bundesregierung korrigiert ihre Wachstumsprognose und sichert weitere Hilfen zu

K
napp 80 Milliarden Euro
Hilfsgelder innerhalb eines
Jahres, etwa 23 Milliarden
Euro Kurzarbeitergeld, da-
zu perspektivisch 130 Mil-
liarden Euro im Zuge des

Konjunkturpakets – solche Summen, ge-
zahlt vom Staat an die Wirtschaft, schie-
nen im hiesigen Politik- und Wirtschafts-
system bislang undenkbar. Doch Corona
hat eben nicht nur das Gesundheitssys-
tem, Gesellschaft, Alltag und Wirtschaft
durchgerüttelt, sondern auch die Politik
mit ihren Grundsätzen. Und so stellt es
ein Jahr nach der Ankunft des Virus in
Deutschland keinen Widerspruch mehr
dar, dass ein CDU-Wirtschaftsminister,
der stets die Prinzipien der sozialen
Marktwirtschaft im Sinne Ludwig Erhards
betont, Milliardenhilfen für die Wirtschaft
als Erfolg verbucht und vermarktet. Das
Virus habe die Marktgesetze außer Kraft
gesetzt, sagt Peter Altmaier. Da müsse
man helfen, auch wenn er selbst „kein
Freund staatlicher Intervention“ sei. Ein
Unternehmer sei schließlich kein schlech-
ter Unternehmer, wenn er nach Jahren des
Gewinnes im Pandemie-Jahr einen Um-
satzrückgang verbuchen müsse.
Für den Bundeswirtschaftsminister ist die
von politischem Pragmatismus geprägte
Strategie ein Grundpfeiler dafür, dass es
dem Land vergleichsweise gut geht. „Die
Substanz der deutschen Wirtschaft ist in-
takt“, sagte Altmaier in der vergangenen
Woche in einer Regierungserklärung im
Bundestag und bei der Vorstellung des Jah-
reswirtschaftsberichts der Bundesregierung
für das laufende Jahr. Nach dem zweit-
stärksten Einbruch der Nachkriegszeit im
vergangenen Jahr werde das Bruttoinlands-
produkt in diesem Jahr um drei Prozent
wachsen – weniger als bislang prognosti-
ziert, aber immerhin noch ein Wachstum.
Die größte Herausforderung sei nach wie
vor die Pandemie; Altmaier rechnet mit zu-
sätzlichen Corona-Unterstützungszahlun-
gen von November 2020 bis Juni 2021 von
bis zu 50 Milliarden Euro. Deswegen sei es
essenziell, die Infektionszahlen zu drücken
und das Ausbreiten von Virus-Mutationen
zu verhindern. Der Minister gab den Län-
dern eine Teilschuld, dass sich der Lock-
down so lange hinzieht und die Wirtschaft
belastet. Hätten einige Regierungschefs
frühzeitig mitgezogen, wäre man heute
vielleicht schon weiter. „Je schneller die In-
fektionszahlen zurückgehen, desto schnel-
ler kann die Wirtschaft ihr volles Potenzial
wieder entfalten.“

Schutz vor Insolvenz Von der Krise gebeu-
telten Unternehmern sicherte Altmaier zu,
alles dafür zu tun, dass Corona-Hilfen so
schnell wie möglich ankommen. „Ich kann
allen Betroffenen, die auf diese Hilfen war-
ten, von dieser Stelle aus versichern, dass
wir alles tun, damit es so schnell wie mög-
lich und so wirksam wie möglich bei den
Menschen ankommt.“ Der Minister ver-
wies in dem Zusammenhang auf Pläne der
Koalition, die Insolvenzantragspflicht für
diejenigen Unternehmen weiter auszuset-
zen, die noch keine Hilfen bekommen ha-
ben. „Das ist eine klare Botschaft: Nie-
mand, der acht oder vierzehn Tage länger
auf seine Hilfszahlungen warten muss,
muss deshalb Insolvenz anmelden.“ Damit
sollten Unternehmen geschützt werden
– es sei das mindeste, was man für sie tun
könne.
An seine Kritiker aus Abgeordnetenreihen
und Wirtschaft gerichtet sagte Altmaier, er
verstehe die Unzufriedenheit der Betroffe-
nen mit Auszahlungstempo und bürokrati-
schem Aufwand. „Wir sind allerdings auch
dem Steuerzahler verpflichtet.“ Schließlich
gelte es, Missbrauch zu verhindern. Nach
seinen Aussagen sind etwa die Hälfte der
Novemberhilfen inzwischen ausgezahlt
worden.
Den Angesprochenen reicht das freilich
nicht. „Sie vertreiben die Zukunft aus
Deutschland“, hielt der AfD-Abgeordnete
Steffen Kotré dem Minister entgegen. Im
Jahreswirtschaftsbericht stehe nichts Zu-
kunftweisendes; außerdem behandle die
Regierung nun Probleme, die es ohne das

Handeln ebendieser Bundesregierung gar
nicht gegeben hätte. Altmaier agiere wie
ein Alchimist, warf Kotré dem Minister vor:
„Sie verkaufen uns Marktwirtschaft, ob-
wohl immer mehr Planwirtschaft drin-
steckt.“ Die Energiewende wolle er als
Chance verkaufen, obwohl sie Werte ver-
nichte, fügte er hinzu. Er vermisse ein fun-
diertes, strukturelles Zukunftskonzept, so
der Abgeordnete.

Risiken Auch FDP-Frakti-
onschef Christian Lindner
griff Altmaier frontal an.
„Die Wahrnehmung, die
Sie haben, und die Realität
im Land klaffen immer
weiter auseinander“, warf
er dem Minister vor. „Die-
se Schere sollten Sie
schließen.“ Das Aussetzen
der Insolvenzantrags-
pflicht oder das Kurzarbei-
tergeld hielten Unterneh-
men zwar noch in einer
Schwebelage, aber „die
verdeckten Risiken in der Deutschland-Bi-
lanz“ würden von Tag zu Tag größer. Die
FDP habe ausreichend Vorschläge zu einer
Lösung gemacht – unter anderem zum
steuerlichen Verlustvortrag. In letzterem
Punkt müsse sich allerdings die SPD be-
wegen, befand Lindner. Insgesamt brau-
che man eine wachstums- und wirt-
schaftsfreundliche Politik – ohne höhere
Schulden auf Dauer, ohne höhere Steu-
ern. „Das tut Not.“
Am Konjunkturpaket und den Hilfen kriti-
sierte die FDP, dass bislang nur ein Bruch-
teil abgeflossen sei. Die Auszahlung müsse
daher anders organisiert werden – ein ent-
sprechender Antrag der FDP-Fraktion (19/

26194) ist in einer gesonderten Aussprache
debattiert und an den Wirtschaftsausschuss
überwiesen worden. Nach Angaben des
Bundeswirtschaftsministeriums sind bisher
etwa 24,5 Milliarden Euro an Corona-Zu-
schüssen an Unternehmen geflossen.
Klaus Ernst (Die Linke) forderte ein Ausset-
zen der Patentschutz-Regelungen, um das
Impfen zu beschleunigen. Sein Fraktions-
kollege Thomas Lutze griff vor allem den
von Kanzleramtschef Helge Braun (CDU)

in der vergangenen Woche
eingeworfenen Gedanken
auf, die Schuldenbremse
zumindest etwas zu lösen.
„Die schwarze Null ist we-
der in der Krise noch da-
nach ein geeignetes wirt-
schaftspolitisches Instru-
ment“, sagte Lutze und ap-
pellierte an Altmaier, sich
in dieser Frage einen Ruck
zu geben und zumindest
darüber nachzudenken.

Digitalisierung Grünen-
Fraktionschef Anton Hofreiter schlug in
dieselbe Kerbe. Nach dem Bewältigen der
Pandemie stehe der Staat vor weiteren und
neuen Herausforderungen – von Klima-
schutz bis Digitalisierung. Er müsse mehr
investieren, daher habe Braun lediglich
den Mut gehabt eine Wahrheit auszuspre-
chen: „Wir werden nach der Corona-Pan-
demie nicht einfach zur alten Schulden-
bremse zurückkehren können“, sagte Hof-
reiter. Die Schuldenbremse müsse weiter-
entwickelt werden – hin zu einer Investiti-
onsregel. Die Bundesregierung solle sich
bewegen, forderte auch der Grünen-Abge-
ordnete: „Erst das Land, dann das Partei-
oder Fraktionsdogma.“

Brauns Einwurf, veröffentlicht in einem
Meinungsbeitrag für das „Handelsblatt“,
hatte zwischenzeitlich für Irritationen ge-
sorgt – auch weil ein Aufweichen der
Schuldenbremse nicht zum von der Union
stets hochgehaltenen Prinzip der Haus-
haltsdisziplin passt. Entsprechend waren
Redner der Union bemüht, die tradierten
Linien ihrer Wirtschaftspolitik zu beschwö-
ren. „Mit Haushaltskonsolidierung kann
man Wachstum schaffen“, sagte Carsten
Linnemann (CDU) und sah dies durch die
vergangenen zehn Jahre bestätigt. Um der
Wirtschaft eine Perspektive geben zu kön-
nen und der kommenden Generation
Spielräume zu erhalten, brauche es Diszip-
lin: „Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion
steht zu der Schuldenbremse.“
Der Koalitionspartner SPD bemühte sich
derweil, die Debatte weg von konkreten
wirtschafts-, finanz- oder haushaltspoliti-
schen Aussagen hin zu einer Diskussion zu
lenken über „Zustand, Perspektiven und
Erwartungen an die Wirtschaft, Gesell-
schaft und Politik“, wie es der wirtschafts-
politische Sprecher der SPD-Fraktion,
Bernd Westphal, formulierte. Er verwies auf
die Herausforderungen, die bleiben, wenn
Corona bewältigt ist: Klimawandel, Globa-
lisierung, Digitalisierung – alles Aspekte,
die im Jahreswirtschaftsbericht thematisiert
würden. Die SPD habe in ihrer Geschichte
bewiesen, dass sie Wandel organisieren
könne, sagte Westphal. Unter Verweis auf
Finanzminister Olaf Scholz und Arbeitsmi-
nister Hubertus Heil (beide SPD) ver-
sprach er „Sicherheit durch Wandel“ mit
einer Politik, die im Kern die soziale Ge-
rechtigkeit vorantreibe.

Exporte Altmaier bekräftigte im Übrigen
seine ablehnende Haltung zu Steuererhö-
hungen. Er zeigte sich überzeugt, dass die
Wirtschaft im kommenden Jahr ihre Vor-
Pandemie-Stärke wieder erreicht haben wer-
de. Die Arbeitslosenquote soll dem Jahres-
wirtschaftsbericht zufolge 2021 leicht auf
5,8 Prozent sinken, die Zahl der Beschäftig-
ten stagnieren. Die Bundesregierung rechnet
mit einer deutlich anziehenden Inlands-
nachfrage, die Exporte dürften nach dem
Zehn-Prozent-Einbruch 2020 um 6,4 Pro-
zent zulegen. Zu diesen Prognosen indes
stellt sie in dem Bericht diesen Satz: „Die
weitere wirtschaftliche Entwicklung wird
weiterhin maßgeblich vom Pandemiever-
lauf und von den Maßnahmen zur Eindäm-
mung beeinflusst.“ Kristina Pezzei T

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier stellt den Jahreswirtschaftsbericht vor. Die Prognosen setzen auf glimpfliche Pandemie-Folgen. © picture-alliance/dpa/Kay Nietfeld

EDITORIAL

Licht und

Schatten
VON ALEXANDER HEINRICH

Der Jahreswirtschaftsbericht, den Minister Peter
Altmaier (CDU) vergangene Woche vorgelegt
hat, enthält für die einen erstaunlich viel Licht,
für die anderen vor allem viel Schatten. Da ist
zum einen der Befund, dass die deutsche Wirt-
schaft den Corona-Schock bisher erstaunlich ro-
bust weggesteckt haben könnte. Zwar wird das
prognostizierte Wachstum von drei Prozent in
diesem Jahr noch nicht den Einbruch von fünf
Prozent ausgleichen, der 2020 zu verkraften ge-
wesen ist. Gemessen an den weitreichenden
Pandemieeinschränkungen, gemessen auch an
Auftragslage und Exportaussichten der Industrie,
kann man das bisher als glimpfliche konjunktu-
relle Entwicklung bezeichnen.
Andererseits gibt es anhaltende Kritik aus Wirt-
schaft und Verbänden am Kurs der Bundesregie-
rung, die auch von der Opposition geteilt wird:
Schleppende Umsetzung der staatlichen Milliar-
denhilfen für Unternehmen und zu viel Bürokra-
tie, fehlende Perspektiven für kleine Betriebe und
Selbstständige vor allem im Dienstleistungssek-
tor, der besonders unter den Lockdownbeschrän-
kungen zu leiden hat.
Die Frage, wie die Corona-Kosten in den kom-
menden Jahren finanziert werden sollen, brachte
vergangene Woche indes nicht Altmaier, sondern
Kanzleramtsminister Helge Braun (CDU) ins
Spiel. Mit seinen Überlegungen zur Zukunft der
Schuldenbremse sorgte er für Irritationen in sei-
ner eigenen Partei unter ihrem soeben gewählten
neuen Vorsitzenden Armin Laschet – beansprucht
diese doch Haushaltsdisziplin und „schwarze
Null“ als einen Markenkern.
Die Diskussion verweist darauf, dass alle Par-
teien bis zur Bundestagswahl im September
nicht nur in Sachen Corona-Kosten Farbe be-
kennen werden müssen. Ob digitale Infrastruk-
tur, Verkehrswege, Dekarbonisierung der Wirt-
schaft, Bildung, Wohnungsbau: Die Liste der
der Baustellen ist lang, der Wunsch nach mehr
öffentlichen Investitionen groß. Schon 2019,
vor Corona, haben Arbeitgeber und Gewerk-
schaften gemeinsam mehr Anstrengungen für
die Zukunftsfähigkeit Deutschlands angemahnt
und ein Investitionspaket in Höhe von einer
450 Milliarden Euro innerhalb der nächsten
zehn Jahre gefordert. An der Beantwortung der
Frage, wie solche Herausforderungen ge-
stemmt werden, sei es durch neue Schulden,
sei es durch höhere Steuern oder sei es durch
Einsparungen und Umschichtungen im Haus-
halt, kommen die Parteien im Wahljahr nicht
vorbei.

»Die
verdeckten
Risiken in der
Deutschland-
Bilanz werden

größer.«
Christian Lindner

(FDP)
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GASTKOMMENTARE
HELFEN DIE CORONA-GELDER DER WIRTSCHAFT?

Überzogene Kritik
PRO K

napp ein Jahr ist es her, seit Finanzmi-
nister Olaf Scholz (SPD) und Wirt-
schaftsminister Peter Altmaier (CDU)
ihre „Bazooka“ ausgepackt haben. Im

März versprachen sie der Wirtschaft angesichts
der heraufziehenden Corona-Krise größtmögliche
Unterstützung. Doch weil erst ein kleiner Teil der
bereitgestellten Milliarden ausgezahlt ist, wächst
der Unmut. Die Bundesregierung habe versagt, so
der Tenor. Erst stürze sie Unternehmen in Existenz-
nöte, dann fließe die versprochene Hilfe nicht.
Doch die Kritik ist überzogen. Mehr als 13 Milliar-
den Euro Soforthilfe haben die Unternehmen im
vergangenen Frühjahr vom Bund erhalten. Die No-
vember- und Dezemberhilfe ist noch großzügiger
angelegt. Mit dem 75-prozentigen Umsatzersatz
dürfte mancher am Ende mehr in der Kasse haben,
als er ohne Schließung hätte erwirtschaften kön-
nen. Erst kürzlich hat die EU-Kommission auch Zu-
schüsse von mehr als vier Millionen Euro erlaubt.
Davon profitieren größere Unternehmen, die zuvor
zurecht kritisiert hatten, zu kurz gekommen zu
sein. Beim aktuellen Hilfsprogramm, der Überbrü-
ckungshilfe III, wurde der monatliche Höchstbe-
trag auf 1,5 Millionen Euro verdreifacht.
Kein Zweifel, das Geld fließt nicht so schnell und
unbürokratisch wie zu Beginn der Krise. Doch so
konnte es im Interesse der Steuerzahler, die das al-
les bezahlen müssen, auch nicht weitergehen. Klar
ist auch: Der Staat kann nicht alle pandemiebe-
dingten Verluste ausgleichen. Einige Betriebe, die
schon zuvor kaum Reserven hatten, werden Coro-
na nicht überstehen. Es wäre gut gewesen, Alt-
maier und Scholz hätten neben ihrer Bazooka-
Rhetorik auch darauf hingewiesen. So haben sie
Erwartungen geweckt, die sie nur zum Teil erfüllen
können.

Julia Löhr,
»Frankfurter Allgemeine
Zeitung«
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Eine Wasserpistole
CONTRA D

ie Novemberhilfe wird im Februar
ausgezahlt. Das sagt schon viel darü-
ber aus, ob die Corona-Hilfen der
Wirtschaft helfen. Vollmundig kündigt

die Bundesregierung finanzielle Hilfen etwa für die
Gastronomie an, die dann nur spärlich oder gar
nicht ankommen. Da fließt oft im Mittelstand eben
nix, was vormals gesunde Unternehmen in exis-
tenzielle Not bringt. Klüger wäre gewesen, die
steuerliche Verlustberechnung bis ins zurücklie-
gende Geschäftsjahr 2017 zu ermöglichen. Das
wäre unbürokratisch über die Finanzämter gegan-
gen und sachgerecht gewesen. Man entschied
sich aber für einen anderen Weg. Der Bund über-
lässt die Auszahlung der Hilfen den 16 Ländern
und schon ist das Chaos perfekt. Die Bazooka er-
weist sich als Wasserpistole mit Ladehemmung.
Bei Konzernen wie Lufthansa und TUI wurde dage-
gen in die Vollen gegangen. Vor allem beim Reise-
konzern TUI ist nicht ausgemacht, ob der Staat in
ein Zombie-Unternehmen investiert. Der Konkur-
rent Thomas Cook ging schon vor der Pandemie
pleite. Jetzt mag TUI ein etwas pfiffigeres Ge-
schäftsmodell haben, kämpft aber im Kern mit
ähnlichen strukturellen Problem wie sein früherer
Wettbewerber. Nach Corona wird sich zeigen, ob
der Bund schlechtem Geld nicht auch noch gutes
Geld hinterhergeworfen hat.
Eines ist allerdings sicher. Vor allem die großen
Rettungsmaßnahmen reißen riesige Löcher in die
öffentlichen Haushalte. Schultern dürfen das dann
wieder die kleine und mittleren Unternehmen und
die Leistungsträger. Sie müssen befürchten, dass
die kommende Regierung, gleich welcher Farbe,
an der Steuerschraube dreht. Da gilt allerdings der
Spruch der Handwerker: Nach fest kommt ab.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 3.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Thomas Sigmund,
»Handelsblatt«,
Düsseldorf
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Frau Poschmann, der Sachverständi-
genrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung geht für 2020
laut Jahreswirtschaftsbericht von einem
Minus von fünf Prozent statt der ur-
sprünglich angenommenen 6,5 Prozent
aus. Also alles nicht so schlimm?
Minus fünf Prozent ist besser als Minus
6,5. Aber natürlich ist nicht alles gut, auch
wenn wir im europäischen Vergleich ganz
gut dastehen. Zur Einordnung hilft viel-
leicht der Vergleich zum Einbruch 2009 als
Folge der Finanz- und Wirtschaftskrise. Da-
mals war es ein Minus von 5,7 Prozent, aus
dem wir uns auch wieder befreit haben.
Ich bin optimistisch, dass wir relativ
schnell wieder auf das Vor-Krisenniveau
kommen. Nach dem ersten Lockdown
2020 hat sich die Wirtschaft auch relativ
schnell erholt.

Für 2021 gehen die Bundesregierung
von einem Wachstum von drei Prozent
aus – während im Herbst noch von 4,4
Prozent die Rede war. Mit welcher Ent-
wicklung rechnen Sie?
Das ist von so vielen Parametern abhängig,
die man heute noch nicht einschätzen
kann. Wie ist die Entwicklung der Infekti-
onszahlen? Wie entwickelt sich die Mutati-
on? Was können wir mit dem Impfen errei-
chen? Dazu kann heute keiner eindeutige
Antworten geben.

Von Beginn der Krise an hat die Bun-
desregierung sehr viele Steuergelder ein-
gesetzt, um die wirtschaftlichen Folgen
abzudämpfen. Irgendwann werden aber
die Regelungen zum Kurzarbeitergeld
und zur Insolvenzaussetzung auslaufen.
Drohen dann Pleitewellen und ein deut-
licher Anstieg der Arbeitslosenzahlen?
Wir haben ein soziales Netz gespannt, was
Sicherheit für die Arbeitnehmer aber auch
die Unternehmen bietet. Ich bin auch hier
optimistisch, dass nach Überwindung der
Krise die Arbeitnehmer wieder regulär ar-
beiten können. Unternehmensinsolvenzen
wird es geben. Aber nicht in dem Umfang
wie Skeptiker befürchten. Wenn die Wirt-
schaft wieder anläuft, gibt es einen großen
Konsumnachholbedarf bei den Menschen.

Die Händler in den Innenstädten, die
ohnehin unter Druck standen, und in
der Krise nicht so abgefedert wurden wie
etwa Gastronomen – halten die durch?
Meine Prognose ist, dass der Großteil
durchhalten wird. Großhändler und Mar-
kenhersteller sind hier, wie ich höre,
durchaus bereit, Waren zurückzunehmen
und so zu unterstützen. In den Überbrü-
ckungshilfen gibt es ja auch die Regelung,
das verderbliche Waren und Saisonware als
Fixkosten angerechnet und so erstattet wer-
den können. Das ist eine starke Hilfestel-
lung für den Handel.

Dennoch werden die Corona-Hilfen
für den Mittelstand vielfach als zu büro-
kratisch empfunden. Wie sehen Sie als
Mittelstandsbeauftragte der SPD das?
Ich habe Verständnis für die Unternehmen,
deren Liquidität zu Ende geht, wenn sie
sich wünschen, dass die Hilfen schon nach
ein paar Mausklicks kommen. Aber man
muss schon schauen, dass diese Steuergel-
der auch bei den Richtigen ankommen.
Daher sind die Anträge etwas umfangrei-
cher, um möglichst viele Einzelfälle abde-
cken zu können.

Auch weil sonst mit Missbrauch zu
rechnen wäre?
Ja, in der ersten Phase des Lockdown hat
sich gezeigt, dass Soforthilfen – wenn auch
nur zu einem sehr kleinen Teil – zu Un-
recht kassiert wurden. Noch zur Ergänzung
zur vorherigen Frage: Die Anträge werden
ja vielfach von Steuerberatern und Wirt-
schaftsprüfern bearbeitet, die sich mit so
etwas auskennen.

Solo-Selbstständige haben aber oft
keinen Steuerberater...
In dem Bereich sind die Anträge ja auch
einfacher gehalten. Ich will aber durchaus
mal deutlich machen, dass Aussagen in der
Presse oder im Netz, wonach Antragsteller
noch keinen Cent erhalten hätten, nicht
zutreffend sind. Von den November- und
Dezemberhilfen sind Abschläge gezahlt
worden. Die Überbrückungshilfe II, die bis
Dezember gilt, ist zu mehr als 90 Prozent
fix abgerechnet. Die Gelder fließen – wenn
auch mit Zeitverzug.

Sie werden wohl auch weiter fließen
müssen, denn die Kanzlerin und die Mi-
nisterpräsidenten haben den Lockdown
unlängst erneut verlängert und noch ver-
schärft. Richtig so?
Solange wir diese Zahlen bei den Inziden-
zen haben, müssen wir noch durchhalten...

...aber die Zahlen gehen doch gerade
runter?
Ja, aber sie sind dennoch so hoch, dass
Krankenhäuser überlastet sind. Die sinken-
den Zahlen zeigen aber auch, dass die ge-

troffenen Maßnahmen Sinn machen. Das
stimmt mich hoffnungsvoll. Noch nicht
abschätzbar ist, wie sich die Mutationen
entwickeln werden und wie wir mit dem
Impfen vorankommen.

Sie zählen also nicht zu denen, die
für Lockerungen ab Mitte Februar plädie-
ren?
Klar würde ich mir das wünschen. Aber im
Moment schätze ich es als unwahrschein-
lich ein, dass dann alles geöffnet wird.

Vielleicht nicht alles, aber doch zu-
mindest die Schulen. Schließlich gibt es
schon seit Jahren die Einschätzung von
ausbildenden Betrieben, dass die Quali-
tät der Bewerber nachlässt und ange-
sichts dessen Ausbildungsstellen nicht be-
setzt werden können. Ein weitestgehend
ausgefallenes Schuljahr dürfte die Situa-
tion sicher nicht verbessern.
In den Schulen wurde ein großer Schritt
hin zu mehr Digitalisierung geschafft.
Gerade für Schüler in den weiterführen-
der Schulen kann das ein Vorteil sein,
weil auch das Wirtschaftsleben digital ist.
Anders sieht es bei Grundschulen aus.
Hier sollte noch im Februar der Schulbe-
such im Wechselunterricht ermöglicht
werden.

Der Termin für die Entscheidung
über das weitere Vorgehen in Sachen
Lockdown wurde zuletzt auf Initiative
des Kanzleramtes vorverlegt – in eine
Nicht-Sitzungswoche des Bundestags. Et-
wa um das Parlament leichter umgehen
zu können?
Diesen Zusammenhang kann ich nicht er-
kennen. Es war eher so, dass die Entwick-
lung der Pandemie den dringenden Hand-
lungsbedarf erforderlich gemacht hat.

In den Fokus ist seit der letzten Lock-
down-Verlängerung die Ansteckungsge-
fahr während der Arbeit geraten, was zu
einer verstärkten Forderung nach mehr
Home-Office führt. Auf vielen Verwal-
tungsebenen scheint das aber nicht mög-
lich, weil die technischen Voraussetzun-
gen fehlen. Ist dem so?
Dass es in einzelnen Verwaltungen in Sa-
chen Digitalisierung noch einiges zu tun
gibt, kann man sicherlich nicht leugnen.
Im Bereich der Bundestagsverwaltung ist
hingegen viel möglich. Bei mir im Büro
wurde die ohnehin vorhandene Möglich-
keit des Home-Office nochmals ausgewei-
tet. Es ist schon richtig, Arbeitgeber in die
Pflicht zu nehmen, damit sie Home-Office
anbieten.

Frau Poschmann, die Krise kostet viel
Geld und führt zu einer hohen Verschul-
dung des Bundes und der Länder. Kommt
der Corona-Soli oder eine Corona-Steu-
er?
Das ist im Moment schwierig einzuschät-
zen, weil wir nicht wissen, welche Sum-
men für die Krisenbewältigung noch be-
nötigt werden. Wir haben in Deutschland
dank einer vorsichtigen Finanzpolitik ei-
gentlich eine gute Ausgangslage. Bei ei-
nem guten Wachstum müssen wir eventu-
ell gar nicht über Steuererhöhungen nach-
denken.

Das Gespräch führte Götz Hausding. T
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Abgeordnete im Bundestag und Mitglied

im Ausschuss für Wirtschaft und Energie.

Seit 2014 ist sie Mittelstandsbeauftragte

der SPD-Fraktion.

© Susie Knoll/Benno Kraehan

»Die
Gelder
fließen«
SABINE POSCHMANN Die
SPD-Abgeordnete ist optimistisch,
dass sich die Wirtschaft relativ
schnell wieder erholt

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Der Unternehmer: Reinhard Houben

Ü
ber den Jahreswirtschaftsbericht, den er heute auf den Tisch
gekriegt hat, kann Reinhard Houben nicht viel sagen. Es ist
Mittwoch vergangener Woche. „Wenn Sie zu Beginn einer
Sitzung 150 Seiten erhalten, ist die Vorbereitung auf Fragen

an den Bundeswirtschaftsminister etwas schwierig“, sagt der FDP-
Abgeordnete und lächelt leicht grimmig. Die Regierungsfraktionen,
vermutet er, hätten den Bericht sicher schon in seiner Entstehung
gesehen. „Das ist ein übliches Geschäft“, beschreibt er den Um-
gang mit der Opposition, „das muss man sportlich sehen“. Er über-
legt einen Moment. „Sauer aufstoßen tut es aber schon.“
Seit 2017 sitzt der Kölner Houben, 60, im Bundestag, ist wirt-
schaftspolitischer Sprecher seiner Fraktion. Dass Peter Altmaier,
der CDU-Minister im Wirtschaftsressort, die Herbst-Prognose
des Wirtschaftswachstums von 4,4 Prozent für 2021 nun auf
drei Prozent senkt, ist für Houben keine Überraschung, „aber ei-
ne ehrliche Vorhersage kann man sowieso nicht machen, jede
weitere Woche Lockdown bedeutet einen Rückgang“.
Houbens Aufgabe besteht darin, der Regierung kritisch auf die
Finger zu schauen. Altmaiers Wirtschaftspolitik im Schatten der
Pandemie bescheinigt er, es fehle nicht an Geld, „wohl aber an ei-
ner klaren, nachvollziehbaren Strategie“. Steuerberater würden an-
gesichts sich ändernder Rahmenbedingungen und der Vielzahl an
Hilfen von ungenauen Formulierungen berichten, von Widersprü-
chen. „Wir brauchen mehr Empathie für die Betroffenen.“
Houben ist Oppositionspolitiker, und er weiß, wovon er spricht.
Der Betriebswirtschaftler hat ein Jahr nach Studienabschluss

die Geschäftsführung des mittelständischen Handelsunterneh-
mens seines Vaters übernommen. Damals war er 23 gewesen.
„Mit 16 Jahren war mir klar, dass ich es machen wollte“, erin-
nert er sich. „Mich reizte die Möglichkeit, relativ früh eigenver-
antwortlich und selbst entscheidend ein Unternehmen zu füh-
ren.“ Sein Vater hatte nach dem Zweiten Weltkrieg auf die
Übernahme in den öffentlichen Schuldienst gewartet und als
Handelsvertreter für Schweißgeräte am Niederrhein gearbeitet.

Er vergrößerte den Aufgabenbereich und gründete dann seine
eigene Firma für Werkzeuge und Lichttechnik. Der Gedanke an
die Verbeamtung als Lehrer war da längst verworfen.
Als jüngstes von vier Kindern habe er oft die Ohren gespitzt,
wenn am Esstisch über Politik diskutiert wurde, und das wurde
es reichlich. „Meine Eltern wählten auch ab und zu FDP“, sagt
er, „gleichwohl mein Vater mehr zur CDU tendierte und meine

Mutter mehr zur SPD“. Houben Junior begann sein politisches
Engagement als Klassensprecher und erinnert sich genau, wie
er, da war er zwölf, vor der Bundestagswahl 1972, für 50 Pfen-
nig seines Taschengelds einen Button mit „Willy wählen“ kauf-
te – ein Statement für Kanzler Willy Brandt von der SPD; „ich
hatte das Gefühl, wir brauchen einen Ausgleich mit den östli-
chen Nachbarn“.
In die FDP trat er nach seinem Studium ein, saß für sie sechs Jah-
re später im Rat der Stadt Köln, bis 1994. Damals war die FDP mit
3,5 Prozent abgestraft worden. 1999 zog sie wieder ein – ohne
Houben, der ein Jahr später Vorsitzender des Kreisverbands wur-
de. Ein Mandat strebte er nicht an, sah sein politisches Engage-
ment ehrenamtlich. „Damals hatten wir zwei kleine Kinder, es
gab die Firma zu leiten, und ein Haus hatten wir auch gerade ge-
kauft.“ 2009 erwischte es ihn dann doch, eher ungewollt: Immer
hatte er in Köln auf wenig aussichtsreichen Listenplätzen kandi-
diert, und nun stand er auf Nummer 12. Die Liberalen kamen mit
neun Mandaten in den Rat, doch ein Gewählter nahm die Wahl
nicht an, ein zweiter wechselte nach Berlin und ein dritter nahm
ein Mandat in der Landschaftsversammlung Rheinland an, „da
musste ich ran“. Seinen Sitz hatte er dann bis 2017 inne. „Meine
Lebensplanung sah den Bundestag nicht vor“, sagt er. „Aber die
Partei wollte sich breit aufstellen – mit einem mittelständischen
Unternehmer“. Das war dann er. Seitdem pendelt er zwischen
Köln und Berlin. Und die Firma hat seit 2020 einen neuen Proku-
risten: Seinen Sohn Burkhard. Jan Rübel T

.....................................................................................................................................................

»Eine ehrliche Wachstums-
vorhersage kann man

sowieso nicht machen, jede
weitere Woche Lockdown
bedeutet einen Rückgang.«
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Im Schatten der Krise
WIRTSCHAFT Die meisten Unternehmen leiden unter dem Lockdown – doch manche kennen nur Wachstum

D
er Weg zum Aufbruch der
deutschen Wirtschaft
führt entlang einer Straße
aus dickem Pflaster. Zwei-
stöckige Arbeiterreihen-
häuser mit grauem Putz

ducken sich vorm Industriegelände, hier in
Berlin-Reinickendorf. Eine verblasste Frak-
turschrift auf der Ziegelsteinhauswand er-
zählt von Zeiten, in denen im Quartier ein
Industrieherz schlug. Heute aber verliert
sich der Besucher einsam in der Zone, ein
Hinweisschild verweist auf
„Brewbox“, eine Brauerei
für Kaffee und Bier in Do-
sen, und auf einen „Anti-
Drogen-Verein“. Eine un-
scheinbare Hallentür öff-
net sich. Aus ihr dringt Ma-
schinenlärm, stanzendes
Stakkato einer Boom-Bran-
che in Zeiten der Pande-
mie: Die Produktion von
FFP2-Masken, „Made in
Germany“.
Erst seit vergangenem No-
vember werden die Endlos-
fasergewebe aus geschmolzenem Kunst-
stoff hier zu Hochleistungsmasken verar-
beitet. „Wir gingen ins Risiko“, sagt Unter-
nehmer Robert Erdinç, 42, von der Firma
„Your Mask“. Er und seine zwei Brüder, alle
drei branchenfremd, finanzierten den Auf-
bau der Maschinen komplett über Kredite.
„Wir wussten, dass sich die Pandemie so
entwickeln wird.“ Einer der Brüder habe
ausgerechnet, wie viele Menschen sich nor-
malerweise mit Grippe anstecken. „Da war
klar, wohin die Reise geht.“ Der Hallen-
raum ist in helles Weiß getaucht, die Berli-
ner übernahmen ihn von einem Automo-
bilzulieferer, der sich verkleinerte. 30 Ange-
stellte eilen zwischen drei Maschinen hin
und her, die vierte ist bereits bestellt; der-
zeit werden 110.000 bis 120.000 Masken
am Tag hergestellt. „Hätten wir hier 50 Ma-
schinen, würden die alle laufen“, sagt Er-
dinç, „so viele Bestellungen kommen rein.“
Wo andere im Lockdown unverrichteter
Dinge ausharren, haben die Brüder Erdinç
verrückte Monate hinter sich, eine Erfolgs-
story. Und selten mehr als fünf bis sechs
Stunden Schlaf in der Nacht.

Sinkende Umsätze Die Maßnahmen we-
gen der Corona-Pandemie haben die Wirt-
schaft unterschiedlich hart getroffen. Der
von sozialen Kontakten geprägte Dienst-
leistungssektor wird arg gebeutelt, wäh-
rend sich die Industrie robust zeigt und be-
reits wieder anzieht. Deutschlands Unter-
nehmen bezahlen die Kosten der Pande-
mie mit insgesamt gesunkenen Umsätzen.
Das Deutsche Institut für Wirtschaftsfor-
schung (DIW) schätzt sie für das Jahr 2020
auf rund 212 Milliarden Euro; bis zum En-
de der Krise könnte sich diese Summe
nach Institutsschätzung auf 391 Milliarden
Euro erhöhen. Vor allem Exporte erweisen
sich gerade als Zugpferd. Das Statistische
Bundesamt ermittelte für den vergangenen
November ein Wachstum um 2,2 Prozent
im Vergleich zum Vormonat. „Vor allem
die Exporte nach China boomen“, sagte

Thomas Gitzel, Chefvolkswirt der VP Bank,
gegenüber der „Tagesschau“. Die Nachfrage
nach deutschen Autos steige dort, während
auch Maschinenbauer mit ihren Produkten
gefragt seien. „Einmal mehr zeigt sich:
Geht es China gut, profitiert Deutschland.“
Die Brüder Erdinç produzieren hauptsäch-
lich für den deutschen Markt, erhalten aber
bereits Anfragen aus dem Ausland. Robert
Erdinç ist eigentlich Händler für Edelme-
tall, sein einer Bruder Goldschmied und
der andere Immobilienmakler. Ist das die

perfekte Voraussetzung für
einen Senkrechtstart in der
Industrie? „Man kann sich
ja reinlesen“, lächelt Erdinç.
Im vergangenen März habe
er per WhatsApp ein Ange-
bot zum Kauf von 300.000
Masken erhalten, zeitgleich
fragte jemand seinen Bru-
der nach Masken. „So wur-
den wir auf das Thema auf-
merksam.“
Lange suchten sie nach ei-
nem passenden Maschinen-
bauer, „wir fanden ihn

dann vor unserer Haustür“, die Firma Jo-
nas & Redmann aus Treptow-Köpenick.
Vier Rollen des Feingewebes zieht sich die
eigens konstruierte Maschine heran,
schiebt zunächst den Nasenbügel ein.
Dann stanzt sie die Maskenform aus dem
Stoff. Ein paar Zentimeter danach kommt
ein Aufdruck, danach werden Ohrenbügel
angebracht, während ein Scanner die Sym-

metrie der Produkte prüft. Endlich werden
die Masken rausgeschnitten, noch einmal
gescannt – nun fallen sie in einen Karton,
das ist der ganze Prozess entlang von zehn
Metern. Angestellte tragen sie zu einer
zweiten Maschine, wo die Masken einzeln
verpackt werden; nur am Ende, zum Abpa-
cken in die Endkartons greift wieder Men-
schenhand ein. Die rasant wachsende Fir-
ma entwickelt mit Jonas & Redmann die
Maschinen systematisch weiter. „Nur über
Automatisierung können wir preislich mit
Asien mithalten.“

Staatshilfen Für ihre Unternehmung ha-
ben die Erdinç keine Förderung in An-
spruch genommen. Aber der Staat hat tief
in die Tasche gegriffen, um die pandemie-
bedingten Einschränkungen abzufedern.
Für 2021 schätzt das Bundesfinanzministe-
rium 74 Milliarden Euro Mehrausgaben
für den Bund, 27,3 Milliarden Euro bei
den Ländern und Kommunen sowie
2,8 Milliarden Euro bei den Sozialversiche-
rungen. Die Hilfspakete werden von Bürg-
schaften flankiert, von denen der Bund
765,5 Milliarden Euro übernimmt und die
Länder 69,8 Milliarden Euro. Insgesamt
stehen so 1,455 Billionen Euro bereit
– rund 42 Prozent des deutschen Bruttoin-
landsprodukts vom Jahr 2019.
Ökonomen prognostizieren für die Dienst-
leistungsbranche eine Aufholjagd, sobald
alle Einschränkungen fallen. Das heißt:
Der Aufschwung auf dem Arbeitsmarkt,
der kurz vor dem zweiten Lockdown be-

gann und dann in eine verschärfte Winter-
pause geriet, wird erst irgendwann in die-
sem Jahr wieder an Fahrt gewinnen. Ein-
zelne Branchen dagegen zeigen sich unbe-
eindruckt: Textilwirtschaft und Möbelher-
steller melden erste positive Zahlen, und
das Baugewerbe sowie das Handwerk lei-
den ohnehin unter Fachkräftemangel.
Für viele Unternehmer heißt es aber nur
noch Durchhalten. Vor allem die Gastro-
nomie hat eine lange Durststrecke hinter
sich – und eine ungewisse Zukunft vor
sich. In Berlin liegt die
Oranienburger Straße, an-
sonsten ein Hotspot sich
verlustierender Berliner
und Touristen samt Bars,
Kneipen und Restaurants,
an diesem Freitagabend
dunkel da, als habe ein
einziger Vorhang sie zuge-
zogen. Allein ein Licht
funkelt, trotzt aus einem
Laden heraus; lediglich die
zwischen Tischen abge-
stellte Vespa erinnert da-
ran, dass keine Gäste er-
wartet werden. Doch im Restaurant „Vino
e Basilico“ steht ein Koch vor Pfannen
und rührt ein Kalbsragout in die fertigen
Paccheri-Nudeln. Den Besucher begrüßen
in L-Form aufgestellte Weinflaschen auf
zusammengeschobenen Tischen. „Im
März, als wir alle schlossen, kam es mir
vor wie in einem schlechten Film“, erin-
nert sich Küchenchef Loriano Mura. Im

September 2016 hatten er und Manager
Francesco Comi eröffnet – beide hatten
vorher gemeinsam jahrelang im „Bocca di
Bacco“ gearbeitet, einem Edelrestaurant
der Hauptstadt. „Wir wollten etwas Eige-
nes aufziehen, das mehr zu unserer Per-
sönlichkeit passt, das familiärer ist.“ Er-
folg stellte sich rasch ein, Stammkund-
schaft bildete sich. Doch dann kamen die
Lockdowns Nummer Eins und Zwei. Die
Stammkunden blieben. Holen ihr bestell-
tes Essen selbst ab – oder lassen es sich

über einen Lieferdienst
bringen. 40 bis 60 Gerichte
am Tag, „mit dem Take
Away finanzieren wir den
Wareneinsatz“, sagt Comi
und setzt sich an einen
Tisch.
Die Staatshilfen für No-
vember und Dezember fin-
den sie großzügig, es han-
delt sich um 75 Prozent der
Umsätze aus dem Ver-
gleichszeitraum des Vorjah-
res, nur warten sie noch auf
den Zahlungseingang. „Ich

habe heute zehnmal nachgeschaut, ob das
Geld da ist“, sagt Comi. Er schweigt für ei-
nen Moment. „Wir fühlen uns nicht allein,
es ist aber die schwierigste Zeit meines Le-
bens.“ Die Miete wird ihnen derzeit ge-
stundet. Da ist der Staat, aber da sind auch
die Leute, die reinkommen, wenn auch nur
kurz. „Es ist eine starke Verbindung“, sagt
Mura. „Wir brauchen den Kontakt.“ Man

versteht, dass er es nicht nur materiell
meint.

Kurzarbeit Im Lockdown machen die bei-
den einfach weiter. Sind jeden Tag im Lo-
kal, „wir arbeiten jetzt mit 20 bis 30 Pro-
zent des eigentlichen Personals – der Rest
ist in Kurzarbeit“. Und dann planen sie et-
was Verrücktes. In dieser Zeit, in der Läden
schließen, wollen sie einen zweiten öffnen,
eine Weinbar in der Nähe. „Die Idee war
immer da“, sagt Mura. „Wir warteten nur
auf die richtige Location.“ Und so wird ge-
rade gebaut, „nächste Woche soll die Bar
fertig eingerichtet sein, das gibt uns innere
Kraft, nach vorn zu schauen.“
In der Küche wartet ein Blech voller Scho-
ko-Crumbles für Desserts auf ihren Einsatz.
Koch Gian Luca Calogero hat die Paccheri
längst verpackt und von einem Fahrradku-
rier abholen lassen, nun rührt er ein wenig
untätig in der Gemüsebrühe fürs Risotto.
Nicht viel los heute. Da klingelt es sanft
von einem auf der Theke aufgestellten Tab-
let – eine Bestellung trudelt rein, Mura und
Comi springen beide auf, dann noch ein
Klingelton und noch einer. Vorbei für ei-
nen Moment die Sorgen, die Gedanken
nun fixiert auf das, was gerade gemacht
werden muss: Trüffel reiben für die Taglia-
telle und Speck anbraten, für die
Orecchiette mit Radicchio-Salat. „Zwei Mi-
nuten“, ruft Calogero Mura zu, der die
Transportschachteln vorbereitet. In der auf-
kommenden Hektik liegt eine gewaltige
Ruhe. Jan Rübel T

Deutschland im Lockdown:Wie hier in Köln ist republikweit die Geschäftswelt weitgehend geschlossen. © picture-alliance/Geisler-Fotopress/Christoph Hardt

Schöne neue Arbeitswelt
HEIMARBEIT So viel Homeoffice wie möglich wünscht sich die Politik – dabei offenbart sich oft, wie stark die Digitalisierung verschlafen wurde

Seit dem 27. Januar hat der Arbeitgeber die
Pflicht, Homeoffice anzubieten „wenn kei-
ne zwingenden betriebsbedingten Gründe
entgegenstehen“ – ein großer Schritt nach
Monaten der Appelle, den Bundesarbeits-
minister Hubertus Heil (SPD) mit der bis
zum 15. März befristet geltenden SARS-
CoV-2-Arbeitsschutzverordnung geht. Er ist
von der Hoffnung getragen, dass noch
mehr Wege vermieden und weiter Kontakte
verringert werden. Was zwingende betrieb-
liche Gründe sind, variiert je nach Branche
stark und: Kontrollen bei der Einhaltung
der Regeln seien nur „stichprobenartig“
möglich, hieß es aus dem Ministerium.

Bewegungsdaten Vor allem in den Städ-
ten war Kritik an vollen Bussen und Bah-
nen, Fabrikhallen und Großraumbüros
laut geworden. Der Hashtag #MachtBüros-
Zu mit Horrorgeschichten aus Gesund-
heitsämtern und Kreisverwaltungen plopp-
te Mitte Januar im Sozialen Netzwerk Twit-
ter über mehrere Tage auf. Aber auch die
Bewegungsdaten zeigten, dass die starken
Kontaktbeschränkungen im Privatleben
sich weniger auf die (Arbeits-)Mobilität der
Menschen auswirkten. Während im April
2020 noch 27 Prozent der Beschäftigten
„ausschließlich oder überwiegend“ von zu-

hause aus arbeiteten, sank der Anteil bis
November 2020 wieder auf 14 Prozent
– trotz des sogenannten „Lockdown Light“
und der Appelle an die Arbeitgeber, mehr
Heimarbeit zu ermöglichen. Dabei könne
nach Simulationen vom Institut zur Zu-
kunft der Arbeit und der Universität Bonn
die Erhöhung der Homeoffice-Quote um
zehn Prozent dazu führen, dass die Neuin-
fektionen Ende Februar um rund 27 Pro-

zent niedriger lägen. Zum Vergleich: Schul-
und Kita-Schließungen machen dem Simu-
lationsmodell nach eine Verringerung der
Zahlen um etwa zehn Prozent aus.
Erst im Dezember-Lockdown zeigte sich
laut Daten des Robert-Koch-Instituts wie-
der, dass so wenige Menschen wie im ers-
ten Lockdown im Frühjahr 2020 unterwegs
waren – auch, weil über die Feiertage weni-
ger Menschen zur Arbeit mussten.

Nach Angaben des Münchner ifo-Instituts
käme Homeoffice für rund 56 Prozent der
Arbeitsplätze in Betracht. Aktuell arbeitet
einer repräsentativen Studie des Digitalver-
bands Bitkom zufolge jeder Vierte aus-
schließlich im Homeoffice (siehe Grafik).
Das entspricht 10,5 Millionen Berufstäti-
gen. Weitere 8,3 Millionen Arbeitnehmer
könnten zumindest teilweise von Zuhause
aus arbeiten. Der Verband geht davon aus,
dass Homeoffice in Zukunft nicht weiter
die Ausnahme bleibt: „Die Corona-Krise
hat gezeigt, dass flexibles Arbeiten die
Qualität der Arbeitsergebnisse nicht
schmälert – im Gegenteil“, sagte Bitkom-
Präsident Achim Berg. Aber: Das setze „ei-
nen tiefgreifenden Kulturwandel in der Ar-
beitswelt voraus“, so Berg

Kritik an Pflicht Die Vorgaben für mehr
Homeoffice seien „inakzeptabel“, hieß es
hingegen von Oliver Zander, Hauptge-
schäftsführer des Arbeitgeberverbands Ge-
samtmetall. Er betonte, dass die Einfüh-
rung einer Homeoffice-Pflicht unter dem
Corona-Vorwand ein massiver Eingriff über
den Verordnungsweg sei. „Die Argumente
gegen eine Homeoffice-Pflicht sind be-
kannt und werden durch das Virus nicht
beseitigt“, sagte Zander. Auch DGB-Chef

Rainer Hoffmann sprach von „Klärungsbe-
darf“ beim Thema und betonte, dass
Homeoffice nicht zur allgemeinen Pflicht
werden dürfe.
Auch viele Ämter sind nicht in der Lage,
die neuen Vorgaben fürs Homeoffice um-
zusetzen. Während die Homeoffice-Quote
bei den Bundesministerien laut einer Um-
frage der Nachrichtenagentur dpa bei etwa
80 Prozent liegt, sinkt die Quote, je mehr
lokal die Behörde ist. Dort kann teilweise
weniger als die Hälfte der Mitarbeiter im
Innendienst von Zuhause aus arbeiten. Die
Gründe sind alt bekannt: Lieferengpässe
bei Arbeitsgeräten, fehlende digitale Akten
und Arbeitsabläufe. Ein „ernstes Versäum-
nis“ nennt Arbeitsminister Heil das und
hält dennoch am Prinzip Hoffnung fest:
„Natürlich können wir jetzt nicht in weni-
gen Tagen nachholen, was jahrelang bei
der Digitalisierung verschlafen wurde. Aber
was machbar ist, muss jetzt gemacht wer-
den.“ Lisa Brüßler T

»Hätten
wir hier

50 Maschinen,
würden
die

alle laufen.«
Robert Erdinç, Produzent

von FFP2-Masken

Weiterführende Links zu den

Themen dieser Seite finden

Sie in unserem E-Paper

»Mit dem
Take Away
finanzieren
wir den
Waren-
einsatz.«
Loriano Mura,
Gastronom
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Opposition für besseren
Schutz der Risikogruppen
SCHNELLTESTS Neue Strategien gegen das Coronavirus

Die unverzügliche Zulassung von schnellen
Corona-Selbsttests zur Abgabe in Apothe-
ken, ohne die Zertifizierung abzuwarten:
Dieser Vorstoß der Grünen-Fraktion zählte
zu den Initiativen der vier Oppositions-
Fraktionen, mit denen sie in der vergange-
nen Woche eigene Akzente zur Bekämp-
fung der Pandemie setzen wollten. „Es geht
um Leben und Tod“, mahnte Janosch Dah-
men (Grüne) zur Eile. Die Tests seien ein-
fach anzuwenden, sicher, preiswert und
verfügbar, sagte er zur Begründung des An-
trags (19/25705) seiner Fraktion. Die Ka-
pazitäten bei Schnelltests
müssten massiv ausgeweitet
werden. Sie eigneten sich
für die Testung von Pflege-
personal, Besuchern in
Pflegeheimen oder Perso-
nal in medizinischen Ein-
richtungen, für Lehrkräfte
und Bürger in Hotspots.
Ohne Zertifizierung gebe es
Haftungsprobleme, warnte
Rudolf Henke (CDU). Fal-
sche Anwendung der Tests
könne zu trügerischer Si-
cherheit führen, wandte Sa-
bine Dittmar (SPD) ein.
In die nämliche Stoßrichtung wie bei den
Grünen geht ein Antrag der FDP-Fraktion
(19/26189). Der Abgeordnete Andrew Ull-
mann kritisierte, dass Laientests und Heim-
tests in der Strategie der Bundesregierung
bis zu einem Referentenentwurf in der ver-
gangenen Woche gar nicht vorgekommen
seien. Mit dem vermehrten Einsatz von An-
tigen-Schnelltests, heißt es in dem Antrag,
könne der Schutz von vulnerablen Grup-
pen insbesondere in der stationären und
ambulanten Gesundheitsversorgung gesi-

chert werden. Ziel müsse es sein, dass jede
Kontaktperson einer Risikogruppe täglich
einen Antigen-Schnelltest machen könne.

Gefährdete Alte Ganz überwiegend zähl-
ten Menschen über 70 Jahren zu den Coro-
na-Todesopfern, befand Uwe Witt (AfD):
„Schützen Sie endlich unsere älteren Mit-
bürger“, forderte er die Bundesregierung
auf. Jeder, der ein Heim betrete, solle einen
Schnelltest machen. Die Fraktion fordert in
ihrem Antrag (19/26234), die Liste der Ri-
sikogruppen, die kostenlose FFP2-Masken

erhalten sollen, zu erwei-
tern um Bezieher von Er-
werbsunfähigkeitsrenten
und Menschen, die auf-
grund einer Schwerbehin-
derung in Rente sind.
Auch Susanne Ferschl (Lin-
ke) machte klar, dass Mas-
ken allen zugänglich sein
müssten – und zwar zu be-
zahlbaren Preisen. Diese
regele der Markt nicht.
Menschen mit geringem
Einkommen dürften kei-
nen Nachteil beim Gesund-

heitsschutz haben. Die Fraktion verlangt in
ihrem Antrag (19/26170) die zentrale Be-
schaffung der FFP2-Masken und eine staat-
liche Preisregulierung. Für private Käufe
müssten die Abgabepreise auf die Selbst-
kosten gedeckelt werden. Zudem dringen
die Linken auf eine Erhöhungen der
Grundsicherungsleistungen um 100 Euro.
Der Antrag der Linken wurde bei Enthal-
tung der Grünen und dem Nein der übri-
gen Fraktionen abgelehnt. Die übrigen drei
Anträge werden im Gesundheitsausschuss
weiter beraten. Franz Ludwig Averdunk T

»Es geht
in der

Pandemie
um Leben

und
Tod.«

Janosch Dahmen
(Grüne)

FDP will mehr Demokratie
in der Pandemie wagen
GRUNDRECHTE Kritik an Verordnungsermächtigungen

Eine Initiative der FDP-Fraktion für eine
stärkere Parlamentsbeteiligung in der Co-
ronakrise ist bei den meisten anderen Frak-
tionen auf Skepsis und Ablehnung gesto-
ßen. Nur die Linksfraktion signalisierte bei
der ersten Aussprache vergangene Woche
grundsätzliche Zustimmung. Die FDP
scheiterte zudem mit einer Forderung, die
Prioritäten bei der Corona-Impfung gesetz-
lich zu regeln (19/25260).
Die FDP-Fraktion fordert in epidemischen
Lagen von nationaler Trag-
weite eine Stärkung des Par-
laments. Derzeit würden
Grundrechte über Verord-
nungsermächtigungen ein-
geschränkt, heißt es ihrem
Gesetzentwurf (19/26180).
Die Bundesregierung solle
dazu verpflichtet werden,
eine Zustimmung des Bun-
destages einzuholen, wenn
beabsichtigt sei, im Rah-
men der Bund-Länder-Ko-
ordinierung bundeseinheit-
liche Maßnahmen herbei-
zuführen. Sei dies nicht möglich, müsse
die Zustimmung nachträglich eingeholt
werden. Auch solle offengelegt werden, mit
welchen Vorschlägen die Bundesregierung
in die Bund-Länder-Koordination hinein-
gehe und wie sich dies im Ergebnis wider-
spiegele.
Marco Buschmann (FDP) sagte, die Bund-
Länder-Gespräche seien derzeit die Haupt-
instanz der politischen Willensbildung in
der Pandemie. Bundesweite Angelegenhei-
ten bedürften aber einer bundespolitischen
Legitimation. Er verkündete: „Wir wollen
mehr parlamentarische Demokratie in der
Pandemie wagen.“ Zustimmung kam von

der Linksfraktion. Jan Korte (Linke) erin-
nerte daran, dass die Bund-Länder-Runde
in der Verfassung gar nicht vorgesehen sei.
Die Sitzungen seien nicht öffentlich, und
auch die Vorbereitungen blieben intrans-
parent. Die Kanzlerin müsse vor den Ge-
sprächen mit den Ländern im Bundestag
ihre Pläne vorstellen und nicht nachträg-
lich. Dies sei entscheidend auch für die Ak-
zeptanz der Beschlüsse in der Bevölkerung.
Skeptisch äußerten sich die Grünen, die

freilich auch für eine Stär-
kung des Parlaments in der
Pandemie eintreten. Ma-
nuela Rottmann (Grüne)
sagte, kritisch seien die
Verordnungsermächtigun-
gen. Die wesentlichen Ent-
scheidungen müssten vom
Bundestag beschlossen
werden. Ihre Fraktionskol-
legin Britta Haßelmann er-
gänzte, die Bund-Länder-
Runde dürfe nicht noch
aufgewertet werden.
Die AfD-Fraktion hielt den

Entscheidern totales Versagen vor. Tobias
Peterka (AfD) sagte, Bund und Länder lie-
fen kopflos in Maximalmaßnahmen hi-
nein und bildeten ein verfassungsfremdes
Direktorium, das Grundrechte, Wirtschaft
und Parlamente für zweitrangig erkläre.
Das sei gefährlich.
Redner von Union und SPD widersprachen
den Vorwürfen. Rudolf Henke (CDU) sag-
te, die wesentlichen Forderungen der FDP
seien im Infektionsschutzgesetz (IfSG) vor-
gesehen und würden in der Praxis umge-
setzt. Sabine Dittmar (SPD) betonte, der
Bundestag habe vielfältige Beteiligungs-
möglichkeiten und nutze sie auch. pk T

»Sie wollen
einen

Hausbrand
mit einer

Flasche Wasser
löschen.«
Tobias Peterka

(AfD)

Rechtssicherheit für Notfallsanitäter
MTA-REFORM Medizinisch technologische Assistenzberufe werden reformiert. Künftig Ausbildungsvergütung statt Schulgeld

Mit breiter Mehrheit hat der Bundestag ei-
nen Gesetzentwurf der Bundesregierung
(19/24447) zur Reform der medizinisch
technologischen Assistenzberufe (MTA) ge-
billigt. Für die in den Beratungen noch ver-
änderte Vorlage (19/26249) stimmten ver-
gangene Woche neben den Koalitionsfrak-
tionen auch Linke und Grüne, die FDP ent-
hielt sich, die AfD votierte gegen den Ent-
wurf.

Modernes Berufsbild Ziel der Reform ist
es, die MTA-Berufe an die modernen An-
forderungen anzupassen und für Bewerber

attraktiver zu gestalten. Die MTA-Reform
betrifft die Laboratoriumsdiagnostik, Ra-
diologie, und Funktionsdiagnostik sowie
die medizinische Technologie für Veteri-
närmedizin. Die Berufsbezeichnung Medi-
zinisch Technische Assistenz (MTA) wird
ersetzt durch die Bezeichnung medizini-
scher Technologe/in. Die Tätigkeiten sollen
im bisherigen Umfang erhalten bleiben,
die praktische Ausbildung wird erweitert.
Künftig soll außerdem eine angemessene
Ausbildungsvergütung gezahlt werden. Ein
Schulgeld darf nicht mehr erhoben wer-
den.

Notfallsanitäter Die Novelle sieht auch
eine Änderung des Notfallsanitätergesetzes
vor, um Sanitätern im Einsatz mehr Rechts-
sicherheit zu geben. Nach heftiger Kritik an
der ursprünglich geplanten Neuregelung
wurde der Passus in den Beratungen des

Gesundheitsausschusses neu gefasst. In ei-
ner Expertenanhörung hatten Sachverstän-
dige vor unrealistischen Vorgaben und ei-
ner Verschlechterung der Einsatzabläufe ge-
warnt, wenn Notfallsanitäter zunächst ver-
suchen müssten, ihr Vorgehen ärztlich ab-
zusichern.
Nunmehr ist den Notfallsanitätern bis
zum Eintreffen eines Arztes die eigenver-
antwortliche Durchführung heilkundlicher
Maßnahmen erlaubt, sofern sie diese in
der Ausbildung erlernt haben und beherr-
schen und sie erforderlich sind, um Le-
bensgefahr oder wesentliche Folgeschäden
für den Patienten abzuwenden.
Mehrere Redner zeigten sich in der
Schlussberatung sehr erleichtert, dass die
rechtliche Unsicherheit für Notfallsanitäter
nunmehr beseitigt wird. Emmi Zeulner
(CSU) sprach von einem echten Meilen-
stein. Sie sei stolz und dankbar, dass nach

Jahren ein Durchbruch gelungen sei. Wie
Zeulner würdigte auch Dirk Heidenblut
(SPD) die „Superberatungen“. Nun könn-

ten Sanitäter „mit weniger Rechtsunsicher-
heit im Bauch“ Leben retten. „Wir schaffen
Rechtsklarheit.“ Janosch Dahmen (Grüne)
wollte indes nicht allzu laut jubeln, auch
wenn er das Ergebnis begrüßte. Es bestün-
den jedoch immer noch Lücken. So sei es
Notfallsanitätern weiterhin nicht erlaubt,
Patienten eigenständig Schmerzmittel zu
verabreichen. Das schaffe unnötiges Leid
und könne mit realitätsnahen Regelungen
verhindert werden.

Viel Lob Wie andere Redner hob auch Ha-
rald Weinberg (Linke) die Verbesserungen
des Gesetzentwurfs in den Beratungen her-
vor. Die Änderungsanträge hätten ihn posi-
tiv überrascht. Fast alle Einwände seien be-
rücksichtigt worden. „Somit ist das Gesetz
tatsächlich ein großer Schritt in die richtige
Richtung.“ Paul Podolay (AfD) ging auf die
Arbeit der Heilpraktiker ein, deren Arbeit

der Novelle zufolge nicht beschnitten wer-
den soll. Heilpraktiker bedienten eine
wachsende Nachfrage der Patienten nach
alternativen Methoden wie der traditionel-
len chinesischen Medizin oder der Aku-
punktur. Sie stünden nicht in Konkurrenz
zu den herkömmlichen Verfahren, sondern
ergänzten und erweiterten diese, argumen-
tierte Podolay mit Blick auf die Kritiker
dieser Berufssparte.
Auch Wieland Schinnenburg (FDP) lobte
das Gesetz insgesamt. Allerdings habe die
Novelle auch einige Schwächen. So werde
die Ausbildung über die Gesetzliche Kran-
kenversicherung (GKV) finanziert, die da-
für etwa 100 Millionen Euro pro Jahr auf-
bringen müsse. Das sei „ein kapitaler Feh-
ler“. Es sei auch falsch, dass die Ausbil-
dungsschulen weiter gezwungen würden,
Kooperationsverträge mit Krankenhäusern
abzuschließen. pk T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Im Notfalleinsatz zählt jede Minute.
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in Jahr nach der ersten bestä-
tigten Infektion mit dem neu-
en Coronavirus in Deutsch-
land treiben die Virus-Muta-
tionen Experten und Politikern
den Angstschweiß auf die

Stirn. Aus deutscher Sicht ist vor allem die
Virusvariante B.1.1.7 aus Großbritannien
relevant, schon wegen der geografischen
Nähe. Wie der Virologe Christian Drosten
von der Berliner Charité dem „Spiegel“ sag-
te, ist laut einer neuen Studie aus Oxford
diese Mutante tatsächlich bis zu 35 Pro-
zent infektiöser als der Wildtyp des Virus,
also der nicht mutierte Keim.
Drosten hält einen exponentiellen Verlauf
der Neuinfektionen weiterhin für möglich,
falls es nicht gelingt, das Coronavirus über
Kontaktbeschränkungen wirksam einzu-
dämmen. Bei einem verfrühten Verzicht
auf die unlängst nochmals verschärften
Auflagen könnte die Lage im Frühjahr und
Sommer ganz außer Kontrolle geraten,
warnte der Forscher.

Klinik geschlossen Drosten rechnet im-
merhin nicht mit einem Ausfall der Impf-
stoffe durch die Mutationen, aber mit im-
mer neuen Varianten des Virus. Inzwischen
ist die britische Mutante auch in Deutsch-
land nachgewiesen worden und hat in Ber-
lin ein ganzes Krankenhaus lahmgelegt.
Das Vivantes Humboldt-Klinikum wurde
unter Quarantäne gestellt, neue Patienten
konnten vorerst nicht aufgenommen wer-
den. Das Personal wurde zur Pendel-Qua-
rantäne verpflichtet, die Mitarbeiter durf-
ten sich nur zwischen Wohnung und Ar-
beitsplatz bewegen. Der Hauptgeschäfts-
führer der Deutschen Krankenhausgesell-
schaft, Georg Baum, sagte, die Schließung
eines ganzen Krankenhauses müsse die
Ausnahme bleiben, sonst breche die medi-
zinische Versorgung zusammen.
Ausgerechnet in dieser kritischen Phase
kommt die Massenimpfung nicht richtig in
Gang, auch weil mit Biontech/Pfizer und

AstraZeneca gleich zwei Hersteller von Co-
rona-Impfstoffen wegen Produktionspro-
blemen verzögerte Auslieferungen ange-
kündigt haben. Der Impfstoff des britisch-
schwedischen Pharmakonzerns AstraZene-
ca ist vergangenen Freitag auch für die EU
zugelassen worden, in Großbritannien
wird er schon länger genutzt. Zwischen der
Pharmafirma und der EU ist ein heftiger
Streit über Vertragsinhalte und Liefermen-
gen entbrannt. Deutschland hat sich nach
Angaben der Bundesregierung 56 Millio-
nen Impfdosen von AstraZeneca gesichert,
allerdings wird der Impfstoff für Menschen
über 65 Jahre zunächst nicht empfohlen,
es fehlt eine ausreichende Datengrundlage.
Zuletzt häuften sich unterdessen Berichte,
wonach ältere Menschen, die mit Priorität
geimpft werden sollen, derzeit vergeblich
auf einen Impftermin warten.

Neue Perspektiven Angesichts der drama-
tischen Lage mit hohen Infektionszahlen,
unberechenbaren Mutationen und einem
verzögerten Impfprogramm wird auch im
Parlament der Ton rauer. In einer aktuellen
Stunde warf die Opposition der Bundesre-
gierung vergangene Woche ein schwaches
Krisenmanagement vor. Redner der Koaliti-
onsfraktionen wiesen die Vorwürfe zurück,
räumten aber ein, dass ein Stufenplan zur
Überwindung der Krise sinnvoll wäre.
Auf die kritische Lage in Teilen der Wirt-
schaft ging Carsten Linnemann (CDU) ein.
Die Industrie, das verarbeitende Gewerbe
oder auch etwa die Chemiebranche kom-
me vergleichsweise gut durch die Krise. Es
gebe aber Branchen, die schwer getroffen
seien, Schausteller etwa, der Einzelhandel,
Messebauer, Gastronomie oder Tourismus.
Hier würden Fragen nach Hilfe gestellt und
vor allem nach einer Perspektive. Die Wirt-
schaft müsse wissen, unter welchen Bedin-
gungen sie wieder öffnen könne, sagte der
CDU-Wirtschaftsexperte. Insofern sei ein
Stufenplan sinnvoll. Voraussetzung für ei-
ne Öffnung sei jedoch eine genaue Daten-

basis, um die Ansteckungsorte besser und
eindeutiger identifizieren zu können.

Solidarität Hilde Mattheis (SPD) hob die
ungebrochene Solidarität in der Gesell-
schaft hervor, insbesondere die der jungen
mit der älteren Generation. „Das ist ein ho-
hes Gut.“ Die von Bund und Ländern ver-
anlassten Vorkehrungen zur Eindämmung
des Virus stießen auf eine hohe Akzeptanz.
Mattheis forderte, diese Gemeinsamkeit
beizubehalten und zugleich die Auflagen
kritisch zu hinterfragen. Was die Impfkam-
pagne betrifft, forderte sie eine verlässliche
vertragliche Grundlage mit Herstellern. Auf
dem sicheren Weg bis zum Ausstieg sollte
den Menschen zudem die Möglichkeit ge-
geben werden, sich selbst zu testen.
Armin-Paul Hampel (AfD) warf der Regie-
rung „Angstpolitik“ vor. Eine vernünftige
Bundesregierung müsse den Menschen
Hoffnung geben und nicht Angst schüren.
Tatsächlich seien in der Coronakrise
85 Prozent der Menschen nicht oder nur
leicht bedroht, 15 Prozent hingegen stark

gefährdet. Und genau diese 15 Prozent
würden ignoriert, nämlich die alten Leute
über 80 Jahre, für deren Schutz in Alten-
und Pflegeheimen viel zu wenig getan wer-
de. Das seien jene Menschen, die nach
dem Krieg das Land wieder aufgebaut hät-
ten. „Diese alten Menschen haben Sie im
Stich gelassen.“ Hampel befand: „Die Bun-
desregierung hat auf der ganzen Ebene ver-
sagt.“ Sie solle zurücktreten.

Impfgipfel Einen besonderen Schutz für
die Risikotruppen forderte auch der FDP-
Abgeordnete Michael Theurer und versi-
cherte, es gehe nicht darum, alte Menschen
wegzusperren. Mit Blick auf den schlep-
penden Impfstart sagte er, das Impfdesaster
sei für jeden erkennbar. Es müsse ein Impf-
gipfel einberufen werden.
Jan Korte (Linke) rügte, der Impfstart sei
von viel Hoffnung begleitet gewesen, die
Realität jedoch sei katastrophal. Er erinner-
te daran, dass die Impfstoffe mit viel Steu-
ergeld erforscht worden seien und merkte
an: „Das hätte der Markt nicht von allein
geregelt.“ In der Krise würden auch die so-
zialen Unterschiede deutlich. Die ärmeren
Menschen „erkennt man daran, dass sie die
billigen Masken haben“.
Kordula Schulz-Asche (Grüne) mahnte, es
müsse jetzt vorausschauend gehandelt wer-
den mit Impfungen, Tests und Kontakt-
nachverfolgung. Sie warnte: „Wir sind an
einem kritischen Punkt angekommen in
der Pandemie.“ Die scheibchenweise vor-
gelegten Neuregelungen hätten die Men-
schen „müde und mürbe“ gemacht. Umso
wichtiger sei jetzt ein Stufenplan raus aus
der Krise.
Für deutlich mehr Tests in der schwierigen
Lage sprach sich Georg Nüßlein (CSU) aus.
„Wir müssen die Tests in die Breite tragen.“
Benötigt würden Schnelltests und Eigen-
tests für die Bevölkerung. Es müssten Alter-
nativstrategien entwickelt werden. „Wir
können uns nicht auf Dauer leisten, alles
herunterzufahren.“ Claus Peter Kosfeld T

Nach der EU-Zulassung für den Corona-Impfstoff von AstraZeneca werden bereits drei Vakzine im Kampf gegen das Virus zur Verfügung stehen. © picture-alliance/Laci Perenyi

Angst vor
B.1.1.7
CORONAKRISE Forderungen nach
einem konkreten Stufenplan raus aus
der Pandemie werden lauter.

> STICHWORT

Corona-Testverfahren

> PCR-Test Mit dem PCR-Labortest (poly-
merase chain reaction) kann das Erbgut
des Virus nachgewiesen werden. Der
PCR-Test liefert die verlässlichsten Ergeb-
nisse, aber meist erst nach zwei Tagen.

> Antigen-Schnelltest Es werden virale
Proteine nachgewiesen. Nötig sind hohe
Sensitivität (Infizierte erkennen) und Spe-
zifität (nicht Infizierte erkennen). Die Er-
gebnisse können falsch sein.

> Antikörpertest Die Immunantwort auf
eine Infektion wird gemessen. Aber kein
Nachweis einer akuten Infektion.
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»Nicht der große Wurf«
ELTERNGELD Bundestag beschließt Verlängerung bei Frühgeburten und flexiblere Teilzeitmodelle

E
ltern von Frühchen werden zu-
künftig länger Elterngeld be-
ziehen können und die Mög-
lichkeiten für eine Teilzeitbe-
schäftigung während der El-
ternzeit werden flexibler. Dies

sind die Kernpunkte der Reform des Bun-
deseltern- und Elternzeitgesetzes, die der
Bundestag am vergangenen Freitag in zwei-
ter und dritter Lesung be-
schlossen hat. Den entspre-
chenden Gesetzesentwurf
(19/24438) von Familien-
ministerin Franziska Giffey
(SPD) verabschiedete das
Parlament in der durch den
Familienausschuss geänder-
ten Fassung (19/26242)
mit den Stimmen der
CDU/CSU- und der SPD-
Fraktion gegen das Votum
der AfD-Fraktion. Die Frak-
tionen der FDP, Linken
und Bündnis /Die Grünen
enthielten sich der Stimme. Mehrheitlich
abgelehnt wurden hingegen eine Reihe von
Anträgen und Entschließungsanträgen der
Oppositionsfraktionen, denen das Reform-
vorhaben nicht weit genug geht.
Von den Änderungen an Giffeys Gesetzent-
wurf durch den Familienausschuss profitie-
ren vor allem die Eltern von Frühchen. War
ursprünglich lediglich eine Verlängerung

des Elterngeldbezugs bei Frühgeburten um
lediglich pauschal einen Monat vorgese-
hen, entschieden sich die Familienpolitiker
im Ausschuss für ein vierstufiges Modell:
Demnach verlängert sich der Bezug des Ba-
siselterngeldes um einen auf 13 Monate
bei einer Geburt mindestens sechs Wochen
vor dem errechneten Entbindungstermin,
bei mindestens acht Wochen auf 14 Mona-

te, bei zwölf Wochen auf
15 Monate und bei 16 Wo-
chen auf 16 Monate.
Mit dem entsprechenden
Änderungsantrag von Uni-
on und Sozialdemokraten,
den der Familienausschuss
mit Ausnahme der AfD ge-
schlossen angenommen
hatte, war den Wünschen
verschiedener Familienver-
bände in einer Anhörung
entsprochen worden. Früh-
geburten seien für die El-
tern eine „riesige Heraus-

forderungen“, betonte Stefan Schwartze
(SPD). Deshalb freue er sich besonders,
dass es gelungen sei, während der Aus-
schussberatungen noch einmal Verbesse-
rungen zu erzielen.
Zudem werden mit der Gesetznovelle die
Regelungen für Teilzeitbeschäftigungen
während der Elternzeit großzügiger gestal-
tet. Diese sehen vor, dass die derzeit er-

laubte wöchentliche Arbeitszeit von 30 auf
32 Stunden angehoben wird. Zudem soll
der Partnerschaftsbonus, der die parallele
Teilzeit beider Elternteile ermöglicht, künf-
tig mit 24 bis 32 Wochenstunden statt
25 bis 30 Wochenstunden bezogen werden
können. Damit würden die bereits sehr un-
terschiedlichen Modelle des Elterngeldes
weiter flexibilisiert, sagte die stellvertreten-
de Unionsfraktionsvorsitzende Nadine
Schön (CDU).
Auch wenn die Oppositionsfraktionen die
Änderungen prinzipiell begrüßten, sparten
sie nicht mit Kritik an der Gesetzesvorlage.
Sie sei eben „nicht der große Wurf“, mo-
nierte nicht nur der AfD-Familienpolitiker
Johannes Huber. Auch aus den Reihen von
FDP, Linken und Grüne wurde die Forde-
rung nach weiteren Reformen am Eltern-
geld laut. Große Baustellen erforderten
große Bagger, aber Ministerin Giffey sitze
nur mit einem Schäufelchen im Sandkas-
ten, befand Katrin Werner, familienpoliti-
sche Sprecherin der Linksfraktion.

Mindestbetrag Übereinstimmend spra-
chen sich alle Oppositionsfraktionen für
eine Anhebung der Mindest- und Höchst-
beträge beim Elterngeld aus. Diese seien
seit der Einführung des Elterngeldes im
Jahr 2007 nicht angepasst worden. Nur mit
einer Erhöhung könne allen Familien eine
finanzielle Sicherheit geboten werde, führ-

te AfD-Mann Huber aus. Auch die Famili-
enverbände hatten sich für eine Anhebung
ausgesprochen.

Pflegeeltern Ebenso auf der Wunschliste
steht die Öffnung des Elterngeldes für Pfle-
geeltern. Diese könnten zwar Elterngeld in
Anspruch nehmen, aber nur bei Kleinkin-
dern und nicht bei älteren Kindern, führte
Ekin Deligöz (Grüne) aus. Aber gerade bei

der Aufnahme eines älteren Kindes
bräuchten Eltern Zeit und Raum in dieser
schwierigen Situation.
Die FDP wiederum will die Zahl der Part-
nermonate von zwei auf drei erhöht wis-
sen. Zudem soll der Bezug des Elterngel-
des während der Corona-Pandemie ver-
längert werden, wenn sich die Aufnahme
eines Kindes in eine Kita wegen deren
Schließung verschiebt. Die Grünen wie-
derum plädieren für eine 24-monatige
„KinderzeitPlus“.

Finanzierung Der CDU-Familienpolitiker
Maik Beermann räumte ein, dass man
über eine Erhöhung des Mindestbetrages
beim Elterngeld diskutieren müsse und
„das werden wir in der kommenden Legis-
laturperiode sicherlich auch tun“. Zugleich
wies er darauf hin, dass das Gesetzespaket
ohne zusätzlichen Haushaltsmittel allein
aus dem Etat des Familienministeriums er-
wirtschaftet werden müsse.
Finanziert werden sollen die Änderungen
durch eine Senkung der Einkommens-
grenze für den Bezug des Elterngeldes von
500.000 auf 300.000 Euro. Nach Angaben
der Regierung betrifft die Regelung etwa
7.000 der Elterngeldbezieher. Dies ent-
spricht einem Anteil von rund 0,4 Pro-
zent. Die Einkommensgrenze für Alleiner-
ziehende soll unverändert bei 250.000
Euro liegen. Alexander Weinlein T

Frühchen: Je nach Geburtstermin verlängert sich der Bezug des Basiselterngeldes um bis zu vier Monate. © picture-alliance/SZ Photo/Florian Peljak

»Große
Baustellen
erfordern
große

Bagger.«
Katrin Werner
(Die Linke)

Mehr Kontrolle und mehr Beratung
FAMILIE Im zweiten Anlauf will die große Koalition eine Reform der Kinder- und Jugendhilfe umsetzen

In der vergangenen Legislaturperiode war
der Versuch für eine Reform der Kinder-
und Jugendhilfe noch gescheitert. Am ver-
gangenen Freitag war der Bundestag nun
bereit, über den von Bundesfamilienminis-
terin Franziska Giffey (SPD) eingebrachten
Gesetzesentwurf (19/26107) zu debattie-
ren, um das politische Vorhaben in einem
zweiten Anlauf zu realisieren.
Mit dem sogenannten Kinder- und Jugend-
stärkungsgesetz (KJSG) sollen zum einen
Kinder und Jugendliche in Heimen und
Pflegefamilien oder in belastenden Lebens-
verhältnissen besser geschützt und unter-
stützt werden. Zum anderen soll die Kin-
der- und Jugendhilfe konsequent inklusiv
gestaltet und alle Hilfen für junge Men-
schen mit oder ohne Behinderung im Ach-
ten Sozialgesetzbuch (SGB VIII) angesie-
delt werden. Zudem sollen mehr Bera-
tungs- und Beschwerdemöglichkeiten für
Kinder, Jugendliche und deren Eltern ge-
schaffen werden.
Der familienpolitische Sprecher der Uni-
onsfraktion, Marcus Weinberg (CDU), be-
tonte, welche Bedeutung der Kinder- und
Jugendhilfe zukommt. In den 35 Minuten
der Debatte im Bundestag würden durch-
schnittlich drei Kinder in Deutschland die
Erfahrung von Gewalt oder Missbrauch
machen. Sie bräuchten die „Unterstützung
durch den Nachtwächterstaat“. Weinberg

lobte Giffey für den Gesetzesentwurf. Aller-
dings kündigte er Nachbesserungsbedarf
an. So müsse über das Problem der Ob-
dachlosigkeit von Jugendlichen – unter ih-
nen 6.000 Minderjährige – gesprochen
werden.
Norbert Müller, jugendpolitischer Sprecher
der Linksfraktion, griff Weinbergs Ausfüh-
rung direkt auf. Er freue
sich, dass der Unionsabge-
ordnete darüber jetzt im
Ausschuss verhandeln wol-
le. Schließlich habe die
Union die Anträge der Lin-
ken zur Bekämpfung der
Wohnungslosigkeit von Ju-
gendlichen abgelehnt.
Konkret sieht das Gesetz
eine strengere Aufsicht
und Kontrolle von Einrich-
tungen und Auslandsmaß-
nahmen vor. Zudem soll
die Kooperation zwischen
der Kinder- und Jugendhilfe, dem Gesund-
heitswesen, den Strafverfolgungsbehörden
und der Justiz verbessert werden.
Deutlich verringert werden soll die Kosten-
beteiligung junger Menschen, die sich in
vollstationärer Betreuung in einer Pflegefa-
milie oder einer Einrichtung leben. Muss-
ten sie bislang gemäß des SGB VIII 75 Pro-
zent ihres Einkommens aus einer Ausbil-

dung oder einem Nebenjob an das Jugend-
amt für ihre Betreuungskosten abführen,
sollen dies in Zukunft nur noch 25 Prozent
gehen. Der Opposition geht diese Rege-
lung jedoch nicht weit genug. Überein-
stimmend forderten FDP, Linke und Grü-
ne, auf die Kostenbeteiligung ganz zu ver-
zichten. Die stellvertretende FDP-Frakti-

onsvorsitzende Katja Suding
argumentierte, dass die Kos-
tenbeteiligung in zweifacher
Hinsicht keinen Sinn erge-
be. Auf die betroffenen Ju-
gendlichen wirke sie demo-
tivierend, zum anderen
würde sie bei einer Senkung
auf 25 Prozent nicht einmal
die Bürokratiekosten de-
cken, um sie einzutreiben.
„Die Kostenbeteiligung
muss weg“, forderte Suding.
Den entsprechenden Antrag
ihrer Fraktion (19/26158)

überwies der Bundestag zusammen mit
dem Gesetzentwurf zur weiteren Beratung
in den Familienausschuss.
Mit der Gesetzesnovelle sollen in den kom-
menden sieben Jahren zudem alle Leistun-
gen für Kinder und Jugendliche mit Behin-
derung stufenweise im SGB VIII gebündelt
werden. Prinzipiell soll die Inklusion als
Leitgedanke in der Kinder- und Jugendhil-

fe verankert werden. Die SPD-Familienpo-
litikerin Ulrike Bahr bezeichnete dies als
eine „wesentliche Säule“ der Reform. In
Deutschland lebten etwa 360.000 Kinder
und Jugendliche mit einer Behinderung.
Sie bräuchten unbürokratische und be-
darfsgerechte Hilfen „aus einer Hand“.
An dieser Stelle entzündete sich die Haupt-
kritik der AfD-Fraktion. Deren Familienpo-
litiker Johannes Huber monierte, die Fami-
lienministerin wolle bei Kindern mit Be-
hinderung „ihre Ideologie der Inklusion“
durchsetzen. Inklusion könne zwar richtig
sein, aber Behinderte benötigten Hilfe in
einer spezialisierten Form. „Wir brauchen
mehr Spezialisierung statt Gleichmache-
rei“, forderte Huber.
Die Grünen-Familienpolitikerin Ekin Deli-
göz begrüßte den inklusiven Ansatz des
Gesetzes hingegen ausdrücklich. Zugleich
monierte sie allerdings, dass die Funktion
der ab 2024 vorgesehenen Verfahrenslot-
sen bei den Jugendämter als Ansprechpart-
ner für Eltern „völlig vage“ sei. Das Gesetz
müsse konkreter formuliert werden. aw T
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KURZ NOTIERT

Linke fordert Reform der
Arbeitslosenversicherung

Der Bundestag hat in der vergangenen
Woche einen Antrag (19/24691) der Lin-
ken zur Reform der Arbeitslosenversiche-
rung an die Ausschüsse überwiesen. In
dem Antrag fordern die Abgeordneten,
die Arbeitslosenversicherung für Selbst-
ständige so zu reformieren, dass Bei-
tragsbemessung und Leistung sich an
deren tatsächlichem Einkommen orien-
tieren. Zudem sollen Möglichkeiten ge-
prüft werden, um einerseits eine Über-
lastung kleiner Unternehmen und Solo-
Selbstständiger durch den Versiche-
rungsbeitrag zu verhindern und anderer-
seits die Auftraggeber in einem Umfang
am Versicherungsbeitrag zu beteiligen,
der im Wesentlichen dem Arbeitgeberan-
teil entspricht. che T

AfD: Bekämpfung von
Viel - und Kinderehen

Die AfD-Fraktion fordert die Bundesregie-
rung auf, verstärkt gegen Vielehen und
gegen Kinderehen in Deutschland vorzu-
gehen. Die entsprechenden Anträge (19/
22705, 19/22706) überwies der Bundes-
tag am vergangenen Donnerstag in die
Ausschüsse. In einem dritten Antrag (19/
22704), der ebenfalls überwiesen wurde,
fordert sie einen Gesetzentwurf zur Ein-
führung einer Meldepflicht für Ärzte bei
Gesundheits- und Jugendämtern für Fälle
von weiblicher Genitalverstümmelung.
Ärzte seien dafür von ihrer Schweige-
pflicht zu entbinden. aw T

FDP:Mehr Chancengleichheit
für Frauen

Um mehr Chancengleichheit für Frauen
zu erreichen, fordert die FDP-Fraktion
Änderungen in der Arbeitsmarktpolitik,
dem Steuersystem und in der Altersvor-
sorge. Aus der Corona-Krise müssten
Lehren gezogen werden, heißt es in dem
entsprechenden Antrag (19/26187), der
in die Ausschüsse überwiesen wurde. Es
müssten Standards geschaffen werden
für die Vereinbarkeit von Familien- und
Sorgearbeit. aw T

Linke: Strafverfolgung
digitaler Gewalt gegen Frauen

Nach demWillen der Linksfraktion sollen
„besondere Zuständigkeiten für die
Strafverfolgung der digitalen Gewalt ge-
schaffen werden“, etwa durch Spezial-
dezernenten und Staatsanwaltschaften
mit entsprechender technischer Ausstat-
tung und Ermittlungskompetenzen. Auch
Frauen-, Mädchen- und LSBTIQ-Gewalt-
beratungsstellen und Frauenhäuser
müssten mit mehr Personal mit spezifi-
schen Kompetenzen und technischer In-
frastruktur für den zeitgemäßen Schutz
der Daten ausgestattet werden, heißt es
in dem Antrag (19/25351), der in die
Ausschüsse überwiesen wurde. aw T

KZ-Gedenkstättenbesuche
in der Sekundarstufe I

Die Fraktion Die Linke fordert, die Quali-
tät und Dauer pädagogisch begleiteter
KZ-Gedenkstättenbesuche zu erweitern
und als Bildungsmaßnahme in der schu-
lischen Sekundarstufe I zu stärken. Der
Antrag (19/26169) wurde in die Aus-
schüsse überwiesen. aw T

»Die
Kosten-

beteiligung
ist demo-

tivierend. Sie
muss weg.«

Katja Suding
(FDP)
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> STICHWORT

Elterngeld und Elternzeit

> Höchst- und Mindestbetrag Je nach
Einkommen beträgt das Basiselterngeld
als Lohnersatzleistung zwischen 300
und 1.800 Euro im Monat und das El-
terngeldPlus zwischen 150 Euro und 900
Euro im Monat.

> Bezugsdauer Einem Elternteil stehen
zwölf Monate Basiselterngeld zu, einem
Paar zusammen 14 Monate. Alleinerzie-
hende haben ebenfalls 14 Monate An-
spruch. Wenn Eltern während der Eltern-
zeit in Teilzeit arbeiten wollen, können
sie ElterngeldPlus beantragen. Dies kann
doppelt so lange bezogen werden wie
das Basiselterngeld.
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»Die wichtigste und zentrale Kontrolle«
BND-NOVELLE Stärkung der parlamentarischen Aufsicht über die Nachrichtendienste angemahnt

„Die Bindung der deutschen Staatsgewalt
an die Grundrechte (...) ist nicht auf das
deutsche Staatsgebiet begrenzt.“ Dieser
Leitsatz steht über der Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts vom 19. Mai
2020 (1 BvR 2835/17), dass die Überwa-
chung der Telekommunikation von Aus-
ländern im Ausland durch den Bundes-
nachrichtendienst (BND)
an die Grundrechte des
Grundgesetzes gebunden
ist und nach der Ausge-
staltung der Ermächti-
gungsgrundlagen gegen
das Telekommunikati-
onsgeheimnis und die
Pressefreiheit verstößt.
Mit dem Urteil erklärten
die Richter mehrere Para-
grafen des Gesetzes über
den deutschen Auslands-
nachrichtendienst für
nicht vereinbar mit den
Grundgesetz-Artikeln 5 und 10 und setzten
dem Gesetzgeber eine Frist für eine verfas-
sungskonforme Neuregelung bis Ende
2021.
Am Freitag debattierte der Bundestag in
erster Lesung über den Regierungsentwurf
einer „grundlegenden Novelle“ des BND-
Gesetzes (19/26103) zur Umsetzung der

Karlsruher Vorgaben. Kanzleramtsminister
Helge Braun (CDU) betonte dabei, dass
das Verfassungsgericht in seinem Urteil
auch ein „überwiegendes öffentliches Inte-
resse an einer wirksamen Auslandsaufklä-
rung“ festgestellt habe. Mit der Novelle
würden der sogenannten Ausland-Ausland-
Fernmeldeaufklärung des BND enge Gren-

zen gesetzt. Auch würden
„Vertraulichkeitsbeziehungen
von Berufsgeheimnisträgern“
wie etwa Journalisten besser
geschützt. Vor allem aber
bleibe das zentrale Gremium
für die Kontrolle des BND
das Parlamentarische Kon-
trollgremium (PKGr) des
Bundestages. Es solle durch
einen „Unabhängigen Kon-
trollrat“ ergänzt werden, der
die Rechtskontrolle der tech-
nischen Aufklärung des BND
unterstütze. Man wolle einen

modernen Nachrichtendienst, der seine
Aufgabe effektiv erfüllt und dafür eine kla-
re rechtliche Grundlage und eine wirksame
Kontrolle hat.
Christian Wirth (AfD) nannte die Folgen
des Karlsruher Urteils und des Gesetzent-
wurfes „katastrophal“. Damit werde Aus-
landsaufklärung, sofern es um Telekom-

munikation geht, „effektiv unmöglich“. Al-
le Erkenntnisse, die zeitnah gewonnen wer-
den müssten, würden durch Kontrollgre-
mien verschleppt, und die internationale
Kooperation etwa bei der Terrorismusbe-
kämpfung werde unmöglich.
Stephan Thomae (FDP) hielt der Bundes-
regierung vor, die Kontrolle der Nachrich-
tendienste nicht grundsätzlich neu zu ord-
nen. Deren Zersplitterung bleibe erhalten,
während die Regierung die Gelegenheit
versäume, die parlamentarische Kontrolle
zu stärken.
André Hahn (Linke) warnte, dass auch die
vorgelegte Novelle in Karlsruhe landen
werde. Mit ihr werde dem BND im Rah-
men der Auslands-Fernmeldeaufklärung
„all das erlaubt, was er bisher ohne Rechts-
grundlage oder im Graubereich bereits ge-
tan hat“. Auch werde durch die Schaffung
des Kontrollrates, dessen Mitglieder sich
die Regierung selbst aussuchen wolle, die
ohnehin zersplitterte Geheimdienstkon-
trolle weiter fragmentiert.
Konstantin von Notz (Grüne) betonte, das
Zentrum der Kontrolle nachrichtendienst-
licher Tätigkeit sei und bleibe das Parla-
ment. Mit einem Kontrollrat, der sich
weitgehend losgelöst vom Parlament kon-
stituiere, werde dieses geschwächt. Not-
wendig sei eine Vernetzung aller Kontroll-

ebenen, „bei der das PKGr gestärkt im Mit-
telpunkt steht“.
Thomas Hitschler (SPD) unterstrich, man
werde im parlamentarischen Verfahren
prüfen, ob bei dem Gesetzentwurf nachge-
bessert werden müsse. Dies gelte insbeson-
dere für die neue Kontrollinstanz und de-
ren Zusammensetzung. Die parlamentari-
sche Kontrolle müsse „die wichtigste und
zentrale Kontrolle“ der Dienste bleiben.
Auch Roderich Kiesewetter (CDU) mahnte
den Vorrang parlamentarischer Kontrolle
an. So müsse die Zusammensetzung des
Kontrollrates „zumindest mitbestimmt
werden aus dem Parlament“. Auch müsse
das Parlament Einfluss nehmen auf Verfah-
rens- und Geschäftsordnung des Kontroll-
rates. Auch dies sei die Aufgabe des PKGr.
Neben dem Gesetzentwurf überwies das
Parlament auch einen Antrag der Grünen
(19/26221) zur weiteren Beratung an die
Ausschüsse, der ebenfalls auf eine Stärkung
der parlamentarischen Kontrolle durch das
PKGr abzielt. sto T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Scharfe Kontroverse
um Cyber-Schutz
INNERES I Opposition attackiert „IT-Sicherheitsgesetz 2.0“

Dass nach dem IT-Sicherheitsgesetz von
2015 mittlerweile ein weiteres „Gesetz zur
Erhöhung der Sicherheit informationstech-
nischer Systeme“ vonnöten ist, darf als
fraktionsübergreifender Konsens verbucht
werden – wächst doch mit der zunehmen-
den Digitalisierung aller Lebensbereiche
auch die Gefährdung durch Cyber-Angrif-
fe. Der Regierungsentwurf eines solchen
„IT-Sicherheitsgesetzes 2.0“ (19/26106) in-
des, über den der Bundestag vergangene
Woche in erster Lesung debattierte, stieß
dabei auf breite Kritik der Opposition.
Bundesinnenminister Horst Seehofer
(CSU) betonte dagegen, dass die geplanten
Neuregelungen durch einen besseren
Schutz kritischer Infrastrukturen sowie wei-
terer „Unternehmen im öffentlichen Inte-
resse“ die Wirtschaft und die Allgemeinheit
schütze. Auch sorge das Gesetz für den
Schutz der Bundesverwaltung. Ferner solle
das Bundesamt für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik (BSI) zunehmend die
Funktion eines „Verbraucherschutzes für al-
le“ übernehmen. Der Ressortchef verwies
zugleich darauf, dass die künftigen 5G-Mo-
bilfunknetze die „Datenautobahnen“ der
Zukunft seien, deren Absicherung mög-
lichst umfassend gewährleistet sein müsse.
„Technische und nicht technische Risiken
wehren wir mit diesem Gesetzentwurf ab“,
fügte er hinzu. Kritische Komponenten
müssten zertifiziert werden, und ein gesetz-
liches Verfahren ermögliche die Überprü-
fung der Vertrauenswürdigkeit der Herstel-
ler und eine Untersagung des Einsatzes be-
stimmter Komponenten „vor Einbau“.

Joana Cotar (AfD) kritisierte, der Entwurf
enthalte „nur ein fröhliches Nebeneinan-
der verschiedener Behördenwünsche“,
während eine wirkliche Strategie zur Ver-
besserung der Sicherheitslage fehle.
Manuel Höferlin (FDP) vermisste in der
Vorlage wesentliche Aspekte wie ein „ech-
tes Schwachstellenmanagement“. Zudem
gerate das BSI zunehmend in die „Schere“
zwischen dem Schließen von Sicherheitslü-
cken und deren Offenhalten durch Seeho-
fers Haus, um etwa „Staatstrojaner“ weiter
durchsetzen zu können.
Wie Höferlin forderte Anke Domscheit-
Berg (Linke), dass das BSI vom Bundesin-
nenministerium unabhängig werden müs-
se. Bei Seehofers Gesetz gehe es auch um
die „Befähigung der Geheimdienste, gefun-
dene Sicherheitslücken für Überwachungs-
tätigkeiten ausnutzen zu können“.
Konstantin von Notz (Grüne) warf Seeho-
fer vor, das BSI zu „einer Art Ersatz-Nach-
richtendienst“ auszubauen, statt es „unab-
hängig zu stellen“. Notwendig sei eine
„Kehrtwende“, die das Gesetz nicht leiste.
Falko Mohrs (SPD) verteidigte die Vorlage
als gute und wichtige Antwort auf eine ver-
änderte Bedrohungslage. Mit Blick auf die
5G-Netze verwies er darauf, dass es neben
einer technischen Überprüfung „eine Ver-
trauenswürdigkeitsüberprüfung – eine poli-
tische Überprüfung“ der Hersteller geben
werde. Thorsten Frei (CDU) sagte, bei 5G
seien die technischen Überwachungsmög-
lichkeiten begrenzt, weshalb an die Sicher-
heit und Vertrauenswürdigkeit besondere
Anforderungen zu stellen seien. sto T

A
m 26. September ist Bun-
destagswahl. Das Hoch-
amt der deutschen Demo-
kratie sozusagen, der Tag,
an dem der Souverän
spricht, an dem das Volk

entscheidet, wem es für die nächsten vier
Jahre die Geschicke des Landes anvertraut.
Fast 61,7 Millionen Menschen waren beim
vergangenen Mal 2017 wahlberechtigt, von
denen mehr als drei Viertel ihre Stimme
abgaben; 42 Parteien stellten sich dem Vo-
tum der Wähler; 4.828 Frauen und Männer
bewarben sich um ein Mandat.
Und 2021, im zweiten Jahr der Pandemie?
Kontaktbeschränkungen und Lockdown
dimmen das öffentliche Leben herunter,
Parteivorsitzende werden auf digitalen Ver-
anstaltungen gekürt und dann in schriftli-
cher Wahl bestätigt, Versammlungen sind
untersagt oder zumindest hoch riskant,
doch schreibt das Bundeswahlgesetz ei-
gentlich für die Aufstellung der Kandida-
ten-Versammlungen vor.

»Ausnahmsweise« Vergangene Woche
gab der Bundestag mit 357 Ja-Stimmen bei
170 Enthaltungen und 84 Nein-Stimmen
seine notwendige Zustimmung zu einer
Verordnung des Bundesinnenministeriums
(19/26009) in modifizierter Fassung
(19/26244), die es Parteien ermöglicht, die
Kandidatenaufstellungen für die Bundes-
tagswahl 2021 „ausnahmsweise abwei-
chend von den wahlrechtlichen Bestim-
mungen“ des Bundeswahlgesetzes ohne
Versammlungen durchzuführen. Während
die Koalitionsfraktionen von CDU/CSU
und SPD ebenso geschlossen für die Vorla-
ge votierten, wie sich die FDP- und die
Grünen-Abgeordneten enthielten, gab es
bei der AfD 72 Nein-Stimmen und eine
Enthaltung; bei der Linken waren es neun
Nein-Stimmen und 41 Enthaltungen. Die
für die Verordnung erforderliche Feststel-
lung, dass angesichts der Covid-19-Pande-
mie „die Durchführung von Versammlun-
gen für die Wahl der Wahlbewerber und
der Vertreter für die Vertreterversammlun-
gen zumindest teilweise unmöglich ist“,
hatte das Parlament bereits in der vergan-
genen Sitzungswoche getroffen.
Nach der Verordnung können die „Wahl-
vorschlagsträger“ bei der Kandidatenauf-
stellung von Bestimmungen des Bundes-
wahlgesetzes, der Bundeswahlordnung und
ihrer Satzungen über die Wahl von Wahl-
bewerbern und von Vertretern für die Ver-
treterversammlungen nach Maßgabe der
vorgesehenen Bestimmungen abweichen.
Sie enthält dazu Regelungen für die Durch-
führung von Versammlungen mit elektro-
nischer Kommunikation, für die Kandida-
tenaufstellung im schriftlichen Verfahren
und für die Schlussabstimmungen.

Möglichkeiten Danach können Versamm-
lungen zur Wahl von Wahlbewerbern und
Vertretern für Vertreterversammlungen mit
Ausnahme der Schlussabstimmung ganz
oder teilweise via elektronischer Kommuni-
kation erfolgen. So kann eine Versammlung
beispielsweise ausschließlich per Videokon-
ferenz abgehalten werden, bei der alle Teil-
nehmer zusammengeschaltet werden und
miteinander kommunizieren können. Auch
können einzelne oder ein Teil der Parteimit-
glieder mittels elektronischer Kommunikati-
on an einer Präsenzversammlung teilneh-
men. Ebenso darf eine Versammlung durch
mehrere gleichzeitige Teilversammlungen an
verschiedenen Orten, die über elektronische
Kommunikation verbunden sind, durchge-
führt werden. Bei allen Versammlungsfor-
men mit elektronischer Kommunikation
müssen das Vorschlagsrecht der Vorschlags-
berechtigten, das Vorstellungsrecht der Be-
werber und die Möglichkeit der Kommuni-
kation der Teilnehmer gewährleistet werden.
Zudem können Wahlbewerber und Vertre-
ter für die Vertreterversammlungen auch in

schriftlichem Verfahren aufgestellt werden.
Dabei sind auch hier Vorschlagsrecht, Vor-
stellungsrecht sowie der Zugang der
Stimmberechtigten zu Angaben über Per-
son und Programm der Kandidaten zu ge-
währleisten.
Die Schlussabstimmung
kann durch Urnen- oder
Briefwahl oder eine Kom-
bination aus beidem erfol-
gen, auch wenn diese Ver-
fahren in der Parteisatzung
nicht vorgesehen sind.
„Schlussabstimmungen
sind die endgültigen Ab-
stimmungen über einen
Wahlvorschlag“, heißt es
dazu in der Verordnungs-
begründung. Bei der Wahl-
bewerberaufstellung könn-
ten elektronische Verfahren zur Vorermitt-
lung, Sammlung und Vorauswahl der Be-
werbungen benutzt werden, seien aber
„nur im Vorfeld und als Vorverfahren zur
eigentlichen, schriftlich mit Stimmzetteln
geheim durchzuführenden Abstimmung
der Stimmberechtigten zulässig“.

In der Debatte erinnerte der Parlamentari-
sche Innen-Staatssekretär Günter Krings
(CDU) daran, dass die Wahlvorschläge für
die Bundestagswahl bis zum 19. Juli einge-
reicht sein müssen. Würde die Pandemie

verhindern, dass Bundes-
tagskandidaten rechtzeitig
aufgestellt werden können,
„gäbe es keine verfassungs-
konforme Bundestagswahl“,
sondern eine „veritable Ver-
fassungskrise“. Denn: „Oh-
ne Wahlen gibt es keine De-
mokratie, ohne Kandidaten
aber gibt es keine Wahlen.“
Fabian Jacobi (AfD) bekräf-
tigte die Kritik am zurück-
liegenden Bundestagsbe-
schluss, dass Aufstellungs-
versammlungen teilweise

unmöglich seien. Seine Fraktion lehne die
Verordnung aus grundsätzlichen Erwägun-
gen ab, „aber auch, weil sie einfach
schlecht gemacht ist“, betonte er.
Für Konstantin Kuhle (FDP) wäre es „bes-
ser gewesen, die gesamte Regelung im We-
ge eines Parlamentsgesetzes zu beschlie-

ßen“ statt im Verordnungswege. Das Wahl-
recht müsse „auch in der Pandemie die
Domäne des Parlaments sein“.
Als „falsch“ verwarf Friedrich Straetmanns
(Linke) „die grundsätzliche Vorgehenswei-
se“ der Bundesregierung, „hier an der übli-
chen Befassung des Bundestages vorbei mit
Verordnungen zu agieren“.
Auch Britta Haßelmann (Grüne) monierte,
statt einer Rechtsverordnung wäre ein vom
Bundestag auf den Weg gebrachtes Gesetz
„für ein selbstbewusstes Parlament der
richtige Weg gewesen“.
Mahmut Özdemir (SPD) wies die Kritik,
„dass wir uns als Bundestag hier per
Rechtsverordnung einer gewissen Souverä-
nität entledigen“, mit dem Hinweis zurück,
dass die Verordnung „einem doppelten
Parlamentsvorbehalt“ unterliege.
Ansgar Heveling (CDU) nannte es eine Ab-
wägungsfrage, „ob man es für besser hält,
die Punkte der Rechtsverordnung gesetz-
lich zu regeln“. Nach Auffassung der Koali-
tion biete eine Verordnung mehr Flexibili-
tät. Ziel sei, dass die Wahl im September
mit einer Vielfalt von Kandidaten erfolgen
kann. Helmut Stoltenberg T

Digitaler CDU-Parteitag in Pandemie-Zeiten Mitte Januar: Die Rede von Ex-Unionsfraktionschef Friedrich Merz wird auf Monitoren in
einem Presseraum übertragen. © picture-alliance/dpa/Michael Kappeler

Kandidatenkür
trotz Corona

WAHLRECHT Bundestag billigt Verordnung zur Aufstellung
von Bundestags-Bewerbern ohne Präsenzversammlungen

»Ohne Wahlen
gibt es keine
Demokratie,
aber ohne
Kandidaten

keine Wahlen.«
Günter Krings (CDU),
Parl. Staatsssekretär

Koalitionsmehrheit setzt
»Reparaturgesetz« durch
INNERES II Bundestag regelt Bestandsdatenauskunft neu

Gegen die Stimmen der Opposition hat
der Bundestag vergangene Woche einen
Gesetzentwurf von CDU/CSU und SPD zur
Anpassung der Regelungen über die Be-
standsdatenauskunft an die Vorgaben des
Bundesverfassungsgerichts (19/25294) in
modifizierter Fassung (19/26267) verab-
schiedet. Das Gericht hatte im Mai 2020
Paragraf 113 des Telekommunikationsge-
setzes und mehrere Fachgesetze des Bun-
des, die die manuelle Bestandsdatenaus-
kunft regeln, für verfassungswidrig erklärt
(1 BvR 1873/13, 1 BvR 2618/13). Die ma-
nuelle Bestandsdatenauskunft ermöglicht
es Sicherheitsbehörden, von Telekommu-
nikationsunternehmen Auskunft über den
Anschlussinhaber eines Telefonanschlusses
oder einer IP-Adresse zu erhalten. Mit der
Neuregelung soll unter anderem auch das
bereits beschlossene, aber vom Bundesprä-
sidenten noch nicht ausgefertigte Gesetz
„zur Bekämpfung des Rechtsextremismus
und der Hasskriminalität“ an die Recht-
sprechung des Gerichts angepasst werden.
Alexander Throm (CDU) betonte in der
Debatte, dass dieses Gesetz endlich in Kraft
treten müsse, aber ohne die Bestandsdaten-
auskunft „nicht wirksam greifen“ könne.
Das Bundesverfassungsgericht habe dem
Gesetzgeber „Hausaufgaben gegeben für
konkrete Regelungen, was Eigriffsschwellen
anbelangt“. Mit dem vorgelegten „Repara-
turgesetz“ würden diese Vorgaben exakt er-
füllt,

Uli Grötsch (SPD) sagte, weder im Bundes-
tag noch vom Verfassungsgericht werde be-
stritten, dass die manuelle Bestandsdaten-
auskunft für die Strafverfolgungsbehörden
und Nachrichtendienste generell notwen-
dig sei. Wenn Sicherheitsbehörden aber
künftig Handy- und Internetdaten von
Straftätern oder Gefährdern abfragen,
müssten sie den konkreten Zweck genauer
darlegen.
Christian Wirth (AfD) sprach dagegen von
einem „offensichtlich verfassungswidrigen“
Gesetz. Das Reparaturgesetz werde den An-
forderungen der Karlsruher Richter nicht
gerecht und bedürfe selbst einer Reparatur..
Manuel Höferlin (FDP) nannte es zweifel-
haft, ob das Gesetz einer neuerlichen ver-
fassungsrechtlichen Überprüfung standhal-
te. Auch werde mit dem „Reparaturgesetz“
etwa die Meldepflicht für Anbieter sozialer
Medien nicht repariert. Zudem bleibe die
Herausgabe von Passwörtern bestehen.
Niema Movassat (Linke) wertete das Ge-
setz als inhaltlich und handwerklich
schlecht. So sei es „eklatant verfassungs-
widrig“, dass die Koalition die sogenannte
Nutzungsdatenauskunft in eine Kategorie
wie die Bestandsdaten stecke.
Auch Konstantin von Notz (Grüne) attes-
tierte dem Gesetz „schwere verfassungswid-
rigen Probleme“. Die Koalition sei auf dem
besten Weg, damit erneut in Karlsruhe zu
scheitern. „Ihr Reparaturgesetz: Es ist ka-
putt“, fügte Notz hinzu. sto T

»Die
Zersplitterung

der
Kontrolle
bleibt

erhalten.«
Stephan Thomae

(FDP)
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Register sollen
moderner
werden
INNERES Der Bundestag hat in der vergan-
genen Woche dem Gesetzentwurf der Bun-
desregierung für ein „Registermodernisie-
rungsgesetz“ (19/24226; 19/26247) zuge-
stimmt. Für den Entwurf stimmten ledig-
lich die Regierungsfraktionen, während die
Opposition geschlossen dagegen votierte.
Grüne, AfD und FDP hatten eigene Anträge
eingereicht.
So forderten die Liberalen in ihrem Antrag
(19/24641) eine „verfassungskonforme Re-
gistermodernisierung – ohne steuerliche
Identifikationsnummer“, weil dies gegen
die Vorgaben des Bundesverfassungsge-
richts aus dem Volkszählungsurteil versto-
ße. Die Grünen argumentierten in ihrem
Antrag (19/25029) ähnlich. In mehreren
Entscheidungen habe das Bundesverfas-
sungsgericht eine sektorübergreifend ver-
wendete Personenkennziffer als verfas-
sungswidriges Negativbeispiel und mit der
Menschenwürde nicht vereinbar erklärt,
schreiben die Grünen. Schließlich konnten
sich beide Fraktionen nicht durchsetzen,
ihre Anträge wurden abgelehnt. Ein neuer
Antrag der AfD-Fraktion (16/26232) wur-
de zur Beratung an die Ausschüsse über-
wiesen. Darin hatte die Fraktion ebenfalls
gefordert, das Gesetz aus verfassungsrecht-
lichen Gründen zurückzuziehen.
Damit ist nun der Weg frei für die von der
Bundesregierung angestrebte Reform:
Demnach soll in Verwaltungsregistern, die
für die Umsetzung des Onlinezugangsge-
setzes relevant sind, für natürliche Perso-
nen zur eindeutigen Zuordnung die Steue-
ridentifikationsnummer als einheitliches
Identifikationsmerkmal eingeführt werden.
Die zur Identifikation nötigen personenbe-
zogenen Daten in den Registern würden
öffentlichen Stellen, die diese für Verwal-
tungsleistungen nach dem Onlinezugangs-
gesetz benötigen, „aktuell und in hoher
Qualität bereitgestellt“. Für die Transparenz
soll ein „Datencockpit“ aufgebaut werden,
das eine einfache Übersicht über die Da-
tenübermittlungen ermöglicht.
Im Laufe der Beratungen wurde der Ent-
wurf in verschiedenen Punkten geändert,
unter anderem sollen melderechtliche Aus-
kunftssperren bei Datenübermittlungen
durch die Registermodernisierungsbehörde
stärker berücksichtigt werden. Auch sind
einzelne Register, wie das Insolvenzregister
und das Schuldnerverzeichnis, nun nicht
mehr einbezogen. sto/che T

»Übermächtige Stellung«
AKTUELLE STUNDE Kritischer Blick auf den Einfluss von Facebook und Co.

Als nach den Ausschreitungen im US-Kapi-
tol Twitter den Account von Noch-Präsi-
dent Donald Trump sperrte, hat sich bei
manchem in die erste Freude bald ein
Zweifel gemischt: Ist es in Ordnung, dass
große privatwirtschaftliche Plattformen da-
rüber entscheiden können, wer sich in ih-
nen äußern darf?
Redner verschiedener Fraktionen berichte-
ten in einer Aktuellen Stunde in der ver-
gangenen Woche über solch gemischte Ge-
fühle. Beantragt hatte die Debatte die AfD-
Fraktion unter dem Titel „Big Tech und die
Meinungsfreiheit im Internet“. Für deren
Vize-Fraktionschefin Beatrix von Storch
steht der Fall Trump für mehr: „Die globa-
listische Linke im Bündnis mit Big Tech“
wolle „jeden mundtot machen, der nicht
an ihre Wahrheit glaubt“. Aber so wie man
Bürgern nicht das Wasser wegen einer fal-
schen Meinung abstellen dürfe, so sollten
auch Big-Tech-Konzerne Bürger nicht
mundtot machen dürfen. Wie das gehe, ha-
be die polnische Regierung vorgemacht:
„Was polnische Gerichte nicht verboten
haben, darf nicht mehr gelöscht werden.“

Gift in den Netzwerken Die Staatsminis-
terin für Digitalisierung im Bundeskanzler-
amt, Dorothee Bär (CSU), griff Storch da-
raufhin scharf an. Es sei „mehr als schein-
heilig, wenn ausgerechnet Sie hier die
Grenzen der Meinungsfreiheit zelebrieren

wollen. Sie und Ihre Verbündeten sind die-
jenigen, die das Gift in alle Netzwerke träu-
feln lassen“. Und mit Blick auf das am sel-
ben Tag gesprochene Urteil gegen den
Mörder des Kasseler Regierungspräsidenten
Walter Lübcke rief Bär: „Für mich haben
Sie mitgeschossen!“ Auf wütende Proteste
aus der AfD-Fraktion hin versicherte Bun-
destagsvizepräsidentin Petra Pau (Die Lin-
ke), sie werde sich das Debattenprotokoll
noch einmal genau ansehen und dann ge-
gebenenfalls über Ordnungsmaßnahmen
entscheiden.

Jan-Marco Luczak (CDU) erklärte, Twitter,
Facebook und andere hätten für den öf-
fentlichen Diskurs „eine zentrale, vielleicht
sogar übermächtige Stellung“. Der Staat ha-
be eine Schutzpflicht, die Meinungsfreiheit
zu gewährleisten, und daran arbeite der
Bundestag auch. Manuel Höferling (FDP)
merkte allerdings an, die Bundesregierung
habe es sich zu einfach gemacht, als sie mit
dem Netzwerk-Durchsetzungsgesetz „die
Durchsetzung von Strafrecht zur Sache von
Privatunternehmen gemacht“ habe.

Fluch der Algorithmen Auf die Rolle der
Algorithmen wies Anke Domscheit-Berg
(Die Linke) hin. Diese dienten nur dem
Zweck, Werbeeinnahmen zu generieren,
und lenkten dazu auch Nutzer gezielt auf
Seiten mit extremen Inhalten. „Ohne Algo-
rithmen wäre der Welt wahrscheinlich
Trump erspart geblieben“, sagte sie und
forderte die Zerschlagung von Monopolen
und den Aufbau von Netzwerken, die „frei
von Profitzwang“ seien. Tabea Rößner
(Grüne) verlangte gesetzliche Regelungen,
die verhindern, dass Plattformen „willkür-
lich Accounts sperren“. Der AfD warf Röß-
ner vor, wenn diese von Meinungsfreiheit
spreche, meine sie „nur Meinungsfreiheit
für sich selbst“. Jens Zimmermann (SPD)
hielt Storch vor, sie sei auf all den Netzwer-
ken, die sie in ihrer Rede so scharf ange-
griffen hatte, selbst aktiv. Peter Stützle T

Der Streit im Netz hat oft unangenehme
Folgen für das Leben „da draußen“.
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In der Krise am Limit
KRANKENHÄUSER Linke fordert radikalen Systemwechsel

Mit der Corona-Pandemie sind viele Kran-
kenhäuser an ihre Belastungsgrenze ge-
langt. Von einer scheinbar paradoxen Lage
sprach der Bundesverband Deutscher Pri-
vatkliniken (BDPK). Trotz einer nie dage-
wesenen Arbeitsbelastung stünden viele
Kliniken finanziell schlecht da. Zu den
Gründen zählen Mindereinnahmen durch
die Verschiebung planbarer Behandlungen
und hohe Mehrkosten für die Versorgung
von Covid-19-Patienten.
Nach Ansicht der Opposition hat die Krise
das bestehende Finanzierungsproblem der
Kliniken lediglich verschärft. Schon lange
hinterfragt wird das System der Fallpau-
schalen (DRG), mit dem in Kliniken abge-
rechnet wird. Ferner kommen die Länder
seit Jahren ihren Investitionsverpflichtun-
gen für Kliniken nur unzureichend nach.

Grundsatzstreit Die Abgeordneten berie-
ten vergangene Woche erstmals über Vor-
schläge der Linksfraktion (19/26168) und
der FDP-Fraktion (19/26191) für eine Re-
form im Krankenhaussektor. Die Linke for-
dert einen Systemwechsel. Die DRG sollen
abgeschafft und durch die Selbstkostende-
ckung ersetzt werden. Die Trägerschaft der
Krankenhäuser soll auf eine gemeinwohl-
orientierte und nicht-kommerzielle Basis
gestellt werden. Ferner fordert die Linke für
alle Berufsgruppen im Krankenhaus eine
bedarfsgerechte Personalbemessung. Der

Bund solle sich an der Investitionsfinanzie-
rung der Länder beteiligen. Die FDP will
an den Fallpauschalen festhalten, sie aber
unbürokratischer fassen.
Harald Weinberg (Linke) sagte, die Pande-
mie habe gezeigt, dass es Zeit sei für einen
Systemwechsel, der sich am Gemeinwohl
orientiere und ökonomischen Druck von
den Krankenhäusern nehme. Edgar Franke
(SPD) entgegnete, wirtschaftliches Denken
im Gesundheitsbereich sei nicht grundsätz-
lich unethisch. Das DRG-System sollte pa-
tientenorientiert weiterentwickelt werden.
Andrew Ullmann (FDP) betonte, das
Hauptproblem seien ausbleibende Investi-
tionen der Länder. Es werde auf dem Rü-
cken der Patienten und Mitarbeiter gespart.
Maria Klein-Schmeink (Grüne) rügte, die
Regierung habe kein Konzept für die Zu-
kunft der Kliniken. Zu viele Patienten wür-
den von zu wenig Pflegekräften versorgt.
Robby Schlund (AfD) nannte die DRG
„unsinnig“. Lothar Riebsamen (CDU) be-
kannte sich zu den Fallpauschalen. Das
Selbstkostendeckungsprinzip sei innovati-
onsfeindlich und unwirtschaftlich. pk T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Antrag gegen
Pandemie-
Gesetz scheitert
RECHT Die AfD-Fraktion ist mit ihrem An-
trag (19/26239) zur verfassungsgerichtli-
chen Überprüfung des Gesetzes zum
Schutz der Bevölkerung vor der Pandemie
gescheitert. Im Anschluss an die Debatte
am vergangenen Freitag stimmten von den
613 anwesenden Abgeordneten 81 für den
Antrag und 531 dagegen; es gab eine Ent-
haltung. Abgeordnete von Union, SPD,
FDP, Linken und Grünen warfen der AfD
vor, mit ihrem Antrag die Gesellschaft spal-
ten und Angst in der Bevölkerung schüren
zu wollen. Eine Normenkontrolle würde
voraussetzen, dass 178 Abgeordnete, also
ein Viertel der Mitglieder des Bundestages,
dem Antrag zustimmen.
Die AfD bediene mit „kruden Behauptun-
gen“ die Narrative der Querdenker, sagte
Jan-Marco Luczak (CDU). Der Antrag sei
„formal absurd“, populistisch und in der
Sache „völlig unberechtigt“. Es gebe sehr
wohl Einschränkungen der Grundrechte,
aber mit dem Ziel, die Pandemie in den
Griff zu bekommen. Edgar Franke (SPD)
betonte, die Einschränkungen seien ge-
rechtfertigt, und ein Großteil der Men-
schen halte diese Umfragen zufolge für
richtig. Bei der AfD-Vorlage handele es sich
um einen „Schaufensterantrag“, der nicht
an der Sache orientiert sei.
Wieland Schinnenburg (FDP) warf der AfD
vor, sich nicht an die Grundwerte der Ver-
fassung zu halten. Der Antrag weise
„schwerwiegende Mängel“ auf und sei „völ-
lig daneben“. Niema Movassat (Die Linke)
sagte, die AfD verfolge mit dem Antrag ein
„billiges Geschäftsmodell“, das aus der Co-
rona-Verharmlosung bestehe. Seriöser Kri-
tik an der Pandemie-Politik der Regierung
werde so ein Bärendienst erwiesen. Manue-
la Rottmann (Grüne) nutzte ihre Rede, um
zu betonen, dass es bei der Bekämpfung
der Pandemie noch „viel Luft nach oben“
gebe. Vieles laufe nicht optimal. Die Dis-
kussionen darüber sollten aber nicht dazu
dienen, parteipolitischen Profit daraus zu
schlagen. Die Bevölkerung habe einen An-
spruch auf eine ehrliche Ansprache.
Für die AfD-Fraktion begründete Stephan
Brandner den Antrag . Die Verfassungswid-
rigkeit des Gesetzes liege „geradezu auf der
Hand“. „Wenn schon Ausnahmezustand,
dann Normierung im Grundgesetz“, sagte
Brandner. Das Infektionsschutzgesetz sei
ein „bewusst vage gehaltenes Unterjo-
chungs- und Freiheitsberaubungsgesetz“,
sagte er. Michael Wojtek T

Vieles bleibt im Dunkeln
AMRI-UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS Ex-Minister Jäger wirbt um Verständnis für Behörden

D
er Satz kam unscheinbar
daher. Aber er hatte es in
sich. Als wollte da einer
den Abschlussbericht vor-
wegnehmen: „Heute den
Eindruck zu erwecken,

die Menschen in Nizza, Berlin, London
wären gestorben, weil Behörden oder der
Staat versagt hätten“, sagte Ralf Jäger, ehe-
maliger Innenminister in Nordrhein-West-
falen, „halte ich für falsch.“
Kein Staatsversagen also? Womit haben
sich die Abgeordneten dann die ganze Zeit
befasst? Wofür haben sie sich abgemüht,
32 lange Monate, in 120 öffentlichen und
nichtöffentlichen Sitzungen, oftmals bis
Mitternacht? Es ging um die Frage, ob sich
der bislang opferreichste radikalislamische
Anschlag auf dem Berliner Breitscheidplatz
am 19. Dezember 2016 womöglich hätte
verhindern lassen. Und woran es gelegen
hat, dass dies nicht gelang. Um es in den
Worten des Einsetzungsbeschlusses vom
1. März 2018 zu sagen: Zu klären war, ob
die Behörden „unter Ausschöpfung der
rechtlichen Möglichkeiten sachgerechte
Maßnahmen ergriffen haben“ und „wer ge-
gebenenfalls für Versäumnisse politisch
Verantwortung trägt“.

Zu den damaligen Verantwortungsträgern
zählte auch Jäger, der in der vorigen Woche
als letzter einer endlos erscheinenden Rei-
he von 153 Zeuginnen und Zeugen vor
dem 1. Untersuchungsausschuss („Breit-
scheidplatz“) auftrat. Bis zum Regierungs-
wechsel in Düsseldorf im Juni 2017 war
der Sozialdemokrat fünf
Jahre lang für die innere Si-
cherheit des Landes zustän-
dig gewesen, wo der Atten-
täter Anis Amri als Asylbe-
werber gemeldet war, be-
reits Ende 2015 bei der Po-
lizei durch die Brisanz sei-
ner religiösen Ansichten
aktenkundig wurde und ei-
nen Großteil seines
Deutschland-Aufenthalts
verbrachte.
So blieb es nicht aus, dass
Jäger nach dem Attentat
nicht zuletzt vor dem Hintergrund des
Landtagswahlkampfes unter heftigen Be-
schuss geriet, obwohl das Düsseldorfer
Landeskriminalamt auch nach Feststellun-
gen des Ausschusses die einzige Behörde
war, die sich nichts vorzuwerfen hatte. Me-
dien und Oppositionspolitiker beschuldig-

ten Jäger der Untätigkeit und behaupteten,
er hätte alle Möglichkeiten gehabt, Amri
rechtzeitig zu stoppen. Dagegen verteidigte
sich der Minister mit dem Hinweis, er sei
in diesem Fall „bis an die Grenzen des
Rechtsstaats gegangen“. So im Landtag zwei
Wochen nach dem Attentat: „Die Behörden

haben bis an die Grenze
des Erlaubten alles getan,
was rechtlich möglich war.
Trotzdem konnte der
schreckliche Anschlag nicht
verhindert werden.“
Gewiss seien den Zuständi-
gen „fatale Fehleinschät-
zungen unterlaufen“, und
sei Amri ein islamistischer
Gefährder gewesen, einer
von damals 224 allein in
Nordrhein-Westfalen. Doch
wie hätte man die alle im
Auge behalten sollen? Nur

einen einzigen rund um die Uhr zu über-
wachen, erfordere einen Personalaufwand
von bis zu 30 Beamten. Und dann sei noch
nichts über die in einem Rechtsstaat erheb-
lichen Hürden gesagt, die der lückenlosen
Beobachtung eines Verdächtigen im Wege
stünden.

So sei es entgegen anderslautenden Be-
hauptungen auch nicht möglich gewesen,
gegen Amri eine Abschiebungsanordnung
nach Paragraph 58a zu erwirken, was An-
fang 2016 in nordrhein-westfälischen Si-
cherheitskreisen erwogen wurde. Die Be-
stimmung besagt, dass eine „oberste Lan-
desbehörde“ zu dieser Maßnahme greifen
kann, wenn „aufgrund einer auf Tatsachen

gestützten Prognose“ von einem Ausländer
eine „besondere Gefahr“ zu befürchten sei.
Gerade von „Tatsachen“, so Jäger, habe im
Fall Amri damals aber keine Rede sein kön-
nen. Der Mann sei ein halbes Jahr lang ab-
gehört worden, ohne dass jemals belastba-
re Erkenntnisse über konkrete Anschlags-
planungen angefallen wären. Der Para-
graph 58a sei mit „hohen Voraussetzun-
gen“ verbunden und daher eigentlich „un-
anwendbar“ gewesen. Dafür seien die Zu-
ständigen auf einem anderen Wege, dem
des Ausländerrechts, ans Ziel gelangt. Am-
ris Asylbegehren sei im Rekordtempo von
nur sechs Wochen abgeschmettert worden.
Damit war er ebenso „vollziehbar ausreise-
pflichtig“, wie wenn 58a gegen ihn mobili-
siert worden wäre. Dass er dennoch nicht
verschwand, sei der Hartleibigkeit tunesi-
scher Bürokraten anzulasten.
„Sicherheitsbehörden haben keine Glasku-
gel“, so Jäger. Was wir heute wissen, ahnte
damals niemand. So zeige der Fall Amri
nur, wie verwundbar Deutschland sei. Ein
Terrorist brauche keinen aufwendigen
Plan, keine Waffe, kein Geld. Nur Alltags-
gegenstände wie einen Lastwagen – und
den „krankhaften und widerwärtigen
Wunsch, zu töten“. Winfried Dolderer T

Gedenkfeier am vierten Jahrestag des islamistischen Anschlags auf den Weihnachtsmarkt am Breitscheidplatz am Mahnmal „Goldener Riss“. © picture-alliance/dpa/Christoph Soeder

»Die Men-
schen in Berlin
sind nicht ge-
storben, weil
Behörden ver-
sagt haben.«
Ralf Jäger, Ex-Innen-
minister von NRW

> STICHWORT

1. Untersuchungsausschuss

> Terroranschlag Am 19. Dezember
2016 fuhr der Terrorist Anis Amri mit ei-
nem gekaperten Lkw auf den Berliner
Weihnachtsmarkt am Breitscheidplatz
und tötete dort elf Menschen.

> Aufarbeitung Im März 2018 setzte der
Bundestag einen Untersuchungsaus-
schuss zu dem Vorfall ein. Geklärt wer-
den sollte, ob die Sicherheitsbehörden
nicht rechtzeitig und konsequent gegen
Amri vorgegangen waren und der An-
schlag hätte verhindert werden können.



Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

KURZ NOTIERT

Neue Regelungen für
Großfeuerungsanlagen

Der Bundestag hat vergangene Woche
die von der Bundesregierung einge-
brachte Verordnung zur Neufassung der
Verordnung über Großfeuerungs-, Gas-
turbinen- und Verbrennungsmotoranla-
gen und zur Änderung der Verordnung
über die Verbrennung und die Mitver-
brennung von Abfällen (19/24906, 19/
25170) angenommen. Dafür stimmten
CDU/CSU und SPD. AfD und Grüne lehn-
ten die Verordnung ab, FDP und Links-
fraktion enthielten sich. Ziel ist es unter
anderem, Emissionen bestimmter Luft-
schadstoffe zu verringern und die Frei-
setzung von Quecksilber zu minimieren.

Rechtsrahmen für Telekom-
munikation vereinheitlichen

Die Bundesregierung will den Netzaus-
bau beschleunigen. Einen Gesetzentwurf
zur Modernisierung des Telekommunika-
tionsrechts (19/26108) sowie einen An-
trag der FDP zum Gigabit-Ausbau
(19/26117) hat der Bundestag zur feder-
führenden Beratung an den Wirtschafts-
ausschuss überwiesen. Ein weiterer FDP-
Antrag zu „Regeln für den Schnellstart
ins Gigabitzeitalter“ (19/26188) sowie
ein Antrag der Grünen, in dem sie for-
dern, Mobilfunk als Daseinsvorsorge zu
betrachten, (19/16518) wurden an den
Verkehrsausschuss überwiesen. lbr T
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Keiner war zuständig
WIRECARD Ausschuss offenbart Überwachungs-Lücken

Der Wirecard-Ausschuss hat sich in seinen
Sitzungen Ende vergangener Woche einer
seiner politischen Kernfragen angenähert:
Wie lässt sich das institutionelle Gefüge
hinsichtlich einer besseren Überwachung
weltumspannender Finanzfirmen mit Sitz
in Deutschland optimieren? Die Zeugen-
vernehmung brachte eine Vielzahl von Re-
formgründen zutage. „Die Notwendigkeit
gesetzlicher Änderungen kann jetzt schon
abgesehen werden“, sagte der bayrische In-
nenminister Joachim Herrmann (CSU). Er
war geladen, weil der Wirecard-Firmensitz
im Einzugsbereich seiner Behörden liegt.
„Es haben sich in dieser Angelegenheit Lü-
cken in der Zuständigkeit gezeigt.“
Der Grund für die fehlende Aufsicht im
Fall Wirecard ist durchaus im Standort zu
suchen: Das Zentrum des weltumspannen-
den Unternehmensgeflechts in Aschheim
bei München liegt zwar in Oberbayern,

aufgrund der Aufstellung der Verwaltung
ist dort jedoch der Bezirk Niederbayern für
Geldwäschevorbeugung zuständig. Wäh-
rend Frankfurt es routinemäßig mit global
operierenden Finanzkonzernen zu tun hat,
war Wirecard hier die Ausnahme.
Die niederbayerische Behörde für Geldwä-
scheprävention hatte es typischerweise mit
Gebrauchtwarenhändlern in Plattling zu
tun, denen bei hohen Barzahlungen durch
einzelne Kunden mulmig wurde. Die Be-
amten waren fast bis zur Insolvenz gar
nicht auf die Idee gekommen, auch für die
Prävention bei Wirecard zuständig zu sein,
wie der zuständige Gebietsleiter Martin
Mulzer aussagte. Der Ausschussvorsitzende
Kay Gottschalk (AfD) befragte Innenminis-
ter Herrmann auch dazu, dass den Beam-
ten dort seit 2013 keine Schulungen in
moderner IT angeboten wurden.
Tatsächlich hatte die Prüfung durch Mulzer
und Herrmann schließlich ergeben, dass
Wirecard nicht unter die Definition der
Unternehmen fällt, denen der Bezirk bei
der Erkennung von Geldwäsche helfen
sollte. „Wenn Sie nicht zuständig waren,
war also gar niemand zuständig?“, fragte
der Abgeordnete Florian Toncar (FDP).
Das bestätigten der Minister und der Be-
amte. Sie verwiesen auf eine Anfrage bei
der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (Bafin), die lange unbeant-
wortet blieb. „Bei Geldwäsche hielten sich
Niederbayern und Bafin jeweils selbst
nicht für zuständig“, resümierte der Abge-
ordnete Matthias Hauer (CDU).
Eine gewisse Untätigkeit der Bafin wurde
auch bei der Befragung des Zeugen Mat-
thew Earl durch den Ausschuss deutlich.
Earl ist Finanzexperte und war Mitautor
des Zatarra-Berichts, der schon früh und
fundiert vor Wirecard warnte. Der Bericht
wurde von der Bafin ignoriert. fmk TJoachim Herrmann (CSU)
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Neue digitale Mobilität
VERKEHR Novellierung des Personenbeförderungsrechts

Die Koalitionsfraktionen wollen die recht-
lichen Grauzonen beseitigen, in denen sich
neue digitale Mobilitätsdienstleister derzeit
befinden. Dazu soll das Personenbeförde-
rungsrecht modernisiert werden. Den dazu
vorgelegten Gesetzentwurf (19/26175) hat
der Bundestag vergangene Woche erstmals
beraten. Neue Mobilitätsanbieter wie Uber
und plattformbasierte Pooling-Dienste sol-
len einen rechtssicheren, innovations-
freundlichen Rahmen erhalten, in dem die
Anbieter Aufträge annehmen dürfen, die
zuvor telefonisch oder per App bestellt
worden sind. Taxis wiederum sollen auch
weiterhin als einzige ihre Kunden spontan
aufnehmen dürfen, also den sogenannten
Wink- und Wartemarkt bedienen. Länder
und Kommunen sollen gleichzeitig wirksa-
me und klare Steuerungsmöglichkeiten er-

halten, um unter anderem das Zusammen-
spiel mit dem eigenen ÖPNV so effizient
wie möglich zu gestalten, und um die von
den neuen Dienstleistern zu erfüllenden
Standards festzulegen.
Das Gesetz definiert bedarfsgesteuerte Poo-
ling-Dienste des ÖPNV, den sogenannten
Linienbedarfsverkehr. Zu verstehen sind
darunter Anruf-Sammeltaxis. Zudem gibt
es Pooling-Dienste außerhalb des ÖPNV,
(gebündelter Bedarfsverkehr). Hier soll die
Einzelsitzplatzvermietung möglich werden,
um Aufträge „verschiedener Fahrgäste ent-
lang ähnlicher Wegstrecken zu bündeln“.
Zu dem Gesetzentwurf plant der Verkehrs-
ausschuss eine Expertenanhörung am 22.
Februar. Dabei sollen auch Anträge von
FDP (19/26186) und Linken (19/26173)
diskutiert werden. hau T

Längere Abgabefristen
FINANZEN Aufschub für die Steuererklärung

Der Bundestag hat in der vergangenen Wo-
che Änderungen der Abgabenordnung be-
schlossen. CDU/CSU, SPD und die Grünen
stimmten für den Entwurf von CDU/CSU
und SPD zur Änderung des Einführungsge-
setzes zur Abgabenordnung (19/25795) in
der geänderten Fassung (19/26245). AfD,
FDP und Linke enthielten sich.
Damit wird die Frist zur Abgabe einer Steu-
ererklärung für den Veranlagungszeitraum
2019 in den Fällen, in denen ein Steuerbe-
rater beauftragt wurde, um ein halbes Jahr
verlängert. Die regulär mit Ablauf des Mo-
nats Februar 2021 endende Steuererklä-
rungsfrist nach Paragraf 149 Absatz 3 der
Abgabenordnung für den Besteuerungszeit-
raum 2019 wurde um sechs Monate bis
Ende August 2021 verlängert (soweit im
Einzelfall nicht eine Anordnung nach Para-

graf 149 Absatz 4 der Abgabenordnung er-
gangen ist). Um sechs Monate verlängert
wurde auch die Karenzzeit von derzeit
15 Monaten, in der keine Verzugszinsen
auf die Steuerschuld erhoben werden.
In zweiter Beratung war über Teile des Ge-
setzentwurfs getrennt abgestimmt worden.
Artikel 1, der Änderung des Covid-19-In-
solvenzaussetzungsgesetzes, stimmten nur
die Koalitionsfraktionen und die Grünen
zu, während AfD und FDP dagegen votier-
ten und die Linksfraktion sich enthielt. Die
übrigen Teile des Gesetzentwurfs wurden
einstimmig angenommen. Gegen die Stim-
men der Antragsteller lehnte das Parlament
zudem einen Antrag der AfD-Fraktion
(19/26233) ab, die Zinsen im Steuerrecht
dem gegenwärtigen Niedrigzinsniveau an-
zupassen. pez T

Ausbau der Stromnetze
WIRTSCHAFT Bundesbedarfsplangesetz wird geändert

Beim Ausbau von Stromnetzen soll es
künftig schneller vorangehen. Der Bundes-
tag hat in der vergangenen Woche den Ge-
setzentwurf der Bundesregierung „zur Än-
derung des Bundesbedarfsplangesetzes und
anderer Vorschriften“ (19/23491) verab-
schiedet. Dem Entwurf in der vom Wirt-
schaftsausschuss geänderten Fassung
(19/26241) stimmten Union, SPD, FDP
und Grüne zu. AfD und Linke lehnten die
Vorlage ab. Mit den Stimmen der Koaliti-
on, bei Ablehnung von AfD und Grünen
und Enthaltung der FDP sowie der Linken
wurde auch eine Entschließung angenom-
men. Darin wird die Bundesregierung auf-
gefordert, die Startregulierung der Wasser-
stoffnetze mit dem angekündigten Gesetz-
entwurf zur Umsetzung der Strombinnen-
marktrichtlinie 2019 zu verbinden.
Durch die Verabschiedung des Gesetzent-
wurfes wird der Bundesbedarfsplan aktua-

lisiert. Es werden 35 neue Netzausbauvor-
haben aufgenommen und acht bisherige
Netzausbauvorhaben geändert. Für sie wer-
den die energiewirtschaftliche Notwendig-
keit und der vordringliche Bedarf festge-
stellt, womit die Verfahren für die Planfest-
stellung und die Plangenehmigung be-
schleunigt werden sollen.
Dabei gehe es vor allem um Vereinfachun-
gen bei der Planfeststellung von Leerroh-
ren und mitverlegten Erdkabeln, Nachbe-
teiligungsverfahren, die Bestimmungen zu
Geheimhaltung, Datenschutz und Barriere-
freiheit sowie die erstinstanzliche Zustän-
digkeit des Bundesverwaltungsgerichts.
Durch den vom Wirtschaftsausschuss be-
schlossenen Änderungsantrag der Koaliti-
onsfraktionen sollen unter anderem die
Anforderungen an die Barrierefreiheit im
Rahmen der Ausschreibungen gesenkt wer-
den. hau T

Streit umWohnraum
BAU Die Fraktionen debattieren über das Umwandlungsverbot im neuen Gesetzentwurf

Die Gräben klaffen nach wie vor tief: Auf
der einen Seite stehen die, die mehr Regu-
lierung möchten - verbunden mit mehr
Steuerungsmöglichkeiten für die Kommu-
nen. Auf der anderen Seite trommeln die
Befürworter größeren Freiraums für priva-
tes Handeln und Engagement für ihr Anlie-
gen. Einzig das Ziel eint die Gegner – mehr
und schneller soll künftig gebaut werden.
Möglich machen soll es ein Baulandmobi-
lisierungsgesetz, das vergangene Woche in
erster Lesung im Bundestag debattiert wur-
de (19/24838, 19/26023). „Die Formel ist
einfach: Ohne Bauland keine neue Woh-
nungen“, sagte Innen- und Bauminister
Horst Seehofer (CSU) und betonte die Be-
deutung des Vorhabens: „Wohnraum ist
die soziale Frage unserer Zeit.“ Das Gesetz
setze genau da an, schöpfe rechtliche Mög-
lichkeiten aus, erweitere den Spielraum für
Kommunen, entschlacke und beschleunige
Prozesse wo möglich. Vorgesehen sind bei-
spielsweise ein erweitertes Vorkaufsrecht
für Kommunen, Planungserleichterungen
im Inneren genauso wie im Außenbereich
und ein neuer Gebietstyp, der Landwirt-
schaft neben Wohnen vereinfachen soll.
Der Minister erinnerte daran, dass aus-
schließlich Maßnahmen in den Entwurf
aufgenommen worden seien, die Bauland-
kommission und Fraktionsspitzen der Ko-
alition beschlossen hätten. Dass er dies so
betonte, hat einen maßgeblichen Grund: In
der Frage, ob, in welchem Umfang und wo
Miet- in Eigentumswohnungen umgewan-
delt werden dürfen, liegen Unions- und
SPD-Fraktion weit auseinander. Eigentlich
ist es kein Kernthema des Entwurfs, doch
kristallisieren sich an ihm unterschiedliche
grundsätzliche Auffassungen über die Bau-
und Wohnungspolitik: Mehr Staat oder we-
niger, mehr Förderung von Eigentum oder
mehr Unterstützung für Mieter?

„Wir als Sozialdemokraten wollen hier
auch Mietraum sichern und Spekulation
eindämmen“, steckte Claudia Tausend
(SPD) die Position ihrer Fraktion ab. Sie
erwähnte auch den Leitsatz eines sozialen
Umgangs mit Boden und die erweiterten
Regelungen zum Baugebot: Es zeige sich
nämlich, dass immer häufiger Baugeneh-
migungen liegen gelassen würden, weil Ei-
gentümer auf steigende Preise hofften.
Kai Wegner vom Koalitionspartner CDU
erklärte indes, in dem Entwurf stünden
schon Passagen, bei denen er sich frage, ob
die wirklich der Baulandmobilisierung
dienten. Emmi Zeulner (CSU) wurde kon-
kreter: „Das Umwandlungsverbot, so wie
es jetzt diskutiert wird, tragen wir so ganz
konkret nicht mit.“
Die Oppositionsfraktionen konnten sich
bei solch offensichtlichem koalitionsinter-

nen Dissens in der Aussprache auf ihre ur-
eigenen Forderungen konzentrieren: Marc
Bernhard (AfD) nannte den Entwurf ein
„Baulandsozialisierungsgesetz“ und forder-
te mehr Rechte für Eigentümer. Daniel Föst
(FDP) fand den Namen ebenfalls unpas-
send, denn in dem Gesetz stehe nichts, was
neues Bauland schaffe oder Prozesse be-
schleunige. „Das Umwandlungsverbot
wird zum Lackmustest für die Union, wie
sie wirklich zum Wohneigentum steht“,
fügte er hinzu. Die FDP hatte einen eige-
nen Antrag (19/26190) eingebracht; die
Abgeordneten fordern darin einen neuen
Gesetzentwurf zur Baulandmobilisierung
mit weniger Regulierung und weniger Ein-
griffsmöglichkeiten für Kommunen bei
mehr Steuererleichterungen für Bauwillige.
Die Linksfraktion sieht in Umwandlungen
den „Goldesel für die Immobilienbranche“.
Es werde Wohneigentum geschaffen zum
Preis der Verdrängung von anderen, daher
dürfe es keine Umwandlungen in ange-
spannten Wohnungsmärkten geben, sagte
Caren Lay.
Daniela Wagner (Grüne) forderte, Passagen
zu streichen, die Zersiedlung und Fläche-
ninanspruchnahme förderten. Stattdessen
müssten die vorhandenen Ressourcen im
Inneren aktiviert werden. Es gebe zu viel
brach liegende Grundstücke mit bestehen-
dem Baurecht.
Der Gesetzentwurf wurde gemeinsam mit
dem FDP-Antrag im Anschluss an den Bau-
ausschuss zur weiteren Beratung überwie-
sen. Ebenfalls überwiesen wurden zudem
Oppositionsanträge zu mehr Nachhaltigkeit
am Bau und im Wohnbereich (19/23152,
19/26183, 19/26178), die der Bundestag
am Vorabend behandelt hatte. Einen Antrag
der Grünen (19/26182) überwiesen die Par-
lamentarier nach Aussprache an den Wirt-
schaftsausschuss. Kristina Pezzei T

Mehr Schwung am Bau – das wollen alle.
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Z
iemlich genau um zwanzig
Uhr am vergangenen Don-
nerstag merkte man, dass
die Vorwürfe rund um die
gescheiterte Pkw-Maut
nicht spurlos an Bundesver-

kehrsminister Andreas Scheuer (CSU) ab-
prallen. Seit sieben Stunden hatte Scheuer
sich da schon in meist sachlicher Atmo-
sphäre den Fragen des 2. Untersuchungs-
ausschusses („Pkw-Maut“) gestellt. Dann
aber kam SPD-Obfrau Kirsten Lühmann
auf den Zeugen Volker Schneble, Ge-
schäftsführer der Maut-Betreiberfirma Au-
toticket, zu sprechen – und provozierte da-
mit eine heftige Reaktion des Ministers.
Schneble? Das sei doch der Zeuge, der „in
meisterlicher Art und Weise“ fast zwei Jah-
re nach dem Spitzengespräch vom 29. No-
vember 2018 ein Gedächtnisprotokoll fa-
briziert und dem Untersuchungsausschuss
zugeleitet habe. Diesem Protokoll zufolge
bot Klaus-Peter Schulenberg, einer der
Chefs des Bieterkonsortiums für die Erhe-
bung der Pkw-Maut, Scheuer in jenem Ge-
spräch an, mit der Unterzeichnung des Ver-
trags bis nach dem Urteil des Europäischen
Gerichtshofs (EuGH) über die Pkw-Maut
zu warten. „Das ist so hanebüchen“, ent-
fuhr es dem Minister. „Ein solches Ge-
dächtnisprotokoll würde bei keinem Ge-
richt der Welt drei Minuten überleben.“
Scheuer bestätigte in seiner neuerlichen
Vernehmung, was er schon bei der ersten
Befragung in der Nacht vom 1. auf den
2. Oktober 2020 ausgesagt hatte: Seiner Er-
innerung nach gab es ein solches Angebot
zur Verschiebung nicht. Auch in allen an-
deren strittigen Punkten verteidigte der Mi-
nister sein Vorgehen bei der letztlich ge-
scheiterten Pkw-Maut. Zwar ließen ihn die
seither eingetretenen Entwicklungen nicht
unberührt, räumte er ein, und er sei bereit,
sich Kritik zu stellen, sofern sie sachlich
sei. Wäre er aber heute in der gleichen Si-
tuation, würde er wieder so entscheiden.
„Die Infrastrukturabgabe“ – so heißt die
Pkw-Maut offiziell – „war nicht ein Projekt
von mir“, betonte der Minister. Vielmehr
habe er bei seinem Amtsantritt am
14. März 2018 ein Gesetz vorgefunden, das
von Bundestag, Bundesrat und Bundesprä-
sident gebilligt worden sei. „Minister ha-
ben Gesetze umzusetzen“, betonte der
CSU-Politiker. Auch jeder andere Verkehrs-
minister hätte die Maut realisieren müssen.
Großen Wert habe er darauf gelegt, dass
das Vergabeverfahren ein „transparenter,
juristisch einwandfreier und nachvollzieh-
barer Prozess“ gewesen sei. Er habe sich
dabei auf „fachkundige und engagierte
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter“ gestützt,
die das Projekt „mit höchster Professionali-
tät“ vorangetrieben hätten, sagte Scheuer.
Erneut verteidigte der Minister das Ende
2018 gewählte Vorgehen seines Hauses.
Zum Ende der Bieterfrist im Vergabeverfah-
ren Erhebung am 17. Oktober 2018 war
ein einziges Angebot – nämlich das des
Konsortiums CTS Eventim und Kapsch
TrafficCom – eingegangen, das zudem um
rund eine Milliarde Euro über dem Haus-
haltsrahmen von gut zwei Milliarden Euro
lag. In dieser Situation habe er sich nicht
beim Haushaltsausschuss um mehr Mittel
bemühen wollen, sondern die Priorität ge-
habt, das Projekt innerhalb des vorgegebe-
nen Finanzrahmens zu realisieren, erklärte
der Minister. Deshalb habe er entschieden,
Aufklärungs- und Verhandlungsgespräche

mit dem Bieterkonsortium zu führen. Als
er am 30. Dezember 2018 und damit vor
dem Urteil des EuGH den Vertrag mit den
Betreibern abschloss, sei er sich sicher ge-
wesen, damit „das Richtige für den Bund“
zu tun, sagte Scheuer. Denn der damalige
Staatssekretär Gerhard Schulz habe ihm
versichert, der Vertrag sei zuschlagsfähig.
Auf den Vorhalt, dass die Haushaltsbeauf-
tragte des Bundesverkehrsministeriums in
ihrer Vernehmung im Ausschuss erklärte
hatte, sie habe nicht die Möglichkeit ge-
habt, einen so umfangreichen Vertrag zu
prüfen, entgegnete der Minister, er habe ex-
tra nachgefragt und erfahren, der Vertrag
sei haushaltsrechtlich korrekt.
Staatssekretär Schulz habe ihm auch versi-
chert, alles deute darauf hin, dass der
EuGH bei der Klage Österreichs zugunsten

der Bundesrepublik entscheiden werde.
„Wir haben das Restrisiko als minimal ein-
geschätzt“, sagte Scheuer. Deshalb habe er
in einer „Abwägungsentscheidung“ be-
schlossen, das Projekt voranzutreiben und
nicht wegen dieses minimalen Restrisikos
Einnahmeausfälle in dreistelliger Millio-
nenhöhe in Kauf zu nehmen.
Als der EuGH am 18. Juni 2019 die Pkw-
Maut für nicht vereinbar mit europäischem
Recht erklärte, sei er „vollkommen über-
rascht“ gewesen, berichtete der Minister. Er
hielt sich an diesem Tag in seinem Wahl-
kreis in Passau auf und traf erst um 17 Uhr
im Ministerium in Berlin ein, wo Rechtsbe-
rater und Ministeriumsmitarbeiter schon
stundenlang über die Auswirkungen des
Urteils diskutiert hatten. Eine Rettung der
Pkw-Maut sei nach Auffassung aller an der

Diskussion beteiligten Experten nicht mög-
lich gewesen, sagte Scheuer. Deshalb habe
er entschieden, den Vertrag mit den Betrei-
bern unverzüglich zu kündigen. Wie richtig
das gewesen sei, habe sich daran gezeigt,
dass die Betreiber noch kurz nach dem Ur-
teil Verträge mit Unterauftragnehmern ab-
geschlossen hätten, um – so die Darstel-
lung Scheuers – die Entschädigung in die
Höhe zu treiben. Im Übrigen gehe er da-
von aus, dass sich die von den Betreibern
erhobenen Schadenersatzforderungen als
haltlos erweisen würden.
Mit der Vernehmung des Ministers hat der
2. Untersuchungsausschuss nach gut ein-
jähriger Arbeit seine Zeugenbefragungen
abgeschlossen. In den kommenden Mona-
ten soll nun der Abschlussbericht erstellt
werden. Christian Hunziker T

Im Mittelpunkt der letzten Sitzung: Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer (CSU) © picture-alliance/Kay Nietfeld

Letzte Worte
PKW-MAUT Der Bundesverkehrsminister verteidigt im

Untersuchungsausschuss sein Vorgehen
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Die Lektion des Holocaust
GEDENKTAG Vor 25 Jahren erklärte Bundespräsident Roman Herzog den 27. Januar zum Gedenktag für die Opfer des Nationalsozialismus

Es ist vor allem die so genannte „Ruck-Re-
de“, mit der der Name Roman Herzogs bis
heute eng verknüpft ist. Doch von weitrei-
chenderer historischer Bedeutung ist die
Entscheidung des ehemaligen Bundespräsi-
denten, den 27. Januar als Gedenktag für
die Opfer des Nationalsozialismus einzu-
führen: Vor 25 Jahren, Anfang Januar
1996, erklärte er den Tag der Befreiung des
nationalsozialistischen Vernichtungslagers
Auschwitz-Birkenau durch Soldaten der
Roten Armee zum Tag des Gedenkens an
die Millionen von Menschen, die unter der
Gewaltherrschaft der Nationalsozialisten
entrechtet, verfolgt und ermordet wurden.
2005 wurde der Tag auch international
zum Holocaust-Gedenktag.
Symbolhaft für den Terror der Nationalso-
zialisten stehe Auschwitz, die Erinnerung
daran dürfe nicht enden, erklärte Herzog
in seiner Proklamation. „Es ist deshalb
wichtig, nun eine Form des Erinnerns zu
finden, die in die Zukunft wirkt. Sie soll
Trauer über Leid und Verlust ausdrücken,
dem Gedenken an die Opfer gewidmet
sein und jeder Gefahr der Wiederholung
entgegenwirken.“
Die Idee für die Einführung eines nationa-
len Gedenktages am 27. Januar stammt
aber nicht von Herzog selbst, der von 1994
bis 1999 deutsches Staatsoberhaupt war,

sondern vom damaligen Vorsitzenden des
Zentralrates der Juden in Deutschland,
Ignatz Bubis. Dieser hatte sich seit 1994
mehrfach dafür ausgesprochen, einen Ge-
denktag für die Opfer des Holocaust einzu-
führen. Bubis‘ Vorschlag, den 27. Januar als
nationalen Gedenktag zu begehen, fand
unter dem Eindruck der internationalen
Gedenkfeiern anlässlich des 50. Jahrestages
des Kriegsendes in Europa rasch überpar-
teiliche Unterstützung.

Auf Bitten des Bundestages erklärte Bun-
despräsident Roman Herzog schließlich
am 3. Januar 1996 den 27. Januar zum
„Tag des Gedenkens an die Opfer des Na-
tionalsozialismus“. Seither werden als Zei-
chen der Erinnerung an diesen Tag die
Flaggen an öffentlichen Gebäuden auf
Halbmast gesetzt. In den Bundesländern
erinnern die Landtage in Sondersitzungen
mit Gedenkstunden an dieses dunkelste
Kapitel der deutschen Geschichte. In vielen
Städten hat sich darüber hinaus eine eige-
ne Erinnerungskultur entwickelt, die unter
anderem von Kirchen, Parteien, jüdischen
Gemeinden und Schulen getragen wird.

Zeitzeugen berichten Im Zentrum der
Feierlichkeiten steht jedoch die Gedenk-
stunde im Deutschen Bundestag, die zwar
nicht in jedem Jahr genau am 27. Januar,
aber doch in direkter zeitlicher Nähe zu
diesem Datum stattfindet. Nach einer Rede
des Bundestagspräsidenten ergreifen ein
oder zwei Gastredner im Plenarsaal das
Wort. In der Vergangenheit gehörten zu
diesen Rednern sowohl die Bundespräsi-
denten Roman Herzog (1996 und 1999),
Johannes Rau (2001), Horst Köhler (2009)
und Joachim Gauck (2015) als auch die is-
raelischen Staatspräsidenten Shimon Peres
(2010) und Reuven Rivlin (2020).

Besonders berührend waren stets jene Re-
den, in denen Zeitzeugen über ihr eigenes
Er- und Überleben des Holocausts berich-
teten: So erinnerte etwa Friedensnobel-
preisträger Elie Wiesel im Jahr 2000 an
das Schicksal der Juden, das der ermorde-
ten Kinder und ihrer Mütter. Zoni Weisz
rückte 2011 das Leid der Sinti und Roma,
den „vergessenen Holocaust“, in den
Blickpunkt. Der damals 95-jährige Daniil
Granin erinnerte 2014 in einer bewegen-
den Rede an sein Überleben der Blockade
von Leningrad, durch die mindestens
800.000 Menschen an Hunger gestorben
sind. Anita Lasker-Wallfisch, die
Auschwitz als Cellistin im Mädchen-Or-
chester des Lagers überlebte, berichtete
2018 von ihrer Kindheit, den Demütigun-
gen durch die Nazis und der Deportation
der Eltern.
Die Geschichte als Mahnung zu begreifen
– bewusst hatte Roman Herzog in seiner
ersten Gedenkrede am 19. Januar 1996 er-
klärt, es gehe darum, „aus der Erinnerung
immer wieder lebendige Zukunft“ werden
zu lassen. „Wir wollen nicht unser Entset-
zen konservieren. Wir wollen Lehren zie-
hen, die auch künftigen Generationen Ori-
entierung sind“, so der Bundespräsident.
Viele hätten sich damals schuldig gemacht,
aber die entscheidende Aufgabe sei es heu-

te, eine Wiederholung zu verhindern. Be-
sonders wichtig sei es, die jungen Men-
schen zu erreichen und ihren Blick dafür
zu schärfen, woran man Rassismus und To-
talitarismus erkenne. Im Kampf gegen „das
Grundübel des 20. Jahrhunderts“ komme
es auf eine rechtzeitige „Gegenwehr“ an,
sagte Herzog und forderte: „Nicht erst aktiv
zu werden, wenn sich die Schlinge schon
um den eigenen Hals legt. Nicht abwarten,
ob die Katastrophe vielleicht ausbleibt,
sondern verhindern, dass sie überhaupt ei-
ne Chance bekommt, einzutreten.“
Knapp zehn Jahre nach Herzogs Proklama-
tion bestimmte die Vollversammlung der
Vereinten Nationen am 31. Oktober 2005
den Tag auch zum „International Day of
Commemoration in Memory of the
Victims of the Holocaust“. Denn dieser Tag
sei „eine wichtige Mahnung“, so formulier-
te es der damalige UN-Generalsekretär Kofi
Annan, „an die universelle Lektion des Ho-
locaust“. Sandra Schmid T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-PaperInitiator des Gedenktages: Roman Herzog
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Immer wieder berichteten Zeitzeugen in der
Gedenkstunde im Bundestag über ihr eigenes
Er- und Überleben des Holocausts und das ih-
rer Angehörigen (Auszüge):

1998:Yehuda Bauer, Leiter
der Holocaust-Gedenkstätte
YadVashem in Jerusalem

„Der Nationalsozialismus war wohl die
radikalste Revolution, die je stattgefun-
den hatte – ein Auflehnen gegen das,
was man bis dahin als Menschlichkeit
betrachtet hatte. Der Kern der Vernich-
tungsstrategie gegenüber sogenannten
Andersartigen war der Holocaust, der
Plan der totalen Vernichtung des jüdi-
schen Volkes (...) Und das Fürchterliche
an der Shoa ist eben nicht, dass die Na-
zis unmenschlich waren; das Fürchterli-
che ist, dass sie menschlich waren – wie
Sie und ich.“

2004: SimoneVeil, französische
Politikerin, ehemalige Prä-
sidentin des EU-Parlaments

„Als Voraussetzung für eine freie Zu-
kunft braucht dieses versöhnte Europa
ein dauerhaftes Fundament, das auf
zwei Pfeilern beruht: Weitergabe der Er-
innerung und Demokratie. Europa war es
sich schuldig, ein Vorbild für Demokratie
und die Achtung der Menschenrechte zu
sein. Es musste die Lehren aus den tota-
litären Erfahrungen seiner bleischweren
Vergangenheit ziehen und allen seinen
Bürgern größtmögliche Freiheit im Rah-
men eines solidarischen und friedlichen
Miteinanders bieten.“

2008: Lenka Reinerová,
tschechische Schriftstellerin

„Ich überlebte, weil ich am Tage der Be-
setzung nicht im Lande weilte. Und so
begann für mich das Exil. Unter anderem
saß ich in Paris ein halbes Jahr in Einzel-
haft, im berüchtigten Frauengefängnis
La Petite Roqette, das es zum Glück
nicht mehr gibt, danach ungefähr zwei
Jahre im Internierungslager für lästige
Ausländerinnen RIEUCROS. Dank der Be-
mühungen guter Freunde (...) bekam ich
ein Visum und eine Schiffskarte nach
Mexiko.“

2010: Shimon Peres, israe-
lischer Staatspräsident

„Die Shoa muss dem menschlichen Ge-
wissen stets als ewiges Warnzeichen vor
Augen stehen; als Verpflichtung (...) zur
Gleichberechtigung aller Menschen, zu
Freiheit und Frieden. Die Ermordung der
Juden Europas durch Nazi-Deutschland
darf nicht als ein ‚schwarzes Loch‘ be-
trachtet werden, als ein Todesstern, der
das Licht schluckt und die Vergangenheit
gemeinsam mit der Zukunft ver-
schlingt.“

2011: ZoniWeisz, Vertreter
der Sinti und Roma aus den
Niederlanden

„Es ist menschenunwürdig, wie Sinti
und Roma, insbesondere in vielen osteu-
ropäischen Ländern wie zum Beispiel
Rumänien und Bulgarien, behandelt
werden. Der weitaus größte Teil ist chan-
cenlos, hat keine Arbeit, keine Ausbil-
dung und steht ohne ordentliche medizi-
nische Versorgung da. (...) Wir sind doch
Europäer und müssen dieselben Rechte
wie jeder andere Einwohner haben.“

2013: Inge Deutschkron,
Journalistin undAutorin

„Nichts konnte darüber hinwegtäu-
schen, dass die Lage der Juden von Ber-
lin immer kritischer wurde. (...) Um unse-
re Ausgrenzung perfekt zu machen, wur-
den die Telefonkabel durchschnitten,
nahm man uns die Radioapparate weg.
Der Gang zum Friseur wurde verboten,
sowie das Waschen unserer Wäsche in
einem Salon. Seife durfte uns nicht ver-
kauft werden. Auch Eier und Kuchen
nicht.“

2018:Anita Lasker-Wallfisch,
Cellistin,Überlebende des
Mädchenorchesters Auschwitz

„Muss man wirklich fragen: Warum? Es
gibt weder Entschuldigungen noch Er-
klärungen für das, was damals gesche-
hen ist. Alles, was bleibt, ist Hoffnung,
die Hoffnung, dass womöglich letzten
Endes der Verstand siegt. (...) Ich hatte
geschworen, nie wieder meine Füße auf
deutschen Boden zu setzen. Mein Hass
auf alles, was deutsch war, war grenzen-
los. Wie Sie sehen, bin ich eidbrüchig ge-
worden – schon vor vielen Jahren, und
ich bereue es nicht. Hass ist ganz ein-
fach ein Gift, und letzten Endes vergiftet
man sich selbst.“ Auswahl: che T

»Passen Sie auf!«
GEDENKSTUNDE Erinnerung an die Opfer der NS-Herrschaft und Appelle gegen die Spaltung

D
ie Zeit hat keine Macht
über diese Erinnerungen.
Sie hat aus meinem Ge-
dächtnis all die Gräuel,
die ich gesehen und auf-
genommen habe, nicht

verdrängt.“ Das sagte der russische Kamera-
mann Alexander Woronzow noch Jahr-
zehnte später über jene Tage Ende Januar
1945. Die Rote Armee hatte am 27. Januar
das größte Konzentrationslager der Natio-
nalsozialisten, Auschwitz-Birkenau, auf ih-
rem Weg nach Westen befreit. Die Filmauf-
nahmen Woronzows, im Auftrag der Roten
Armee entstanden, führten der Welt ein bis
dahin nicht gekanntes Menschheitsverbre-
chen vor Augen: Tausende ausgemergelte
Gestalten, mehr Skelette als lebendige We-
sen, hatten die Nazis nach ihrem fluchtar-
tigen Abzug aus dem Lager dort zurückge-
lassen. Als die Soldaten die Auschwitz-La-
ger erreichten, waren viele der etwa 7.500
dort verbliebenen Häftlinge in einem le-
bensbedrohlichen Zustand. Aber das wah-
re Ausmaß der Katastrophe war in jenen
Tagen noch gar nicht absehbar: Mehr als
eine Million Menschen, vor allem Juden,
hatten die Nationalsozialisten allein im
Vernichtungslager Auschwitz ermordet.
Die Macht der Erinnerung: Dass sie stärker
ist als die Zeit, wie von Woronzow be-
schrieben, konnte man im Bundestag in
den vergangenen Jahren oft erleben. Seit
1996 ist der 27. Januar gesetzlich veranker-
ter Gedenktag, den Opfern der nationalso-

zialistischen Gewaltherrschaft gewidmet.
Jedes Jahr findet deshalb eine Gedenkstun-
de statt, in der Gastredner, meist Überle-
bende des Holocaust, über ihre Geschichte
berichten. Und jedes Mal konnte man se-
hen und hören, wie die Macht der Erinne-
rungen Stimmen zum Stocken bringen.
Das war auch in diesem Jahr nicht anders.
Am Pult stand die 88-jährige Charlotte
Knobloch. Sie hat als eine der bekanntes-
ten Vertreterinnen der jüdi-
schen Gemeinden in
Deutschland (siehe Kasten)
schon viele Reden gehalten.
Und nun ging es um das
dunkelste Kapitel ihrer ei-
genen Familiengeschichte,
in der sie den Tag des Ab-
schieds von ihrer Großmut-
ter, die ihr die Mutter er-
setzte, als den „schwersten
Moment meines Lebens“
bezeichnete. „Weinend
klammerte ich mich an sie -
an Liebe, Zärtlichkeit, Ge-
borgenheit. Sie werden für lange Zeit aus
meinem Leben verbannt sein.“ Sie war da-
mals neun Jahre alt.
Dennoch kann Knobloch, 80 Jahre nach
diesem Ereignis vor dem Bundestag sagen:
„Ich stehe vor Ihnen als stolze Deutsche.“
1945 hätte sie sich das nie träumen lassen.
Sie hatte den Zweiten Weltkrieg überlebt,
versteckt unter falscher Identität auf einem
Bauernhof in Franken. Aber sie wollte

nicht zurück nach München, „ nicht zurück
zu den Leuten, die uns in jeder Form ge-
zeigt haben, wie sehr sie uns plötzlich
hassten“, beschreibt sie die Empfindungen
von einst. Letztlich entscheidet sich die Fa-
milie doch gegen die zunächst so ersehnte
Auswanderung - bleibt und engagiert sich.
Der Weg zu diesem Stolz, er war lang und
steinig. Knobloch beschreibt, wie sich die
Bundesrepublik aus dem Schweigen der

Nachkriegsjahre befreite.
„Es wuchs die Erkenntnis,
dass Auseinandersetzung
und Aufarbeitung unerläss-
lich sind für das Bauen der
Zukunft. So konnte auf jü-
discher Seite das Vertrauen
wachsen - in die neue Bun-
desrepublik, in der es ge-
lang, auf den Trümmern
der Geschichte eine tragfä-
hige freiheitliche Demo-
kratie zu errichten.“
All diese Errungenschaften,
auf die sie so stolz ist: Sie

sind in Knoblochs Augen jedoch in Gefahr.
Auch in Deutschland erlebe man wieder
Spaltung, Polarisierung und aggressive Er-
regung. Dabei gehe es nicht nur um jüdi-
sche Menschen. Wo Antisemitismus Platz
habe, könne jede Form von Hass um sich
greifen, „Worte sind die Vorstufen von Ta-
ten“, warnte sie und appellierte eindring-
lich an die Anwesenden: „Ich hatte meine
Heimat verloren. Ich habe für sie ge-

kämpft. Ich habe sie wiedergewonnen.
Und ich werde sie verteidigen!“ sagte
Knobloch und fügte hinzu: „Ich bitte Sie,
passen Sie auf auf unser Land!“

Vielfältiges Judentum Der Stab der Erin-
nerung, den die wenigen noch lebenden
Zeitzeugen nun an die nächste Generation
weitergeben, er wurde am vergangenen
Mittwoch symbolisch an die 33-jährige
Publizistin Marina Weisband überreicht,
die als zweite Gastrednerin sprach. Sie war
1994 mit ihren Eltern aus der Ukraine
nach Deutschland ausgewandert - wie tau-
sende sogenannte jüdische Kontingent-
flüchtlinge auch. „Ich darf hier stehen als
Repräsentantin der Nachgeborenen, einer

Generation von jungen Jüdinnen und Ju-
den, die alle ganz verschieden sind“, be-
tonte die ehemalige Geschäftsführerin der
Piratenpartei. Sie habe mit diesem Land
sehr positive Erfahrungen gemacht. „Ich
hatte das Gefühl, diese Gesellschaft geht
mich etwas an. Ich bin Teil von ihr.“ Aber:
„Auch hier ist es für uns noch immer zu
gefährlich, sichtbar zu sein.“ Sie höre oft,
sagte Weisband, dass „wir einfach nur
Mensch sein sollen“. Dies bedeute aber,
dass Strukturen von Unterdrückung un-
sichtbar gemacht werden. Jede Unterdrü-
ckung wie Sexismus, Rassismus oder Anti-
semitismus lebe davon, dass sie für die
Nichtbetroffenen unsichtbar ist. „Die
Überzeugung, dass es Menschen gibt, die
in dieser Gesellschaft mehr Platz verdie-
nen als andere, ist nicht ausgestorben“,
stellte sie fest.
Als „Geschichte der Widersprüche“ hatte
auch Bundestagspräsident Wolfgang Schäu-
ble die 1.700 jährige deutsch-jüdische Ge-
schichte bezeichnet. Sie kenne Zeiten der
Toleranz und der Ausgrenzung, Wellen der
Verfolgung genauso wie Erfolge in Kunst
und Kultur. „Und ein Menschheitsverbre-
chen.“ Dass Juden nach Jahrzehnten der
Zuwanderung wieder über Auswanderung
nachdächten, „beschämt uns“. Er resümier-
te: „Unsere Erinnerungskultur schützt nicht
vor neuen Formen des Rassismus und Anti-
semitismus, wie sie sich auf Schulhöfen, in
Internetforen oder Verschwörungstheorien
verbreiten.“ Claudia Heine T

Zwei Generationen: Marina Weisband (links) und Charlotte Knobloch forderten, die Demokratie und ihre Errungenschaften entschieden gegen Hass und Ausgrenzung zu verteidigen. © picture-alliance/dpa/Michael Kappeler

»Ich habe
meine Heimat
wiederge-

wonnen. Und
ich werde sie
verteidigen!«

Charlotte Knobloch

> STICHWORT

> Charlotte Knobloch geboren 1932 in
München; Vorsitzende der Israelitischen
Kultusgemeinde München und Oberbay-
ern und ehemalige Präsidentin des Zen-
tralrats der Juden in Deutschland.

> Marina Weisband geboren 1987 in
Kiew, kam 1994 mit ihrer Familie als
Kontingentflüchtling nach Deutschland.
Die Publizistin war Geschäftsführerin der
Piratenpartei Deutschland.
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V
or den Folgen eines Impf-
nationalismus warnte Te-
dros Adhanom Ghebreye-
sus bereits, als es noch kei-
nen Impfstoff gegen Co-
vid-19 gab. Doch seit die

Impfungen begonnen haben, werden die
Warnungen des Chefs der Weltgesundheits-
organisation (WHO) immer eindringli-
cher. Am 18. Januar wandte sich Tedros
nach einer Sitzung des WHO-Exekutivrats
an die Öffentlichkeit und erklärte: „Die
Welt steht vor einem moralischen Versagen
katastrophalen Ausmaßes, und der Preis
dafür werden Menschenleben und Existen-
zen in den ärmsten Ländern der Welt sein.“
Nach WHO-Zahlen waren bis zu diesem
Tag rund 39 Millionen Impfdosen gegen
Covid-19 verabreicht worden – in 49 Län-
dern, die fast alle zu den reichsten der Welt
gehören. In Afrika, erklärte Tedros dem
Exekutivrat, liege die Zahl der Geimpften
im gleichen Zeitraum bei 25 – nicht Mil-
lionen oder tausend, sondern 25. Und
wenn es nach den Prognosen der Econo-
mist Intelligence Unit geht, wird sich da-
ran nichts ändern. Der britische Thinktank
sagt voraus, dass Impfungen für die breite
Bevölkerung in den meisten Ländern Afri-
kas, aber auch in armen Staaten Zentral-
und Südostasiens, frühestens im April 2022
beginnen werden. Für viele Staaten werde
es sogar erst 2023 so weit sein.

Ambitionierte Pläne Gibt es den Covid-
Impfstoff also nur für Reiche? Eigentlich
sollte das ein Mechanismus namens Covax
(siehe Stichwort) verhindern, den die Glo-
bale Impfallianz Gavi und die WHO be-
reits im Sommer 2020 vorstellten. Die Idee
war so einfach wie genial: Alle Staaten der
Welt sollten in einen Fonds einzahlen. Da-
mit werde dann Impfstoff gekauft, der glo-
bal verteilt zunächst Hochrisikogruppen
und dem Gesundheitspersonal verabreicht
werde. In 92 Ländern, gerade den ärmsten,
würden die Kosten für Impfstoff und Kam-
pagnen übernommen. Auch reiche Länder
profitierten aber, unter anderem indem die
Preise und der Markt für die damals noch
nicht entwickelten Impfstoffe einheitlich
und transparent gestaltet seien. Nach dem
Covax-Modell wären zunächst drei Prozent
der Bevölkerung in allen Ländern geimpft
worden und dann sukzessive mehr, bis zu-
mindest ein Fünftel der Weltbevölkerung
abgedeckt gewesen wäre.
Heute muss Gavi-Chef Seth Berkley einräu-
men: „Wir sind nicht glücklich; wir hätten
uns gewünscht, dass die Impfungen auf der
Nord- und der Südhalbkugel gleichzeitig
beginnen, aber das ist uns nicht gelungen.“
Zum einen fehlen Gavi die nötigen Mittel,
um Impfstoffe zu kaufen und mit den
Impfungen im globalen Süden nachzuzie-
hen. „Unsere größte Herausforderung aber
ist, überhaupt genügend Impfstoff zu be-
kommen, um dazu in der Lage zu sein.“
Angesichts des Verteilungskampfes, den
sich aktuell die Industrieländer liefern,
scheint das wenig wahrscheinlich. Zwar hat
der Impfstoffhersteller AstraZeneca Covax
150 Millionen und Pfizer-BioNTech seiner-
seits 40 Millionen Dosen Impfstoff zugesi-
chert. „Aber 40 Millionen Dosen entspre-
chen zwei Prozent der Produktion, die die
Firma in diesem und im kommenden Jahr
leisten kann“, kritisiert Elisabeth Massute
von Ärzte ohne Grenzen (MSF). „Das
heißt, der Großteil der Weltbevölkerung
kriegt den kleinsten Teil von dem, was ei-
gentlich produziert werden könnte.“
MSF unterstützt einen Vorstoß Südafrikas
und Indiens, die die geistigen Eigentums-
rechte für Covid 19-Impfstoffe, aber auch
Medikamente, Masken oder Beatmungsge-
räte für die Dauer der Pandemie aussetzen
wollen. Außerdem müssten Industriestaa-
ten Teile ihres reservierten Impfkontin-
gents zugunsten ärmerer Länder abtreten.
Mit Enteignung habe das nichts zu tun, ur-

teilt Massute: „Eine neue Studie besagt,
dass allein in die Impfstoffentwicklung
86,5 Milliarden Euro aus Steuergeldern in-
vestiert wurden.“ Dass die öffentliche
Hand in der Folge Bedingungen stelle, sei
da nur folgerichtig.

»Brauchen Kontrolle« Für die WHO ist
zudem klar: Nur eine global gerechte Impf-
stoffverteilung kann verhindern, dass Mu-
tationen den Impferfolg zunichte machen.
„Die Tatsache, dass wir eine Impfung besit-
zen, bedeutet noch lange nicht, dass wir
das Virus erfolgreich ausrotten werden“, er-
klärt WHO-Experte Mike Ryan und ver-
weist darauf, dass trotz Impfstoff weder Po-
lio noch Masern besiegt seien. „Der Erfolg
misst sich daran, ob wir es schaffen, die
Kontrolle über das Virus zu erlangen, so
dass es weniger Menschen tötet, ins Kran-
kenhaus zwingt und unser wirtschaftliches
und soziales Leben zerstört.“
Ungeachtet aller Warnungen spricht der-
zeit wenig für einen Kurswechsel der Indus-
trieländer. Eine Untersuchung der Entwick-

lungshilfeorganisation ONE hat ergeben,
dass aktuell kein einziges Land und kein
Impfstoffhersteller eine global gerechte
Verteilung von Impfstoffen priorisiert. So
könnte die EU mit dem bestellten Impf-
stoff alle ihre Bürger zweimal impfen, wäh-
rend arme Staaten noch Jahre warten müs-
sen, bis sie an die Reihe kommen.
Das wäre nicht nur ungerecht, sondern
auch teuer, sagt Stephan Exo-Kreischer, der
Direktor von ONE. „Berechnungen erge-
ben, dass eine unkoordinierte Vorgehens-
weise bei der Verteilung der Corona-Impf-
stoffe die Weltwirtschaft allein in diesem
Jahr neun Billionen US-Dollar kosten
wird.“ Die Studie der Universität von Mary-
land besagt auch, wer die Kosten tragen
muss: die Industriestaaten, mindestens zur
Hälfte. Denn ihre global vernetzte Wirt-
schaft ist für die Auswirkungen der Pande-
mie in anderen Ländern besonders anfäl-
lig. Marc Engelhardt T

Der Autor berichtet seit 2010 aus Genf

über die Vereinten Nationen.

Corona-Patient in Dakar, Senegal. Offiziell wurden bis zum 28. Januar in Afrika bisher knapp 3,5 Millionen Infektionen und 89.000 To-
desfälle erfasst. Experten gehen von einer extrem hohen Dunkelziffer aus. © picture-alliance/ASSOCIATED PRESS/Sylvain Cherkaoui

Im Alleingang
CORONA-SCHUTZ Die Weltgesundheitsorganisation
warnt vor gravierenden Folgen des Impfnationalismus:

Neue Mutationen drohen ebenso wie volkswirtschaftliche
Schäden in Billionenhöhe. Ein Umsteuern ist dennoch

nicht in Sicht.

> STICHWORT

Der Covax-Mechanismus

> Entstehung Covax steht für „Covid-19
Vaccines Global Access“ und wurde von
der Weltgesundheitsorganisation WHO
zusammen mit den privat-öffentlichen
Impfstoff-Allianzen Gavi und CEPI ins Le-
ben gerufen. Bisher nehmen 190 von ins-
gesamt rund 200 Staaten weltweit teil.

> Aufgabe Die Fazilität soll die Entwick-
lung und Produktion von Impfstoffen be-
schleunigen sowie Impfstoff-Dosen bei
Herstellern kaufen und allen Mitgliedern
zuteilen.

> Ziel Bis Ende 2021 sollen mindestens
zwei Milliarden Impfstoffdosen bereitste-
hen. Mindestens 1,3 Milliarden davon
sollen an ärmere Länder gehen, damit sie
im Jahr 2021 wenigstens 20 Prozent ih-
rer Bevölkerung schützen können.

Anzeige

Politischer Stillstand
im Bürgerkriegsland
SOMALIA Verzögerte Wahlen schüren Angst vor Gewalt

James Swan, der UN-Sondergesandte für
Somalia, fasst seine wachsende Besorgnis
um die politische Stabilität des ostafrikani-
schen Landes in halbwegs diplomatische
Worte: „Wir drängen die somalischen poli-
tischen Führer weiterhin, guten Willen zu
zeigen und die offenen Fragen im Dialog
zu klären“, mahnt er am 27. Januar in ei-
ner virtuellen Pressekonferenz.
Anlass der Sorge sind die Parlaments- und
Präsidentschaftswahlen, die eigentlich be-
reits seit Dezember laufen sollten. Längst
müsste alles auf den Höhepunkt am
8. Februar zulaufen: die
Neuwahl des somalischen
Präsidenten durch die dann
bereits neu zusammenge-
setzten beiden Kammern
des Parlaments. Faktisch
hat nicht einmal der erste
Schritt vollständig stattge-
funden, nämlich die Ernen-
nung der Wahlkommission
durch den Präsidenten.
Deshalb ist es laut Swan
„unrealistisch“, dass Soma-
lia im Februar einen neuen
Präsidenten bekommt.
Aber immerhin eine Übereinkunft über das
weitere Vorgehen müsste es bis dahin ge-
ben, mahnt Swan. Andernfalls könne So-
malia auf „unvorhersehbares Terrain“ gera-
ten, und das bedeutet im schlimmsten Fall
Gewalt.

Bescheidene Ansprüche Insofern wäre es
eine große Erleichterung, wenn die somali-
schen Konfliktparteien kurzfristig doch
noch einen Kompromiss fänden, also Prä-
sident Mohamed Abdullahi Mohamed
„Farmajo“ als Vertreter des Zentralstaates,
die Präsidenten der fünf somalischen Bun-
desstaaten und die übrigen Präsident-
schaftskandidaten. Gemessen an den hoch-
fliegenden Erwartungen für diese Wahl ist
das ein bescheidener Anspruch. Eigentlich
hätte erstmals seit mehr als 50 Jahren eine
allgemeine, demokratische Parlaments-
wahl stattfinden sollen, mit einer Stimme
für jede volljährige Bürge-
rin, jeden volljährigen Bür-
ger. Das wäre ein großer
Schritt gewesen, ein Zei-
chen dafür, dass Somalia
seine demokratische Staat-
lichkeit tatsächlich verfes-
tigt – nach drei Jahrzehn-
ten Bürgerkrieg, Anarchie
und islamistischem Terror.
Nach dem Sturz des letzten
Diktators Siad Barres im Ja-
nuar 1991 galt das Land
lange als Paradebeispiel ei-
nes „Failed State“. Erst seit
2012 hat es wieder eine international aner-
kannte Regierung, 2016 fand der erste
Machtwechsel statt. Der neue Präsident
wurde von den beiden Parlamentskam-
mern gewählt, die durch die Stimmen von
Wahlmännern und -frauen zu ihrem Sitz
gekommen waren. Die waren ihrerseits
von Vertretern der somalischen Clans er-
nannt worden. Das hätte diesmal erstmals
anders sein sollen, aber aufgrund der an-
haltend schlechten Sicherheitslage einigten
sich die Vertreter der Bundesstaaten und
der Zentralregierung am 17. September
2020 darauf, mit leichten Abweichungen
auf das komplizierte indirekte Wahlverfah-
ren von 2016 zurückzugreifen.
Seitdem aber sind einige Streitpunkte auf-
getreten, die das Verfahren zum Stillstand

brachten. Dabei geht es beispielsweise um
die Zusammensetzung der Wahlkommissi-
on: Entgegen der Abmachung habe der
Präsident auch Staatsangestellte und Ge-
heimdienstmitarbeiter berufen, monieren
einige Bundesstaaten und die politische
Opposition.
„Das Problem ist, dass es in Somalia keine
rechtliche Grundlage dafür gibt, wie Wah-
len abgehalten werden müssen“, sagt Hus-
sein Sheikh Ali, Leiter des somalischen
Think-Tanks Hiraal Institute. In Somalia
hänge deshalb alles davon ab, dass sich die

Politiker auf ein Modell ei-
nigten, nach dem sie ge-
geneinander antreten wol-
len.
Tatsächlich hat der Staat im
Wiederaufbau noch immer
keine Verfassung. Zwar
stimmte das erste Parla-
ment 2012 mit überwälti-
gender Mehrheit für einen
Verfassungsentwurf, an des-
sen Ausarbeitung das Max-
Planck-Institut für auslän-
disches öffentliches Recht
und Völkerrecht in Heidel-

berg beteiligt war. Doch dieser Entwurf ist
bis heute nicht ratifiziert, die Arbeits- und
Gewaltenteilung zwischen der Zentralre-
gierung und den Bundesstaaten nicht for-
malisiert. Stattdessen hat Präsident Farma-
jo während seiner Amtszeit in die Wahlen
mehrerer Teilstaaten hineinregiert und sie
so gegen sich aufgebracht. Der Streit, der
jetzt anlässlich der Wahlen eskaliert, hat
sich in den vergangenen Jahren aufgebaut.
Der ehemalige Präsident Hassan Sheikh
Mohamud, der sich erneut um das Amt des
Staatschefs bewirbt, hat sich im November
mit 13 Konkurrenten zum „Rat der Präsi-
dentschaftskandidaten“ zusammenge-
schlossen. Mit einer gemeinsamen Stimme
wollen sie erreichen, dass der neue Präsi-
dent am 8. Februar gewählt wird, dem Tag,
an dem Farmajos Amtszeit ausläuft. „Wir
wissen nicht, was dann geschieht“, sagt
Hassan Sheikh.

In der virtuellen Pressekon-
ferenz wies der UN-Sonder-
gesandte Swan Ende Januar
auf eine Resolution hin, die
das Parlament schon im
Oktober angenommen hat
und die in diesem Fall
greift. Demnach bleiben
Parlament und Präsident
nach dem Ende ihres Man-
dats im Amt, bis die Nach-
folger gewählt sind. Das
scheint aber in der gegen-
wärtigen aufgeheizten
Stimmung kaum jemand

im Kopf zu haben. Eher steht zu befürch-
ten, dass Farmajos Kritiker ihn als „Dikta-
tor“ wahrnehmen, wenn er den Regie-
rungssitz am 8. Februar nicht verlässt.

Waffenpreise steigen Der Preis für Kala-
schnikows und schwere Waffen steigt in
Somalias Hauptstadt Mogadischu seit Wo-
chen. Laut Hussein Sheikh Ali war ein
Schnellfeuergewehr noch vor wenigen Wo-
chen für tausend US-Dollar zu haben, jetzt
koste es das Doppelte oder mehr. In Soma-
lia sind die Waffenpreise noch immer ein
gutes Fieberthermometer für die politische
Lage. Bettina Rühl T

Die Autorin ist freie

Afrika-Korrespondentin.

»Das
Problem

ist, dass es
keine recht-
liche Grund-
lage gibt.«

Sheikh Alii,
Hiraal Institute

»Wir
drängen die
politischen
Führer, guten
Willen zu
zeigen.«
James Swan,

UN-Sondergesandter

Gemeinsames Ziel, unterschiedliche Wege
AKTUELLE STUNDE Kritik an Weigerung der Bundesregierung, neuen Atomwaffenverbotsantrag zu unterzeichnen

Seit dem 22. Januar 2021 ist der multilate-
rale Vertrag zum Verbot von Atomwaffen in
Kraft. Er verbietet den Einsatz, die Entwick-
lung, Produktion und Lagerung von Atom-
waffen sowie die Drohung mit deren Ein-
satz. Beschlossen wurde der Pakt im Juli
2017 von der UN-Vollversammlung mit
den Stimmen von 122 Staaten. Mehr als
80 Länder sind ihm seither beigetreten, 51
haben ihn ratifiziert. Darunter ist jedoch
keine einzige Atommacht – und auch auf
Deutschlands Unterschrift warten die Ver-
einten Nationen bislang vergeblich. Die
Nato-Staaten erklärten im Dezember uni-
sono, dass sie den Vertrag ablehnen. „So-
lange Nuklearwaffen existieren, wird die
Nato ein nukleares Bündnis bleiben“, stell-
te die Allianz klar.
Dass die Bundesregierung sich offiziell
hinter diese Haltung stellt, sorgt partei-
und fraktionsübergreifend für Widerstand.
Im „Parlamentskreis Atomwaffenverbot“
haben sich knapp 170 Bundestagsabgeord-
nete, mehr als hundert deutsche Städte

und vier Bundesländer zusammengeschlos-
sen, um Deutschlands Beitritt zum UN-
Verbotsvertrag durchzusetzen, darunter
auch Rheinland-Pfalz, wo die schätzungs-
weise 20 in Deutschland gelagerten US-
amerikanischen Atomwaffen stationiert
sind – im Rahmen der sogenannten „nu-
klearen Teilhabe“ der Nato. Initiatoren des
Kreises sind Katja Keul (Bündnis 90/Die
Grünen), Kathrin Vogler (Die Linke) und
Ralf Kapschack (SPD).

»Geißel der Menschheit« In einer auf
Verlangen der Linksfraktion anberaumten
Aktuellen Stunde bekräftigte der außenpo-
litische Sprecher der Linken, Gregor Gysi,
am späten Freitagnachmittag die Kritik sei-
ner Fraktion. Es gelte jeden Schritt zu un-
terstützen, „um diese Geißel der Mensch-
heit loszuwerden“. Diese Verantwortung
trage Deutschland schon aufgrund seiner
Geschichte. Die Bundesregierung sollte die
US-Atomwaffen aus Deutschland abziehen
und die nukleare Teilhabe umgehend be-
enden. Von 30 Mitgliedstaaten der Nato
hätten nur fünf eine solche nukleare Teil-
habe, 25 könnten darauf verzichten, be-
tonte Gysi. „Und wenn je eine Atombom-
be aus Deutschland eingesetzt wird, be-
kommt die Antwort Deutschland und
nicht die USA“, warnte er.

Katja Keul (Die Linke) bezeichnete den
Atomwaffenverbotsvertrag als „Meilen-
stein“ und sprach von einem „Irrweg der
Nato“. Nukleare Abschreckung habe noch
nie funktioniert, „weil ein Atomkrieg ratio-
nal nicht führbar ist“. Oder wolle die Nato
ihr Versprechen, die osteuropäischen Nach-
barn zu verteidigen, tatsächlich mit dem
Abwurf von Atomwaffen einlösen?
Für die SPD bezeichnete Gabriela Heinrich
den Vertrag als einen „neuen und wichti-
gen Impuls“. Eine Welt ohne Atomwaffen
„bleibt das Ziel sozialdemokratischer Poli-
tik“, stellte sie klar. Doch könne Deutsch-
land den Vertrag aktuell nicht unterschrei-
ben, weil dies nicht mit den bündnispoliti-
schen Verpflichtungen in der Nato verein-
bar sei. „Das geht einfach nicht zusam-
men“, sagte Heinrich. Die Bundesregierung
sollte sich jedoch als Beobachter bei der
Vertragsstaatenkonferenz einbringen, um
die Ziele des Vertrages konstruktiv zu un-
terstützen.
Erst vor wenigen Tagen hatte Bundesau-
ßenminister Heiko Maas (SPD) in Jorda-
nien auf einer Abrüstungskonferenz mit
Vertretern aus 15 anderen Staaten ein-
dringlich zu neuen Anstrengungen für ato-
mare Abrüstung aufgerufen. „Wir leben in
einer Zeit, die sich wieder in eine Aufrüs-
tungsspirale entwickelt hat. Und wenn wir

weiterhin nur dasitzen und zugucken, wird
das fatale Folgen haben“, sagte er in Am-
man. Zugleich bekannte er sich zur Beteili-
gung Deutschlands an der nuklearen Ab-
schreckung der Nato.

»Keine Alternative« Nach Ansicht von
Union, AfD und FDP gibt es dazu auch
keine Alternative. Es gehöre zu den „Le-
benslügen der Linken“ zu glauben, dass die
Welt durch den Verzicht auf nukleare Teil-
habe sicherer werde, urteilte Roderich Kie-
sewetter (CDU). Er sieht Deutschlands vor-
dringlichste Aufgabe darin, den seit 1970
geltenden Atomwaffensperrvertrag (NVV)
zu fördern und dort die nukleare Abrüs-
tung auf die Tagesordnung zu setzen.
Armin-Paulus Hampel (AfD) sagte, die Ab-
schreckung mit Atomwaffen habe über alle
Jahrzehnte des Kalten Krieges gewirkt. „So
makaber es klingt, die Atombombe hat den
Frieden erhalten.“ Ein Ende der nuklaren
Teilhabe wäre daher „verheerend für dieses
Land, für Europa, für die ganze Welt“.
Auch Bijan Djir-Sarai (FDP) sprach von ei-
nem „wesentlichen Pfeiler der europäi-
schen Sicherheitsarchitektur“. Der UN-Ver-
botvertrag relativiere ein wirksames Instru-
ment, den NVV, dessen Ausbau in der in-
ternationalen Gemeinschaft Priorität ge-
nießen müsse. Johanna Metz T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Zugfahren verbindet
DFPV Schnellverbindung Berlin-Paris steht im Fokus

Mit Stolz blickt Bundesverkehrsminister
Andreas Scheuer (CSU) auf die deutsche
EU-Ratspräsidentschaft im zweiten Halb-
jahr 2020 zurück. „Mit unserem Trans-
Europe-Express 2.0 (TEE 2.0) wurde eine
Initiative gestartet, durch die wir mit
Hochgeschwindigkeits- und Nachtzugver-
kehren zwischen den europäischen Metro-
polen das Angebot verbessern“, sagte der
Minister als Gast der Fünften Sitzung der
Deutsch-Französischen Parlamentarischen
Versammlung (DFPV) am 22. Januar.
Deutschland, Österreich, die Schweiz und
Frankreich hätten im Dezember 2020 eine
Absichtserklärung zum TEE 2.0 unterzeich-
net sowie konkrete Verbindungen verein-
bart. Und das, obwohl erst im September
des gleichen Jahres diese Initiative vorge-
stellt worden sei. Solch schnelles Handeln
sei im Bereich der Eisenbahn selten, be-
merkte Scheuer.
Besonders im Fokus steht der Ausbau einer
Schnellverbindung Berlin-Paris. Die große
Mehrheit der 50 deutschen und 50 franzö-
sischen Abgeordneten, die die Versamm-
lung bilden, sprach sich für den auch von
Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble
und dem Präsidenten der Assemblée natio-
nale, Richard Ferrand in einer Unterrich-
tung (19/25707) geforderten Ausbau aus.
Die Anbindung beider Hauptstädte sei

längst überfällig und wäre eine klima-
freundliche Alternative zum Flugzeug. Die
für 2023 angekündigte Nachtzugverbin-
dung könne nur ein Anfang sein.
Die Strecke Paris-Berlin, „mit dem Link zu
Paris-Berlin-Warschau“, genießt auch bei
Verkehrsminister Scheuer große Aufmerk-
samkeit. Im Bundeshaushalt seien grenz-
überschreitenden Bahnstrecken nach
Frankreich auch mit Geld unterlegt, sagte
er. So könnten auch weitere interessante Li-
nien wie etwa Berlin-Frankfurt-Straßburg-
Lyon-Barcelona realisiert werden, sagte der
Minister mit Blick in die Zukunft.
Gegenwärtiger ist aber die Reaktivierung
der grenzüberschreitenden Bahnstrecke
Freiburg-Colmar, für die sich eine Vielzahl
der deutschen und französischen Abgeord-
neten interessierte. Scheuer verwies darauf,
dass dies der föderalen Struktur entspre-
chend zuallererst Ländersache sei, der
Bund also keinen direkten Einfluss habe.
Gleichwohl sei es sein Ziel, gemeinsam mit
dem Land Baden-Württemberg eine Lö-
sung für die Realisierung zu finden. „Das
darf nicht an Zuständigkeitsproblemen
scheitern“, betonte er. Nach einem Zeit-
plan gefragt, sagte der Minister: Ein Ergeb-
nis der Machbarkeitsstudie für die Strecke
Freiburg-Colmar sei im nächsten Jahr zu
erwarten. Götz Hausding T

KURZ NOTIERT

Anträge von Linken und
Grünen zur Rüstungskontrolle

Mit den Stimmen von CDU/CSU, SPD
und FDP, bei Enthaltung der AfD, hat der
Bundestag vergangenen Donnerstag ei-
nen Antrag (19/14917) der Fraktionen
Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen
abgelehnt, indem diese gefordert hatten,
„Lücken bei der Rüstungskontrolle“ zu
schließen. Die Bundesregierung sollte
danach per Gesetz festlegen, dass der
Genehmigungsvorbehalt für die Techni-
sche Unterstützung in Drittstaaten für
alle Fälle einer Endverwendung gilt. An-
dernfalls könnten sich deutsche Rüs-
tungsunternehmen an ausländischen be-
teiligen. Zwei weitere Anträge der Frak-
tionen überwies der Bundestag an die
Ausschüsse. Die Grünen verlangen, die
Genehmigung für U-Boote an die Türkei
zu widerrufen (19/23732). Die Linke
dringt darauf, keine Waffen mehr an die
Türkei zu liefern (19/24449).

AfD-Fraktion will geplantes
Lieferkettengesetz verhindern

Die AfD-Fraktion will ein nationales und
europäisches Lieferkettengesetz verhindern
und die deutsche Entwicklungszusammen-
arbeit auf die wirtschaftliche Kooperation
mit reformorientierten Entwicklungslän-
dern fokussieren. Über einen entsprechen-
den Antrag (19/26235) beriet der Bundes-
tag vergangenen Donnerstag. In der Be-
gründung heißt es, die Verpflichtung von
Firmen auf die Einhaltung menschenrechtli-
cher, sozialer und umweltbezogener Sorg-
faltspflichten in ihren Lieferketten würde
dem deutschen Wirtschaftsstandort erheb-
lichen Schaden zufügen. joh T

Last-Minute-Deal mit Tücken
EUROPA Experten fordern stärkere Beteilung der Parlamente beim Abkommen zwischen der EU und Großbritannien

Am 24. Dezember 2020 unterzeichneten
die EU und das Vereinigte Königreich das
„Handels- und Kooperationsabkommen“
(TCA), das die Beziehungen beider Seiten
nach dem EU-Austritt der Briten regeln
soll. Der Pakt erlaubt Großbritannien wei-
ter einen Handel mit der EU ohne Zölle
und ohne mengenmäßige Beschränkungen
und regelt außerdem Themen wie Fisch-
fang sowie die Zusammenarbeit bei Ener-
gie, Transport, Justiz und Polizei.
Doch Experten verwiesen vergangene Wo-
che in einer öffentlichen Anhörung im Eu-
ropaausschuss auf zahlreiche, noch unge-
klärte Fragen. Sie beträfen etwa den neuen
Partnerschaftsrat, der die Einhaltung des
Deals überwachen soll, die Verfahren der
Streitschlichtung, bei denen Schiedsgerich-
te eine entscheidende Rolle einnehmen
werden, und die Frage, wie bei alldem ei-
gentlich die Entscheidungsprozesse inner-
halb und zwischen Kommission, Rat und
Parlament ablaufen sollen. Der Appell der
Sachverständigen Es brauche eine umfas-
sende parlamentarische Begleitung durch
Bundestag und Europäisches Parlament
(EP) bei Umsetzung und möglichen Erwei-
terungen des Abkommens.
Als Vertreter der Wirtschaft verwies Steffen
Kampeter von der Bundesvereinigung der
Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) auf

fehlende Regelungen zu Dienstleistungen
und der gegenseitigen Anerkennung beruf-
licher Qualifikationen. So blieben viele
Unsicherheiten für die Unternehmen be-
stehen. Jürgen Knirsch (Greenpeace) lobte
zwar, dass der Kampf gegen den Klimawan-
del erstmals elementarer Bestandteil eines
Handels- beziehungsweise Assoziierungs-
abkommens der EU geworden sei. Ob der
starke rechtliche Durchsetzungsmechanis-
mus jedoch tatsächlich genutzt werde, sei

fraglich. Gunnar Beck, Abgeordneter der
AfD im Europäischen Parlament, sprach
von einem „ausgewogenen Ergebnis“, for-
derte aber wie Daniel Thym von der Uni-
versität Konstanz eine Prüfung zu der Fra-
ge, ob nicht auch die nationalen Parlamen-
te dem Abkommen zustimmen müssten.

»Wie ein harter Brexit« René Repasi von
der Erasmus School of Law Rotterdam und
Nicolai von Ondarza von der Stiftung Wis-

senschaft und Politik werteten das Ver-
handlungsergebnis weitestgehend als „har-
ten Brexit“. Nicht-tarifäre Handelshemm-
nisse blieben bestehen, eine Unterwande-
rung von EU-Schutzstandards könne we-
gen unbestimmter Rechtsbegriffe nicht ein-
fach unterbunden werden, analysierte Re-
pasi. Franz Mayer von der Universität Bie-
lefeld mahnte daher, der Bundestag „sollte
auf jeden Fall versuchen, einen Fuß in der
Tür zu behalten“. Er erwartet, „dass allfälli-
ge Konflikte mangels effektiver Gerichts-
barkeit in Endlosschleifen von Konsultatio-
nen landen, letztlich also politisch ausge-
tragen werden“. Für Paulina Starski von der
Universität Graz wirft vor allem der Part-
nerschaftsrat Fragen nach einer hinreichen-
den parlamentarischen Kontrolle auf.
Das EU-Parlament hat vergangene Woche
mit der Prüfung des Abkommens begon-
nen. Voraussichtlich Ende Februar will es
über die Annahme abstimmen, eine Ratifi-
zierung durch die nationalen Parlamente
ist derzeit nicht geplant. Johanna Metz T
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Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Am 24. Dezember 2020 besiegelten Boris Johnson (links) und EU-Kommissionschefin
von der Leyen den Handelsdeal. © picture alliance / AA | Andrew Parsons/No10 Downing Street/Handout

Sorge um Lage
in Vietnam
MENSCHENRECHTE Die Bundesregierung
ist besorgt über die Lage der Menschen-
rechte in Vietnam. Die jüngste Verurteilung
von drei Journalisten und einer Bloggerin
wegen „staatsfeindlicher Delikte“ zu hohen
Haftstrafen sei ein weiterer Beleg dafür,
dass sich gerade die Lage der Meinungs-
und Pressefreiheit in dem südostasiati-
schen Land weiter verschärfe, sagte ein Ver-
treter der Bundesregierung vergangene Wo-
che im Ausschuss für Menschenrechte und
humanitäre Hilfe.
Schon seit längerem sei zu beobachten,
dass die kommunistische Führung des Lan-
des verstärkt gegen Kritiker vorgehe. Vor
Beginn des alle fünf Jahre stattfindenden
Nationalkongresses der Kommunistischen
Partei Vietnams (KPV) am 25. Januar sei es
aber zu noch mehr Verhaftungen gekom-
men als sonst üblich. Diese Entwicklung
spiegele sich auch im Pressefreiheits-Index
von Reporter ohne Grenzen wider, so der
Regierungsvertreter. Hier belege Vietnam
Platz 175 von 180.
Nach den Printmedien und dem Fernse-
hen, das traditionell in staatlicher Hand
sei, nähmen die Strafverfolgungsbehörden
nun zunehmend das Internet und die so-
zialen Medien ins Visier. Beunruhigend sei
zudem, dass die Todesstrafe weiterhin an-
gewandt werde. Unter Druck stehe zudem
die Religionsfreiheit, so der Außenamts-
Vertreter. Zwar schreibe das Religionsgesetz
seit 2018 erstmalig Schutzansprüche der
Gläubigen gegenüber dem Staat fest. Doch
diese gälten nur für Mitglieder einer regis-
trierten Religionsgemeinschaft. sas T

Erste Bewährungsproben
USA Präsident Biden kämpft für neues Corona-Hilfspaket. Zweite Runde im Trump-Impeachment

I
n Washington vergeht gerade kaum
ein Tag, ohne dass Präsident Joe Bi-
den neue Pflöcke einrammt oder al-
te Marksteine aus der Ära seines
Vorgängers Donald Trump beseiti-
gen lässt. Die Welle von weit über

40 geplanten oder bereits unterzeichneten
präsidialen Dekreten betrifft nahezu alle
Politikfelder. Von der Einwanderungspoli-
tik, wo Millionen Illegalen
ein Weg zur Staatsbürger-
schaft geebnet werden soll,
über die Aufhebung des
Verbots für Transgender-
Menschen im Militärdienst
bis hin zum vorläufigen
Stoppschild für die Ausbeu-
tung fossiler Energiequel-
len auf staatlichem Boden
und der Reaktivierung der
von der Vorgänger-Regie-
rung sturmreif geschosse-
nen Krankenversicherung
„Obamacare”.
Wie Biden seit Amtsantritt
am 20. Januar agiert, trifft auf Zustim-
mung. In Umfragen geben bis zu 65 Pro-
zent der Amerikaner dem 78-Jährigen gute
Noten; ein Wert, der substanziell höher ist
als bei Trumps Start 2017.
Das Image des Machers könnte jedoch
bald erste Kratzer bekommen. Vor der par-
lamentarischen Beratung über Bidens
Herzstück für die ersten hundert Tage – ein

rund zwei Billionen Dollar schweres öf-
fentliches Hilfspaket gegen die Coronavi-
rus-Pandemie und die damit verbundenen
ökonomischen Verwerfungen für Bürger
und Unternehmen – zeichnet sich eine
heftige Kraftprobe ab. Die Republikaner,
die erst im Dezember nach langem Ringen
einem deutlich kleineren Hilfsprogramm
von 900 Milliarden US-Dollar zugestimmt

hatten, sind von der ge-
planten Finanzspritze nicht
angetan. Plötzlich zählt bei
der Partei, die Trump jede
Ausweitung der Staatsver-
schuldung durchgehen
ließ, wieder fiskalische Dis-
ziplin.
Was Biden eingedenk der
neuen Kräfteverhältnisse
im Kongress nicht sonder-
lich grämen müsste. Im Re-
präsentantenhaus steht ei-
ne – wenn auch knappe
– demokratische Mehrheit.
Im Senat, wo 50 Demokra-

ten 50 Republikanern gegenüberstehen
und Vizepräsidentin Kamala Harris bei
einfachen Gesetzesvorlagen die entschei-
dende Stimme beisteuern kann, droht al-
lenfalls von einzelnen moderat-konservati-
ven Demokraten wie Joe Manchin (West
Virginia) Gefahr.
Aber die Gepflogenheiten im Prozess brin-
gen Biden in Bedrängnis. Für den „Ameri-

can Rescue Plan” des Präsidenten werden
im Senat 60 von hundert Stimmen benö-
tigt. Nur dann kann das Blockade-Instru-
ment, das Endlos-Rederecht namens „Fili-
buster”, neutralisiert werden; es sei denn,
man schaffte es ganz ab.
Zehn Republikaner auf die andere Seite zu
ziehen, erscheint angesichts der tiefen Ver-
unsicherung in der Partei nach Trumps
skandalösem Abgang und
der Attacke aufs Kapitol
schwierig bis aussichtslos.
Biden könnte in Absprache
mit dem neuen starken
Mann im Senat, Chuck
Schumer, den Weg der so-
genannten „reconciliation”
gehen. Eine Art Schlich-
tungsverfahren, das die
60-Stimmen-Regel um-
schifft und das Corona-Pa-
ket mit 51 Stimmen durch-
bringen würde.
Biden steckt in einem Di-
lemma. Sein Bekenntnis,
vernünftige Politik über Parteigrenzen hin-
weg zum Vorteil von Millionen Amerika-
nern exekutieren zu wollen, würde sich
beim ersten Knackpunkt als bloße Rheto-
rik erweisen, wenn er gemeinsam mit
Schumer und Co. straff durchregieren wür-
de. Umgekehrt käme der Präsident in den
eigenen Reihen unter Beschuss, wenn sein
Bedürfnis nach Harmonie und nationaler

Einheit von den Republikanern dazu miss-
braucht würde, notwendige Maßnahmen
zu verzögern oder ganz zu verhindern.
Viel Zeit bleibt dem Weißen Haus nicht.
Im März laufen Hilfszahlungen für weit
über zehn Millionen Arbeitslose aus. Über
diese „Klippe”, deutete die neue Regie-
rungssprecherin Jen Psaki an, will man
nicht stürzen. Zumal Wirtschaftsexperten

die Sinnhaftigkeit eines
großen Hilfspakets – Kern-
stück wäre ein Scheck über
1.400 US-Dollar für jeden
Amerikaner – unterstrei-
chen. Allen voran: Janet
Yellen. Die neue Finanzmi-
nisterin, früher Chefin der
Notenbank „Fed”, spricht
sich für eine massive staat-
liche Intervention aus. Ihr
Tenor wird von vielen
Fachleuten geteilt: Wer in
der Krise nicht investiert,
zahlt später bei den sozia-
len Folgekosten drauf.

Maßgeblich in diese Konstellation spielt
hinein, dass Washington ab dem 9. Febru-
ar wieder zur Anti-Trump-Bühne wird. In
Abwesenheit wird der in Florida abge-
tauchte Ex-Präsident im Senat einem weite-
ren Impeachment-Prozess unterzogen. Der
erste Teil – die Verabschiedung der Anklage
wegen „Anstachelung zum Aufruhr” – ging
im Repräsentantenhaus gegen Trump aus.

Eine Mehrheit der Abgeordneten sah es als
erwiesen an, dass Trump am 6. Januar den
beispiellosen Angriff aufs Kapitol durch ei-
nen gewalttätigen Teil seiner Anhänger
durch eine aufhetzende Rede inspiriert hat.
Dabei starben fünf Menschen.
Um Trump nachträglich des Amtes zu ent-
heben, sind im Senat 67 von hundert
Stimmen nötig. Biden, der das Verfahren
für notwendig hält, aber nicht persönlich
forciert, teilt die überwiegende Meinung
im Washingtoner Politik-Betrieb. Danach
ist nicht erkennbar, dass 17 „Reps” mit den
50 Demokraten stimmen werden. Bestätigt
wurde dieser Verdacht, als 45 von 50 repu-
blikanischen Senatoren das Verfahren be-
reits vor der Debatte um die Anklage-De-
tails abwürgen wollten. Es verstoße gegen
die Verfassung, sagten sie, einen Ex-Präsi-
denten so massiv zu behelligen. Fünf
„Reps” stimmten mit den 50 Demokraten.
Nur wenn Trump vollständig „impeached”
wäre, könnte ihm in einer weiteren Ab-
stimmung der Weg zu einer Präsident-
schaftskandidatur 2024 versperrt werden.
Chuck Schumer, Mehrheitsführer der De-
mokraten im Senat, sagte, Trump habe den
„verabscheuungswürdigen Angriff” auf das
Kapitol eindeutig inspiriert. Wer das nicht
ahnde, stelle künftigen Amtsträgern einen
gefährlichen Freibrief aus. Dirk Hautkapp T

Der Autor ist Korrespondent der Funke-

Mediengruppe in Washington.

Der neue US-Präsident Joe Biden (links) im Weißen Haus bei der Unterzeichnung eines präsidialen Dekrets zur Reaktivierung der Krankenversicherung „Obamacare“. Im Senat kommt dem demokratischen Mehrheitsführer Chuck
Schumer (rechts) in den nächsten Wochen eine wichtige Rolle beim zweiten Teil des Impeachment-Verfahrens gegen Ex-Präsident Donald Trump zu. © picture-alliance/Consolidated News Photos/Doug Mills/ZUMAPRESS.com/Ron Adar
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

AUFGEKEHRT

Schnauzen
fürs Seelenheil

A
uffallend viele unserer Freunde
haben neuerdings einen
Hund. Vom Mischling bis zum
Rassewelpen ist alles dabei, ei-

nige der kleinen Vierbeiner haben sogar
schon einen eigenen Instagram-Account.
„Cookiethedog“ etwa hat bereits sechs
Follower, auf den Fotos blickt ein wu-
scheliges Knäuel mit braunen Knopfau-
gen noch etwas unsicher in die Kamera.
Sind Hunde das neue Klopapier? Hygie-
neartikel waren im ersten Lockdown wo-
chenlang vergriffen, im zweiten ist
Hamstern scheinbar nicht mehr ange-
sagt – die Deutschen kommen auf den
Hund. Laut Verband für das deutsche
Hundewesen (VDH) sind im Jahr 2020
rund 20 Prozent mehr Hunde gekauft
worden als in den Jahren davor.
Der Zeitpunkt ist günstig, die meisten
sind ja jetzt eh viel zu Hause. Ob die Fri-
seure bald auf Hundecoiffeur umschu-
len? Immerhin dürfen Hundesalons vie-
lerorts geöffnet bleiben, während Herr-
chen und Frauchen mit immer wüsteren
Frisuren beim Gassigehen gesichtet wer-
den. Da ist es gut zu wissen, dass we-
nigstens die Schönheitskliniken weiter
offen sind. Endlich den Zinken richten
lassen oder das Fett absaugen, das man
sich im Home Office angefuttert hat?
Das ist „Schöner Wohnen“ im Lock-
down! Zum Glück sieht die Spuren des
Gemetzels ja gerade keiner, und unter
der Maske verschwindet jede Schlauch-
bootlippe. Allerdings sind Termine fürs
Facelifting derzeit mindestens so heiß
begehrt wie Hundewelpen. Das lässt nur
einen Schluss zu. Schönheitschirurgen
und Hundezüchter gehören endlich auf
die Liste der systemrelevanten Berufe.
Wer braucht schon vierlagiges Klopapier,
wenn Schnuffi und Skalpell fürs Seelen-
heil sorgen? Johanna Metz T

VOR 50 JAHREN...

Kapitulation vor
langen Haaren
8.2.1971: Haarnetz-Erlass für Bundes-
wehr. Die Hippies, die Beatles, Fußball-
größen wie Günter Netzer oder der Ex-
US-Soldat Elvis Presley: Anfang der
1970er Jahre trug der modische Mann
die Haare lang. Nur in der Bundeswehr
hieß es strikt: Haare ab! Doch kurzge-
schoren und ausrasiert wollten die jun-
gen Soldaten, die ein neues Selbstbe-
wusstsein als Staatsbürger in Uniform
entwickelt hatten, nicht sein. Schließlich

gab Verteidigungsminister Helmut
Schmidt (SPD) nach und erlaubte mit
dem Haarnetz-Erlass am 8. Februar 1971
das Tragen langer Haare bei der Bundes-
wehr. Allerdings musste die Mähne mit
einem Haarnetz im Zaum gehalten wer-
den. Die Truppe könne „in ihrem Er-
scheinungsbild die Entwicklung des all-
gemeinen Geschmacks nicht unberück-
sichtigt lassen“, so Schmidt.
740.000 olivgrüne Nylon-Haarnetze
wurden angeschafft. Doch Ruhe kehrte
an der Frisurenfront nicht ein. Im Aus-
land wurde über die „German Hair For-
ce“ gespottet. Und eine Haarnetz-Kom-
mission der militärischen Führung fand
Argumente gegen langhaarige Soldaten.
Man hatte gesundheitliche Bedenken,
aber auch ganz pragmatische: höherer
Wasserverbrauch und verstopfte Abfluss-
leitungen etwa. Im Mai 1972 trat
Schmidt den Rückzug an. „Das Haar-
netz hat infolge mangelnder Belüftung
die bei langen Haaren festzustellende
Verfettung und Verschmutzung noch
verstärkt“, hieß es aus dem Verteidi-
gungsministerium. Zudem würden
Hauterkrankungen oder Parasitenbefall
„begünstigt“. So galt wieder: Ohren und
Uniformkragen müssen haarfrei blei-
ben. Benjamin Stahl T

Ade Haarnetz hieß es in der Frisierstube
der Düsseldorfer Reitzenstein-Kaserne.
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Zur Ausgabe 1-2 vom 04. Januar 2021,
„Schlaaaaand...!“ auf Seite 10:
Mir ist in der Bildunterschrift etwas aufgefallen:
„Letztere blamierte den amtierenden Rekord-
WM-Sieger Brasilien im Finale mit einem 7:1.“
stand da. Es war aber nicht das Finale, sondern
das Halbfinale. Es war im eigenen Land, sprich
Brasilien, und nach dem Viertelfinale, in dem
Brasilien seinen Star Neymar durch rüdes Foul-
spiel der Kolumbianer verletzt entbehren musste
– und dann im Halbfinale gegen Deutschland
entsprechend „kopflos“ war.

Lutz Wulfestieg,

Werl

Zur selben Ausgabe, „Müssen Juden et-
was Besonderes leisten, um anerkannt
zu werden?“ auf Seite 6:
Vielen Dank für das facettenreiche Interview
mit Frau Chernivsky. Geschichtswissenschaft-

lich besonders bedeutsam dürfte die unter-
schiedliche Wahrnehmung individueller und
gruppenbezogener Erfahrungen und deren Ver-
arbeitung sein; generationenbedingte Perspek-
tivenverschiebungen werden sich dabei nicht
vermeiden lassen. Mein Vorschlag: Ein Ge-
denktag zu EhrenWalther Rathenaus.
Trotz seiner Fehleinschätzungen im Ersten
Weltkrieg hat er unbestreitbar „Besonderes“
geleistet: als deutscher Jude und Politiker, als
Staatsmann und Visionär. Die gesamte Kom-
plexität des Themas wird durch ihn verkörpert:
der besondere Einsatz für sein Land, Verzweif-
lung ob der ihm entgegengebrachten Wider-
stände und Zerissenheit zwischen Pflichterfül-
lung und böser Vorahnungen. Dies alles hat er
mit seinem Leben teuer bezahlt. Die geistigen
Nachfahren seiner Widersacher (z.B. Karl Helf-
ferich und weitere Schattenmänner hinter der
„Organisation Consul“) sitzen bis heute, natür-

lich äußerlich angepasst dank strategischen
Faceliftings und geschickt verschleierter Filter-
blasen, in Wirtschaft und Politik fest im Sattel.

Thomas Fuchs,

Biebesheim

Zur selben Ausgabe „Nicht die Wurzeln
kappen“ auf Seite 2:
,,Das Parlament“ ist für mich selbst im hohen
Alter eines Dauerabonnements wert und wür-
dig: Der Gedankenaustausch der Interviewer
mit dem Bundestagspräsidenten Wolfgang
Schäuble (CDU) ist weit mehr als ein Ge-
spräch, nämlich ein nur noch selten gepflegter
Dialog mit einem Denker. ,,Nicht die Wurzeln
kappen“ impliziert, das Wurzelgeflecht unserer
freiheitlich-demokratischen Grundordnung
wieder zu kräftigen, indem wir den ,,Boden
des Grundgesetzes“, wie es bildlich beschrie-
ben wird, kultivieren und ihn sorgfältig pfle-

gen, um neue gesunde Früchte anzusetzen.
Das Gespräch ist in Form und Inhalt eine intel-
lektuelle Krönungsmesse der leisen Töne, aber
mit dem deutlich vernehmbarem Ordnungsruf
des Befragten, uns ehrlich zu machen und uns
auf die identitätsstiftenden Ziele zu besinnen,
die beide – das deutsche und das europäische
Einigungswerk – erst möglich machten.
Statt Karotte und Peitsche wählt Herr Schäuble
die Zügel intelligenter Führung, statt eines har-
schen befleißigt er sich des nachdenklich stim-
menden Tones, seinen Blick vorwärts gewandt,
um ,,das Zugehörigkeitsbewusstsein der Men-
schen“ zu wecken. Im September 2021 stehen
die Bundesbürger wieder vor der Schicksalsfra-
ge: Erneut wieder wider besseren Wissens eine
Große Koalition mit kleinen Ergebnissen zu
dulden, oder begreifen wir uns als „eine
Schicksalsgemeinschaft“ also sowohl als eine
Nation als auch als Europäer ,,im 21. Jahrhun-
dert auch“, indem die Menschen, ganz gleich
welchen Pass sie besitzen, sagen zu können
,,das kriegen wir gemeinsam hin“!

Bodo Gemper,

Netphen
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Die nächste Ausgabe von „Das
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>Günter Kiehm †
Bundestagsabgeordneter 1980-1990,
SPD
Am 11. Januar starb Günter Kiehm im Alter
von 89 Jahren. Der Verbandsdirektor der Re-
gion Hannover wurde 1950 SPD-Mitglied.
Von 1961 bis 1971 gehörte er dem Kreistag
Hannover und von 1970 bis 1974 dem nie-
dersächsischen Landtag an. Kiehm wirkte
im Innen- sowie im Umweltausschuss mit.

>Norbert Herr †
Bundestagsabgeordneter 1993-1994,
CDU
Am 15. Januar starb Norbert Herr im Alter
von 76 Jahren. Der Oberstudienrat aus Ful-
da trat 1971 der CDU bei und gehörte seit
1977 dem dortigen Kreistag an. Von 1995
bis 2013 war Herr Mitglied des hessischen
Landtags.

>Gertrud Dempwolf
Bundestagsabgeordnete 1984-1998,
CDU
Am 3. Februar vollendet Gertrud Dempwolf
ihr 85. Lebensjahr. Die Landfrau aus Ostero-
de trat 1970 der CDU bei und gehörte von
1984 bis 1998 dem niedersächsischen Lan-
desvorstand an. Dempwolf engagierte sich
vorwiegend im Arbeitsausschuss. Von 1994
bis 1998 war sie Parlamentarische Staatsse-
kretärin bei der Bundesfamilienministerin.

>Ernst Dieter Rossmann
Bundestagsabgeordneter, seit 1998,
SPD
Ernst Dieter Rossmann wird am 4. Februar
70 Jahre alt. Der Diplom-Psychologe aus
Elmshorn, SPD-Mitglied seit 1971, war von
1982 bis 1991 dort Stadtrat und gehörte
von 1987 bis 1998 dem Landtag in Kiel an.
Rossmann engagiert sich seit 1998 im Bil-
dungsausschuss, dessen Vorsitz er 2018
übernahm.

>Bernhard Schulte-Drüggelte
Bundestagsabgeordneter 2002-2017,
CDU
Bernhard Schulte-Drüggelte wird am 5. Feb-
ruar 70 Jahre alt. Der Diplom-Agraringe-
nieur aus Möhnesee trat 1972 der CDU bei
und war von 1995 bis 2015 Kreisvorsitzen-
der. Von 1979 bis 1989 gehörte er dem
Soester Kreistag an. Der Direktkandidat des
Wahlkreises Soest betätigte sich im Land-
wirtschafts- sowie im Haushaltsausschuss.

>Bertold Mathias Reinartz
Bundestagsabgeordneter 1990-1998,
CDU
Am 7. Februar begeht Bertold Mathias Rein-
artz seinen 75. Geburtstag. Der Notar aus
Neuss, CDU-Mitglied seit 1967, war dort von
1984 bis 1999 Stadtrat und von 1987 bis
1998 Bürgermeister. Der Direktkandidat des
Wahlkreises Neuss wirkte unter anderem im
Rechts- sowie dem Finanzausschuss mit.

>Eckhart Pick
Bundestagsabgeordneter 1987-2002,
SPD
Eckhart Pick vollendet am 8. Februar sein
80. Lebensjahr. Der Juraprofessor trat 1963
der SPD bei und stand von 1987 bis 1995
an der Spitze des Unterbezirks Mainz. Von
1969 bis 1998 gehörte er dem dortigen
Stadtrat an. Pick wirkte im Rechtsausschuss
mit. Er war von 1998 bis 2002 Staatssekre-
tär bei der Bundesjustizministerin.

>Karl A. Lamers
Bundestagsabgeordneter, seit 1994,
CDU
Karl A. Lamers wird am 12. Februar 70 Jahre
alt. Der Rechtsanwalt aus Heidelberg
schloss sich 1975 der CDU an und war von
1985 bis 2003 Vorsitzender des Kreisver-
bands Heidelberg. Lamers engagiert sich
seit der 13. Wahlperiode im Verteidigungs-
ausschuss. Seit 1998 gehört er PV der NATO
an und war von 2010 bis 2012 deren Präsi-
dent.

>Konrad Gilges
Bundestagsabgeordneter 1980-2002,
SPD
Am 13. Februar begeht Konrad Gilges sei-
nen 80. Geburtstag. Der Fliesenleger aus
Köln trat 1960 der SPD bei und stand von
1973 bis 1979 an der Spitze der „Falken“.
Der Direktkandidat des Wahlkreises Köln III
wirkte im Familien- sowie im Arbeitsaus-
schuss mit.

>Walter Hirche
Bundestagsabgeordneter 1994-2002,
FDP
Walter Hirche wird am 13. Februar 80 Jahre
alt. Der Assessor des Lehramts, FDP-Mit-
glied seit 1970, war von 1994 bis 2006 nie-
dersächsischer Landesvorsitzender und ge-
hörte 13 Jahre dem FDP-Präsidium an. Nach
1986 war er zehn Jahre lang niedersächsi-
scher sowie vier Jahre brandenburgischer
Wirtschaftsminister. Von 1994 bis 1998 am-
tierte er als Parlamentarischer Staatssekre-
tär bei der Bundesumweltministerin.

>Albert Schmidt
Bundestagsabgeordneter 1994-2005,
Bündnis 90/Die Grünen
Albert Schmidt wird am 13. Februar 70
Jahre alt. Der Diplom-Pädagoge aus Hitz-
hofen engagierte sich seit 1982 in der Frie-
dens- und Ökologiebewegung. Der ver-
kehrspolitische Sprecher seiner Bundes-
tagsfraktion seit 1998 wirkte im Verkehrs-
ausschuss mit. bmh T

ORTSTERMIN: ANDACHTSRAUM DES BUNDESTAGS

Die letzten Buchstaben
Sie ist vor allem eins: Ein Symbol staatlicher Selbstver-
pflichtung, jüdisches Leben in Deutschland zu schützen
und dauerhaft zu ermöglichen. Am 27. Januar, dem Tag
des Gedenkens an die Opfer des Nationalsozialismus,
übernahmen Vertreter der fünf Verfassungsorgane eine Pa-
tenschaft für die letzten Buchstaben der restaurierten
Sulzbacher Tora-Rolle, die ein ritueller Schreiber (Sofer)
im Andachtsraum des Parlaments nach altem Brauch fer-
tigstellte. Mit Feder und Spezialtinte, von rechts nach
links, trug er die letzten Buchstaben auf die 24 Meter lan-
ge Rolle auf.
Normalerweise geschieht das in einer Synagoge. Die Tora
ist Lehre und Gesetz, das Wort Gottes und das Kernstück
jüdischer Religion. Auch deshalb sei die Fertigstellung in
aller Öffentlichkeit des Parlaments und im Festjahr, in
dem 1.700 Jahre jüdisches Leben in Deutschland gefeiert
wird, ein besonderer Moment, sagte Bundestagspräsident

Wolfgang Schäuble (CDU): „Um die Gleichberechtigung
des Judentums auszudrücken, ist es seit dem 19. Jahrhun-
dert üblich, dass unter den Paten einer Torarolle auch
nicht-jüdische Amtsträger sind, von Bürgermeistern bis zu
Staatsoberhäuptern. In diese Tradition reihen sich heute
die Repräsentanten unseres Staats ein.“
Die Sulzbacher Torarolle wurde 1793 für die Synagoge in
Sulzbach in der Oberpfalz geschrieben und gilt heute als
eine der ältesten noch erhaltenen Torarollen in Süd-
deutschland. Dass das Datum der Entstehung und der Ort
„Sulzbach“ bekannt sind, ist Glück, denn nur etwa jede
tausendste Rolle trägt außen eine Jahreszahl.
1822 überstand sie einen Brand, bei dem die Sulzbacher
Synagoge zerstört wurde. Durch Aus- und Abwanderung
sowie das Niederlassungsverbot für Juden verlor die Ge-
meinde so viele Mitglieder, dass sie 1934 schließlich auf-
gelöst werden musste. Die Torarolle zog ins zwölf Kilome-

ter entfernte Amberg und wurde kurz vor der Reichspo-
gromnacht im November 1938 vom Gemeindevorsteher
der jüdischen Gemeinde versteckt, sodass sie auch diese
unversehrt überstand. Durch US-amerikanische Besat-
zungseinheiten gelangte sie wieder zur jüdischen Ge-
meinde in Amberg – und geriet erstmal in Vergessenheit.
Es war der neue Amberger Rabbiner Elias Dray, der die
überwiegend vergilbte Rolle mit Abnutzungsspuren 2015
im Toraschrein seiner Kultusgemeinde wiederentdeckte.
Ist ein Buchstabe beschädigt, gilt eine Tora nicht mehr als
koscher. Der aus Sulzbach stammende Dray erreichte,
dass sie durch einen Toraschreiber in Israel in zweijähri-
ger Arbeit aufwändig restauriert wurde. Die dafür nötigen
45.000 Euro wurden unter anderem finanziert aus Bun-
desmitteln. Nach einer kurzen Verschlusspause soll sie am
20. Juni 2021 wieder dahin zurückkehren, wo sie hinge-
hört: In den Gemeindedienst in Amberg. Lisa Brüßler T

Die 24 Meter lange restaurierte Sulzbacher Torarolle wurde in Patenschaft der Staatsspitzen im Andachtsraum des Bundestags auf Initiative des Amberger Rabbiners Elias Dray
(Bild oben, 3. von l.) von einem rituellen Schreiber fertiggeschrieben – normalerweise geschieht dies in Synagogen. © picture-alliance/dpa/AFP Pool und Deutscher Bundestag/Simone M. Neumann (unten)



DEBATTENDOKUMENTATION
Gedenkstunde anlässlich des Gedenktages für die Opfer des Nationalsozialismus am 27. Januar 2021

Dr.Wolfgang Schäuble, CDU, Bundestagspräsident:

Unsere kollektive
Verantwortung bleibt

Wolfgang Schäuble (*1942)
Bundestagspräsident

Herr Bundespräsident!
Frau Bundeskanzlerin!
Herr Bundesratspräsi-

dent! Herr Präsident des Bundes-
verfassungsgerichts! Exzellenzen!
Sehr geehrte Frau Knobloch! Sehr
geehrte Frau Weisband! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Verehrte
Gäste!
Juden lebten am Rhein, lange

bevor es Deutschland gab. Ihre
Geschichte ist Teil der deutschen
Geschichte – aller ihrer Kapitel.
Der hellen wie der dunkelsten.
Das erste Zeugnis jüdischen Le-

bens nördlich der Alpen entstand
vor 1 700 Jahren. Es ist eine Ur-
kunde des römischen Kaisers Kon-
stantin aus dem Jahr 321, der Ju-
den zur Mitarbeit im Kölner Stadt-
rat berechtigte
– und verpflichtete.
Wir machen uns

in diesem Jubilä-
umsjahr bewusst,
wie vielfältig 1 700
Jahre jüdischen Le-
bens in Deutsch-
land sind. Juden
forschten und dich-
teten hier, arbeite-
ten im Handel, im
Handwerk, in der Kunst und Mu-
sik, als Anwälte oder Ärzte. Sie
kämpften für Deutschland im
Krieg. Juden wirkten an Fürsten-
höfen und mussten in Ghettos
wohnen. Sie lebten ihren Glauben
orthodox oder liberal, für alle
sichtbar oder versteckt. Im 19.
Jahrhundert bekannten sich einige
deutsche Juden zum Zionismus.
Weitaus mehr identifizierten sich
mit Deutschland.
Die deutsch-jüdische Geschichte

ist eine Geschichte der Widersprü-
che. Sie erzählt vom alltäglichen
Miteinander und von Spannungen
mit der nichtjüdischen Umge-
bung. Sie kennt Phasen der Tole-
ranz und Zeiten der Ausgrenzung,
Wellen der Verfolgung genauso
wie Erfolge in Kunst und Kultur,
in Wissenschaft und Wirtschaft.
Und sie kennt ein Menschheits-

verbrechen: den Versuch, die jüdi-
sche Geschichte nicht nur aus der
deutschen, sondern aus der Welt-
geschichte zu tilgen.
Die Nationalsozialisten steiger-

ten, von vielen anderen Deut-
schen unterstützt oder geduldet,
den Antisemitismus in nie Dage-
wesenes: Sie sprachen Juden das
Mensch-Sein ab. Und begründeten
so ihre rassenideologische, staat-
lich organisierte Vernichtung jüdi-
schen Lebens. In Deutschland und
in den Ländern Europas, die
Deutschland im Krieg besetzte.
Allein 1 Million Juden wurden

in den Lagern von Auschwitz-Bir-
kenau ermordet. Heute vor 76
Jahren befreite die Rote Armee
Auschwitz – das Konzentrations-
und Vernichtungslager ist zum
Sinnbild für den nationalsozialis-
tischen Terror geworden, dem vie-
le Millionen Menschen zum Opfer
fielen. Menschen, die entrechtet,
ihrer Würde, ihres Besitzes und

schließlich ihres Le-
bens beraubt wur-
den.
Wir gedenken all-

jährlich am 27. Ja-
nuar aller dieser
Opfer des National-
sozialismus – in
diesem Jahr unter
den Bedingungen
der Coronapande-
mie. Viele Gäste,

die wir gern bei uns gehabt hätten
– unter ihnen Überlebende der
Konzentrationslager -, können die
Gedenkstunde leider nur aus der
Ferne verfolgen. Aber Sie sollen al-
le wissen: Wir sind in Gedanken
auch bei Ihnen, gerade heute an
diesem besonderen Tag.
Wir gedenken der europäischen

Juden, der Sinti und Roma, der
slawischen Völker, der Zwangsar-
beiterinnen und Zwangsarbeiter,
der Kriegsgefangenen und aller

dem Hungertod Ausgelieferten.
Wir erinnern an die aus politi-
schen Gründen oder religiösen
Motiven Verfolgten und Ermorde-
ten. An diejenigen, die sich mutig
dem NS-Regime widersetzten, die
ihre Menschlichkeit bewahrten
und das mit dem Leben bezahl-
ten. Wir erinnern an das Leid von
Homosexuellen, an die Menschen
mit Behinderungen und an das
Schicksal der als
„Asoziale“ Ausge-
stoßenen. Und wir
verneigen uns vor
jedem Einzelnen.
Wir denken auch

an die Nachkom-
men der Ermorde-
ten und Überleben-
den, die bis heute
mit den Traumata
der Vergangenheit
konfrontiert sind.
Nach der Shoah erschien jüdi-

sches Leben in Deutschland un-
möglich, sogar als Verrat. Wer in
Deutschland überlebt hatte, dem
war die alte Heimat fremd und
unerträglich geworden. Und wen
die Nachkriegswirren nach
Deutschland zwangen, den zog es
meist so schnell wie möglich wei-
ter: in die Vereinigten Staaten oder
nach Palästina, später Israel.
Charlotte Knobloch hat in

Deutschland überlebt, und sie ist
geblieben. Nach vielen, teils mü-
hevollen Jahrzehnten hat sie ihre
alte Heimat wiedergefunden. Als
Vertreterin der jüdischen Gemein-
den hat sie mitgeholfen, ein neues
deutsch-jüdisches Selbstbewusst-
sein aufzubauen. Dem Deutschen
Bundestag ist es eine große Ehre,
dass Sie, sehr geehrte Frau Knob-
loch, im Rahmen dieser Gedenk-
stunde zu uns sprechen.
Heute gibt es wieder ein vielfäl-

tiges deutsch-jüdisches Leben. Ein
unglaubliches Glück für unser
Land, das wir uns immer wieder
neu verdienen müssen. Wir ver-
danken es auch den vielen jüdi-
schen Zuwanderern, die sich be-
wusst für Deutschland entschie-
den haben. Ausgerechnet für
Deutschland! Die meisten Zuwan-
derer kamen in den 90er-Jahren
aus den Staaten der ehemaligen
Sowjetunion. Auch aus Israel oder

aus den Vereinigten Staaten ka-
men Juden, mal für kürzere, mal
für längere Zeit. Die Zuwanderer
haben neue Familiengeschichten
mitgebracht. Und neue Erwartun-
gen an unser Land.
Marina Weisbands Familie

stammt aus der Ukraine. Sie selbst
kam als Kind nach Deutschland.
Wir haben sie als eine Vertreterin
der vielstimmigen Generation
junger deutscher Juden eingela-
den. Ich freue mich, Frau Weis-
band, dass Sie der Einladung des
Deutschen Bundestages gefolgt
sind und im Anschluss an Frau
Knobloch über Ihre Erfahrungen
sprechen werden. Ihnen beiden
gilt der Dank des ganzen Hauses.
Sie stehen für unterschiedliche

Generationen.
Während die eine
unter der verdräng-
ten deutschen
Schuld gelitten hat,
verwahrt sich die
jüngere Generation
deutscher Juden da-
gegen, ausschließ-
lich in eine Opfer-
rolle gedrängt zu
werden. Junge Ju-

den wollen als selbstverständli-
cher Teil einer vielfältigen deut-
schen Gegenwart leben – und
wahrgenommen werden. Den-
noch ringen viele von ihnen mit
der Unmöglichkeit, aus dem
Schatten der Vergangenheit zu tre-
ten. Das Leid ihrer Eltern und
Großeltern hat auch ihr Leben ge-
prägt – und prägt es noch immer.
Die Geschichte ist gegenwärtig.

Für die Nachfahren der Überle-
benden. Und für alle anderen
Deutschen. Sie geht uns alle an!
An Gedenktagen

wird stets Verantwor-
tung angemahnt.
Aber werden wir ihr
auch gerecht? Auch
bei uns zeigen sich
Antisemitismus und
Fremdenfeindlich-
keit wieder offen,
hemmungslos
– auch gewaltbereit.
Jüdische Einrichtun-
gen müssen von der Polizei ge-
schützt werden. Juden verstecken
ihre Kippa, verschweigen ihre
Identität. In Halle entkam die jü-
dische Gemeinde nur durch einen
Zufall einem mörderischen An-
schlag. Und nach Jahrzehnten der
Zuwanderung denken deutsche
Juden über Auswanderung nach.
Das beschämt uns! Es ist nieder-

schmetternd, eingestehen zu müs-
sen: Unsere Erinnerungskultur

schützt nicht vor einer dreisten
Umdeutung oder sogar Leugnung
der Geschichte. Und sie schützt
auch nicht vor neuen Formen des
Rassismus und des Antisemitis-
mus, wie sie sich auf Schulhöfen,
in Internetforen oder in Verschwö-
rungstheorien verbreiten.
Als Bundespräsident Roman

Herzog vor 25 Jahren den 27. Ja-
nuar zum Gedenktag erklärte, ver-
band er damit „die Hoffnung,
… Formen des Erinnerns [zu] fin-
den, die zuverlässig in die Zukunft
wirken.“ Was für Herzog eine
Hoffnung war, ist heute dringende
Notwendigkeit. Wir müssen die
Formen des Erinnerns erneuern.
Unserekollektive Verantwortung
bleibt. Sie schließt auch nachfol-
gende Generationen ein. Und
Deutsche, deren Familien erst
nach dem Nationalsozialismus
nach Deutschland gekommen
sind. Machen wir uns bewusst: Es
steht das Selbstverständnis unseres
Landes auf dem Spiel!
Wir erneuern heute unsere Ver-

pflichtung gegenüber dem deut-
schen Judentum in einer besonde-
ren Zeremonie. Die Repräsentan-
ten unseres Staates werden zum
Abschluss der heutigen Gedenk-
stunde die Patenschaft für die res-
taurierte Torarolle der einstigen
jüdischen Gemeinde von Sulz-
bach übernehmen. Ein jüdischer
Schreiber wird die letzten Buchsta-
ben der Tora im Andachtsraum
des Deutschen Bundestags vollen-
den. Zum zweiten Mal.
Die Torarolle entstand im Jahr

1793. In ihrer über 200-jährigen
Geschichte hat sie immer wieder
Gefahren überstanden: erst einen
Stadtbrand und schließlich sogar

den Vernichtungs-
willen der Natio-
nalsozialisten. Die
Juden wurden
zwar bereits 1934
aus Sulzbach ver-
trieben und die
Torarolle in die
benachbarte Am-
berger Gemeinde
gebracht. Der Ge-
meindevorsteher

aber wurde 1938 vor dem bevor-
stehenden Pogrom gewarnt und
wandte sich an den Leiter des Hei-
matmuseums, der die Torarolle
dort versteckte und vor der Schän-
dung bewahrte.
Nach dem Krieg wurde sie der

Amberger Gemeinde zurückgege-
ben, geriet aber in Vergessenheit.
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Fortsetzung auf nächster Seite

Antisemitismus
und Frem-

denfeindlichkeit
zeigen sich

hemmungslos
und gewaltbereit

Machen wir uns
bewusst: Es steht
das Selbstver-

ständnis unseres
Landes auf
dem Spiel!

Heute gibt es
wieder ein
vielfältiges
deutsch-jüdi-
sches Leben.
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Bis Rabbiner Elias Dray sie vor we-
nigen Jahren in der dortigen Syna-
goge wiederfand. Nach ihrer heu-
tigen Vollendung wird er im Got-
tesdienst wieder aus ihr lesen. Sie
ist die Verbindung der Amberger
Gemeinde zur langen Geschichte
der Juden in der Region.

Die Sulzbacher Torarolle steht
also dafür, dass 1 700 Jahre jüdi-
schen Lebens in Deutschland
nicht zu Ende sind.
Um die Gleichberechtigung des

Judentums auszudrücken, ist es
seit dem 19. Jahrhundert üblich,
dass unter den Paten einer Tora-

rolle auch nichtjüdische Amtsträ-
ger sind, von Bürgermeistern bis
zu Staatsoberhäuptern. In diese
Tradition reihen sich heute die Re-
präsentanten unseres Staates ein.
Wir verpflichten uns damit, jü-

disches Leben in Deutschland vor
Angriffen zu schützen; die Erinne-

rung an den Zivilisationsbruch der
Shoah an die folgenden Genera-
tionen weiterzugeben – und die
Erinnerung an das reiche deutsch-
jüdische Leben, das damals zer-
stört wurde. Zugleich bekennen
wir uns zu einer Zukunft, in der
Juden in Deutschland ihr Jüdisch-

Sein offen, sicher und sichtbar in
unserer Mitte leben. Als selbstver-
ständlicher Teil unseres gemeinsa-
men vielfältigen Lebens.

(Beifall)

Dr. h. c. Charlotte Knobloch, Präsidentin Israelitische Kultusgemeinde München:

Ich bitte Sie:
Passen Sie auf unser Land auf!

Charlotte Knobloch (*1932)
Präsidentin der Isralitischen Kultusge-
meinde München und Oberbayern

Kvod Ha-Rabbanim! Sehr
verehrter Herr Bundestags-
präsident! Sehr geehrte Re-

präsentanten der Verfassungsorga-
ne! Mitglieder des Deutschen
Bundestages! Frau Bundeskanzle-
rin! Frau Büdenbender! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren!
Ich stehe vor Ihnen – als stolze

Deutsche. Wie einst meine Groß-
mutter Albertine Neuland, seligen
Angedenkens. Mit meinem Groß-
vater treu ihrer deutschen Heimat
verbunden. Hoch angesehen in
der Bayreuther Kaufmannsgesell-
schaft. Passionierte Wagneriane-
rin. Ermordet in Theresienstadt im
Januar 1944. Von meiner Groß-
mutter habe ich die Liebe zu den
Menschen geerbt – trotz der Men-
schen.
Ich stehe als stolze Deutsche vor

Ihnen. Wie einst mein gottseliger
Vater Fritz Neuland. Als treuer
deutscher Patriot 1919 zutiefst
empört über den Vertrag von Ver-
sailles. Ein dekorierter Veteran des
Ersten Weltkrieges, der für sein
deutsches Vaterland an der Front
gekämpft hatte. Seine Loyalität,
sein Eisernes Kreuz schützten ihn
unter den Nationalsozialisten vor
keiner Demütigung – nicht vor
Berufsverbot, Enteignung, der De-
portation seiner Mutter, der Tren-
nung von seiner Tochter, der
Zwangsarbeit. Mein Vater hat
mich Liebe zu Deutschland ge-
lehrt – trotz dem.
Am 9. November 1938 hat

Deutschland das Tor zu Auschwitz
aufgestoßen – vor den Augen der
Welt und unter dem Beifall weiter
Teile der Bevölkerung. Die Natio-

nalsozialisten, Hass und Gleich-
gültigkeit besiegelten das Schick-
sal von Millionen Juden in
Europa.
Am 27. Januar 1945 befreite die

Rote Armee das Vernichtungslager
Auschwitz-Birkenau. Die Gleich-
gültigkeit wich der Gewissheit
über ein singuläres, präzedenzlo-
ses, bis heute kaum vorstellbares
Menschheitsverbrechen. 76 Jahre
später erzähle ich Ihnen im Bun-
destag aus meinem Leben – einem
deutschen Leben.
Ende Oktober 1932 werde ich

in München geboren. In der Stadt
kommt das nach Jahrhunderten
der Diskriminierung und Verfol-
gung erlangte jüdische Selbstbe-
wusstsein in drei
Synagogen zum
Ausdruck. Die meis-
ten deutschen Ju-
den sind deutsche
Patrioten. Sie wol-
len sich assimilie-
ren, wollen dazuge-
hören.
Als Hitler an die

Macht kommt, bin
ich drei Monate alt.
Doch auch erwachsene Freunde
und Bekannte begreifen nicht die
Verheerung dieses Tages. Die gut
500 000 deutschen Juden sind zu
tief in ihrer Heimat verwurzelt,
um zu zweifeln: Über 1 600 Jahre
leben damals Juden auf diesem
Boden – seit 1871 als gleichbe-
rechtigte Staatsbürger. UndGesetz
ist Gesetz. Oder nicht?
Als ich vier Jahre alt bin, verlässt

uns meine Mutter. Sie war dem
Druck gewichen, dem sie durch
Konversion und Ehe mit einem Ju-
den ausgesetzt war. Was blieb, war
Schmerz.
Meine Großmutter zieht zu uns.

Sie möchte mir ein annähernd
normales Leben ermöglichen: Wir
spielen, singen, lachen. Sie lehrt
mich die Grundlagen unseres
Glaubens. Aber keine Bemühung
kann überspielen: Das Leben wird
für uns Juden immer beschwerli-
cher. Erlasse, Verbote, Verunglimp-
fung machen den Alltag unerträg-
lich.
Eines Nachmittags will ich zum

Spielen raus. Im Hof gegenüber

treffe ich mich oft mit Mädchen
und Jungen aus der Nachbar-
schaft. Heute ist das Gatter ver-
schlossen. Ich rufe. Sie drehen sich
weg. Von hinten raunt mich die
Hausmeistersfrau an: „Judenkin-
der dürfen hier nicht spielen!“
Tränen schießen mir in die Au-

gen. Zu Hause nimmt mich Groß-
mutter auf den Schoß. Sinnlos,
das Erlebte kleinzureden. Sie
spricht von finsteren Zeiten, die
bald vergehen würden. Es ist mei-
ne erste Begegnung mit dem An-
derssein. Danach darf ich nicht
mehr alleine aus dem Haus. Die
finstere Zeit vergeht nicht. Im Jah-
re 1938 wird sie immer dunkler.
Seit dem Frühjahr gehe ich auf

die jüdische Schule.
Ich hatte mich so
auf das Lernen ge-
freut. Doch jetzt
sitzt die Furcht mit
im Klassenzimmer.
Der Schulweg ist
ein Spießrutenlauf
voller Parolen und
Pöbeleien.
Egal wie stark

man sein will: Aus-
grenzung und Anfeindung hinter-
lassen tiefe Verletzungen.
Ende der 1930er ist die Arisie-

rung in vollem Gange. Systema-
tisch werden die geschäftlichen
und beruflichen jüdischen Exis-
tenzen vernichtet – sichtbar, in-
mitten der deutschen Gesellschaft.
Unser Leben findet nur noch zu

Hause statt. Aber Privatsphäre gibt
es nicht mehr: Meist abends
– wenn es dunkel und Juden ver-
boten ist, das Haus zu verlassen
– klingelt es Sturm. Männer in
langen Mänteln streifen durch die
Wohnung, als sei es die ihre. Por-
zellan, Teppiche, Besteck, Bilder,
Antiquitäten, Leuchter – sie bedie-
nen sich nach Belieben und quit-
tieren, akkurat. Deutschland.
Schikane, Bedrohung, Beleidi-

gung und nicht nur verbale Ge-
walt sind inzwischen der übliche
Umgang mit Juden. Angst, Verun-
sicherung, Verschüchterung be-
gleiten jeden Gedanken. Und die
bange Frage: Was passiert als
Nächstes?
Einmal wollen mein Vater und

ich kurz an die Luft. Männer
springen von einem Wagen. Mit-
kommen! Vater wird mir von der
Hand gerissen. Eine mir Unbe-
kannte greift meine Hand und legt
sie an ihren Kinderwagen. Sie be-
gleitet mich ein Stück. Zu Hause
warte ich mit Großmutter.
Schreckliche Stunden später kehrt
mein Vater zurück. Und wir hatten
noch einmal Glück.
Lassen Sie es mich hier klar sa-

gen: Wer Coronamaßnahmen mit
der nationalsozialistischen Juden-
politik vergleicht, verharmlost den
antisemitischen Staatsterror und
die Shoah.
Das ist inakzeptabel!
Im Juni 1938 besucht Hitler

München. Die Hauptsynagoge
sticht ihm ins Auge. Tags darauf
ordnet er den Abriss an. Stahlbir-
ne und Sprengungen machen das
Gotteshaus dem Erdboden gleich.
Der 9. November. Am Abend

verlassen wir eilig die Wohnung.
Keine Zeit für Fragen. An der
Hand meines Vaters irre ich durch
die Straßen. Lärm. Geschrei.
Rauch qualmt aus den Fenstern
der Ohel-Jakob-Synagoge.
Zwei SAler zerren Justizrat Roth-

schild – Opa Rothschild, wie ich
ihn immer nannte – aus seinem
Haus. Blut läuft ihm übers Ge-
sicht.
Ich darf nicht stehen bleiben.

Nicht stolpern. Nicht weinen. Nur
nicht auffallen!
Als die Wehrmacht in Polen ein-

marschiert, bin ich sieben. Mit
Kriegsbeginn stehen die Chancen
für Juden, ihre deutsche Heimat
zu verlassen, nahe
null. Meinem On-
kel in New York ge-
lingt es, zwei Bürg-
schaften zu organi-
sieren – zwei.
Großmutter ist
nach den US-Be-
stimmungen zu alt.
Sie will, dass wir
gehen. Vater und
ich würden sie nie
verlassen. Thema erledigt.
Ich höre, was die Menschen er-

zählen, die zu meinem Vater kom-
men. Seit ihm die Anwaltszulas-
sung entzogen wurde, ist er
Rechtshelfer für jüdische Mandan-
ten. Sie berichten von Verwand-
ten, die ins KZ Dachau ver-
schleppt wurden. Ich verstehe
nicht alles – aber ich begreife: Es
geht um Leben und Tod.
Mit wenigen Habseligkeiten

müssen wir ins Souterrain ziehen.
Die letzte scheinbare Geborgen-

heit ist fort.
Seit November 1941 fahren Zü-

ge aus München in Richtung Os-
ten. Darin: jüdische Münchnerin-
nen und Münchner allen Alters,
zusammengepfercht. Bekannte
und Freunde verschwinden für
immer. Mehr und mehr Verzwei-
felte ersuchen meinen Vater um
Hilfe. Deportationsbefehle in
Händen. Sie weinen. Flehen. – Ich
höre sie noch heute. – Aber Vater
kann ihnen nicht helfen. Nie-
mand kann es. Und wir alle wis-
sen es.
Ich bin neun, als wir informiert

werden: Ein Alten- und Kinder-
transport nach Theresienstadt.
Großmutter oder ich müssen in
den Zug. Meine starke Großmut-
ter trifft augenblicklich die un-
mögliche Entscheidung.
Früh am nächsten Tag wird Va-

ter mich wegbringen – in erhoffte
Sicherheit. Zuvor, der schwerste
Moment in meinem Leben: Groß-
mutter sagt, sie gehe zur Kur und
komme bald zurück. Ich aber
weiß, was das bedeutet. Weinend
klammere ich mich an sie – an
Liebe, Zärtlichkeit, Geborgenheit.
Sie werden für lange Zeit aus mei-
nem Leben verbannt sein.
Mein Vater bringt mich in ein

Dorf in Franken. Die Familie von
Zenzi Hummel, dem ehemaligen
Dienstmädchen meines Onkels,
nimmt mich als Zenzis uneheli-
ches Kind auf. Ich muss mich von
Vater verabschieden – vielleicht
für immer.
Ich werde Lotte Hummel. Ge-

wöhne mich an Plumpsklo, eine
Waschwanne
Warmwasser für al-
le, karge, eiskalte
Zimmer, körperli-
che Arbeit – an
Angst, Heimweh
und unsagbare Ein-
samkeit.
Zenzi ist eine

strengreligiöse Frau.
Sie war mit Gott ei-
nen Pakt eingegan-

gen: Wenn sie mich beschützt,
werden ihre Brüder heil aus dem
Krieg wiederkehren. So kam es.
Ende Mai 1945 fahre ich mit

Leitkuh Alte vor dem Karren zum
Hof. Ein Auto hält. Mein Vater
steht vor mir. Es ist kein unbe-
schwertes Wiedersehen. Bis heute
ahne ich nur, welche Qualen sie
ihm zufügten. Säure hat sein Au-
genlicht fast gänzlich zerstört.
Aber er lebt, und ich lebe!
Ich will nicht zurück nach Mün-

chen! Zurück zu den Leuten, die
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Egal wie stark
man sein will:

Ausgrenzung und
Anfeindung

hinterlassen tiefe
Verletzungen.

Wir haben
Brücken über
unüberwindbar
scheinende

Abgründe gebaut
und beschritten.
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uns beleidigt, bespuckt, uns in je-
der Form gezeigt haben, wie sehr
sie uns plötzlich hassten! Aber ich
habe keine Wahl. Und so begegne
ich ihnen allen. Ich will weg aus
dieser Stadt, aus diesem Land.
Mit 16 lerne ich Samuel Knob-

loch aus Polen kennen. Im Ghetto
wurden seine Mutter und fünf Ge-
schwister ermordet. Im Konzen-
trationslager Plaszow erschossen
sie den Vater vor seinen Augen. Er
und sein Bruder Ruben überlebten
die Konzentrationslager Plaszow
und Buchenwald und den Todes-
marsch gen Süden. Am 8. Mai
1945 wurden sie befreit.
Samuel ist die Liebe meines Le-

bens. Wir kommen zusammen
und wünschen uns nichts sehnli-
cher als ein neues Leben in der
neuen Welt. Für die Auswande-
rung lerne ich Damenschneiderei,
um ein Visum zu erhalten. Alle
zwei Tage suchen wir unsere Na-
men auf der Liste der Einreisege-
nehmigungen. Ende 1951 kommt
mein Sohn Bernd zur Welt. So-
bald er laufen kann, soll es losge-
hen.
Es heißt: „Wenn Du Gott zum

Lachen bringen möchtest – mach
Pläne.“ Saint Louis, Missouri, das
Ziel unserer Ausreise, hat mich nie
gesehen.
Wir bekamen noch zwei Töch-

ter, Sonja und Iris.
Im schweigsamen Nebeneinan-

der mit dem nichtjüdischen Um-
feld versuchte die jüdische Ge-
meinschaft, aus dem Überleben
ein Leben zu formen. – Ein Leben,
das 6 Millionen Töchtern, Söh-
nen, Brüdern, Schwestern, Müt-
tern, Vätern, Großeltern genom-
men wurde. Ein Leben in Trauer.
In Schmerz. In Wut. Ein Leben in
Deutschland. Aber: Heimat ist
Heimat.
Erst in den 60er- und 70er-Jah-

ren wird das Schweigen durchbro-
chen. Auf nichtjüdischer Seite
wuchs das Bewusstwerden über
die Verbrechen der Vergangenheit.
Es wuchs die Erkenntnis, dass Aus-
einandersetzung und Aufarbei-
tung unerlässlich sind für das Bau-
en der Zukunft. So konnte auf jü-
discher Seite das Vertrauen wach-
sen – in die neue Bundesrepublik,
in der es gelang, auf den Trüm-
mern der Geschichte eine tragfähi-
ge freiheitliche Demokratie zu er-
richten. Einen positiven Akteur im
vereinten Europa, in der liberalen
Welt. Einen Staat, der die unver-
brüchlichen Menschenrechte jeder
und jedes Einzelnen wahrt und
verteidigt.
Ich fing an, mich zu engagieren.

Zunächst sozial in der eigenen
Kultusgemeinde und dann immer
mehr dafür, dass aus dem Neben-
einander ein Miteinander wurde.
Ein gesellschaftlicher Kraftakt!
Wir haben Brücken über un-

überwindbar scheinende Abgrün-
de gebaut und beschritten.
Heute gibt es wieder jüdische

Gemeinden im ganzen Land. Oft
klein. Aber sie sind da. Und sie
bleiben! Allen Rückschlägen zum
Trotz!
Neue Synagogen wurden ge-

baut.
In meiner Heimatstadt bildet

das jüdische Gotteshaus wieder ei-
ne Symbiose mit der Frauenkirche
und dem Rathaus.
Jüdische Schulen, Lehrstühle,

Studienwerke, Sportvereine, Rab-
binerseminare – eine Vielzahl von
Institutionen, Vereinen und Grup-
pierungen zeugen davon: In unse-
rer Gesellschaft ist das pluralisti-
sche, vitale deut-
sche Judentum
wieder eine aner-
kannte Kraft.
Die Zuwande-

rung jüdischer
Kontingentflücht-
linge aus dem
postsowjetischen
Raum zeigte
schließlich der
Welt am Ende des
20. Jahrhunderts: Deutschland ist
für Juden wieder eine gute, mit
Hoffnungen verbundene Heimat.
Heute danke ich Gott dafür,

dass ich daran mitarbeiten darf,
dem jüdischen Leben in Deutsch-
land eine Perspektive auf Dauer
zu geben. Ich danke der großen
Mehrheit der Menschen in unse-
rem Land, die sich genau das
wünschen. Und ich danke meinen
Mitstreitern in Politik und Gesell-
schaft, die mir dabei geholfen ha-
ben – unbeirrbar, mutig und be-
herzt.
Wir dürfen stolz sein auf unsere

Bundesrepublik, verehrte Damen
und Herren! Aber wir müssen sie
wehrhaft verteidigen! Nicht einen
Tag dürfen wir vergessen, wie zer-
brechlich die kostbaren Errungen-
schaften der letzten 76 Jahre sind!
Ich muss Ihnen nicht die Chro-

nologie antisemitischer Vorfälle in
unserem Land darlegen. Sie erfol-
gen offen, ungeniert – beinahe
täglich. Verschwörungsmythen er-
fahren immer mehr Zuspruch. Ju-
denfeindliches Denken und Reden
bringt wieder Stimmen. Ist wieder
salonfähig – von der Schule bis
zur Coronademo. Und natürlich:
im Internet – dem Durchlauferhit-
zer für Hass und Hetze aller Art.
Verehrte Anwesende, 2021 bli-

cken wir auf 1 700 Jahre zurück,
in denen jüdisches Leben auf dem
Boden der heutigen Bundesrepu-
blik dokumentiert ist. Ich danke
dem Bund, den Ländern und
Kommunen für die Unterstützung
der Initiativen zu diesem Anlass.
Aber ich trage schwer daran, dass
sich in den Wunsch nach Freude
und Normalität noch immer die
alten Ängste und Sorgen mischen.
Gemeindemitglieder, Freunde und
Bekannte denken laut nach, doch
noch auszuwandern.
Der starke Rückhalt aus der Po-

litik ist wichtig. Großer Dank gilt

auch den Sicherheitskräften, die
die jüdische Gemeinschaft und ih-
re Einrichtungen schützen. Aber es
klafft eine Lücke zwischen politi-
scher Räson und gesellschaftlicher
Realität. Zumal einige nicht zu
schmerzlichen Analysen bereit
sind.
Zweifellos: Die größte Gefahr

für alle in unserem Land war und
ist der Rechtsextremismus. Und
natürlich ist radikal rechtes Ge-
dankengut ein wesentlicher Träger
des Judenhasses.
Auch im Linksextremismus ist

Antisemitismus tief verwurzelt.
Hinzugekommen

ist der Dschihadis-
mus, die Gefahr
durch den radikal is-
lamischen Hass auf
unsere Lebensart.
Das Feindbild „Ju-
de“ symbolisiert den
verhassten Westen,
das Moderne, das
Freie. So sind Juden
und ihre Einrichtun-

gen bevorzugte Ziele ihres Terrors.
Aber: Das Phänomen Antisemi-

tismus ist größer als das Offen-
sichtliche. Wer Judenhass an der
Wurzel packen will, muss auch
dort zugreifen, wo es wehtut:
•Auch in der Mitte der Gesell-

schaft.
•Auch dort, wo Integration in

die demokratischen Werte abge-
lehnt wird.
•Auch dort, wo unter dem

Deckmantel von Toleranz zu lan-
ge Intoleranz gären durfte.
•Auch dort, wo eine Verbrä-

mung von Antisemitismus als in-
tellektuell verkauft wird.
•Sowie dort, wo man nicht „Ju-

de“ sagt, sondern „Zionist“ oder
andere Codes.
•Und auch dort, wo der Staat

Israel diffamiert, delegitimiert und
mit doppelten Standards verurteilt
wird.
Der Kampf gegen Antisemitis-

mus ist eine Sisyphosaufgabe.
Aber wer sich nicht an Maschinen-
gewehre vor jüdischen Einrichtun-
gen gewöhnen möchte, muss diese
bewältigen.
Ich wünsche mir, dass eine Kip-

pa nicht bedeckt werden muss.
Dass eine Halskette mit David-
stern so gefahrlos getragen werden
kann wie ein Anhänger mit Kreuz
und ein Makkabi-Trikot wie ein
FC-Bayern-Shirt.
Es geht dabei nicht nur um den

Schutz jüdischer Menschen. Denn
wo Antisemitismus Platz hat,
kann jede Form von Hass um sich
greifen – Rassismus, Homopho-
bie, Frauenfeindlichkeit, Men-
schenverachtung jeder Couleur.
Der Kampf dagegen ist ein Kampf
für die Menschenwürde, für De-
mokratie, für Einigkeit, für Recht
und Freiheit.
Sehr geehrte Damen und Her-

ren, auch in Deutschland erleben
wir Spaltung, Polarisierung, ag-

gressive Erregung, Unversöhnlich-
keit.
Einige behaupten, es gebe Mei-

nungskorridore. Eine wichtige De-
batte, die nicht missbraucht wer-
den darf, um Ungeheuerliches
sagbar zu machen. Worte sind die
Vorstufen von Taten.
Wenn die Grenzen der hohen

Güter „Meinungs- und Versamm-
lungsfreiheit“ abgesteckt werden,
sollte der Gedanke hinter Artikel
18 Grundgesetz mehr Beachtung
finden.
Auf keinen Fall darf auf dem

Rücken der Polizei ausgetragen
werden, was Legislative und Judi-
kative liegen lassen.
Ein persönliches Wort zur Poli-

zei: Ich wurde als Kind von Män-
nern in deutscher Uniform be-
drängt und geschlagen, weil ich
den Aufenthaltsort meines Vaters
nicht preisgeben wollte. Heute be-
schützen mich seit Jahren Beamte
des Polizeipräsidiums München
– mit ihrem Leben. Im Namen
meiner Familie sage ich hier im
Hohen Haus: Danke!
Meine Damen und Herren, ich

hatte meine Heimat verloren. Ich
habe für sie gekämpft. Ich habe
sie wiedergewonnen. Und ich wer-
de sie verteidigen!
Ich stehe als stolze Deutsche vor

Ihnen. Obwohl alles dagegen-
sprach; und noch immer vieles da-
gegenspricht. Trauer, Schmerz,
Verzweiflung und Einsamkeit be-
gleiten mich. Aber ich weiß: Unser
Land leistet viel, damit jüdische
Menschen sicher sind – und hof-
fentlich nie wieder allein!
Ich bin stolz auf unsere Demo-

kratie. Auch wenn ich sie mir
– das ist kein Geheimnis – wehr-
hafter wünsche. Die Feinde der
Demokratie sind stärker als viele
glauben.
Ich bin stolz auf die jungen

Menschen in unserem Land. Sie
sind frei von Schuld, was die Ver-
gangenheit angeht. Aber sie über-
nehmen Verantwortung für heute
und morgen – interessiert, leiden-
schaftlich und mutig.
Verehrte Damen und Herren,

ich stehe vor Ihnen als Mutter,
Großmutter, Urgroßmutter,
Münchnerin, Bayerin, Deutsche,
Europäerin, Jüdin – als Mensch.
Ich bitte Sie: Passen Sie auf auf
unser Land!
Diese Worte richte ich explizit

nicht an die ganz rechte Seite des
Plenums! Ich kann nicht so tun,
als kümmerte es mich nicht, dass
Sie hier sitzen. Ich spreche Sie
nicht pauschal an! Vielleicht ist
die eine oder der andere noch be-
reit, zu erkennen, an welche Tradi-
tion da angeknüpft wird. Zu den
Übrigen in Ihrer „Bewegung“: Sie
werden weiter für Ihr Deutschland
kämpfen. Und wir werden weiter
für unser Deutschland kämpfen.
Ich sage Ihnen: Sie haben Ihren
Kampf vor 76 Jahren verloren!
Verehrte Damen und Herren,

abschließend noch drei Gedan-
ken:
Der erste gilt den Millionen Op-

fern, derer wir heute gedenken.
Sie sind in unseren Herzen. Sie
werden nicht vergessen. Niemals!
Der zweite gilt den Zeitzeugen.

Viele haben an diesem Pult von
unfassbarem Grauen berichtet.
Wir geben jetzt den Stab der Erin-
nerung an Sie ab – im Vertrauen,
ihn in gute Hände zu legen. Ver-
gessen Sie uns nicht!
Und der dritte gilt den jungen

Menschen. Es gibt keinen besseren
Kompass als eure Herzen. Lasst
euch von niemandem einreden,
wen ihr zu lieben und wen ihr zu
hassen habt!
Gott schütze unser Land! Am Is-

rael Chai!

Ich danke Ihnen, dass Sie mir
zugehört haben.

(Anhaltender Beifall – Die Anwesenden

erheben sich)

Wer Judenhass
an der Wurzel

packen will, muss
auch dort
zugreifen,

wo es wehtut.

Zeremonie mit der Sulzbacher Torarolle von 1793 im Andachtsraum des
Deutschen Bundestages © Deutscher Bundestag / Simone M. Neumann
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Marina Weisband, Publizistin:

Das Gedenken weitertragen
und lebendig halten

Marina Weisband (*1987)
Publistin

Sehr geehrte Menschen! In
der Ukraine hieß ich Onu-
friyenko. Meine Familie hat

damals mit Absicht den jüdischen
Namen Weisband nicht tragen
wollen, wegen der Nachteile, die
er dort bedeutete. Mein Opa, der
den Holocaust überlebt hat, hat
sein ganzes Leben lang alle Zei-
tungen gelesen, hat die Stimmung
im Land stets angespannt verfolgt.
1993 sagte er: „Wir müssen gehen.
Jetzt.“ Ich hatte Angst vor einem
unbekannten Land. Aber mein Va-
ter hat mich damals getröstet. Er
nahm mich in den Arm und sagte:
„Weißt du, in Deutschland inte-
ressiert es zum Beispiel nieman-
den, dass wir Juden sind. Da kön-
nen wir einfach nur Menschen
sein.“
Wir zogen nach Deutschland.

Wir nahmen den Namen Weis-
band wieder an. Heute gehe ich
zum Gebet durch Sicherheitskon-
trollen. Ich lese aufmerksam Zei-
tungen, und ich beobachte ange-
spannt die Stimmung im Land.
Und ich lerne, dass „einfach nur
Mensch sein“ Arbeit bedeutet.
Ich darf hier stehen als Reprä-

sentantin der Nachgeborenen. Ei-
ner Generation von jungen Jüdin-
nen und Juden, die alle ganz ver-
schieden sind. Aber viele von uns
machten lange Suchen nach Iden-
tität durch. Viele von uns setzen
mühsam Scherben zusammen von
dem, was einst Kultur war. Zuge-
hörigkeit. Normalität.
Meine Geschichte ist für diese

Generation nicht ganz ungewöhn-
lich. Mehr als 90 Prozent aller jü-
dischen Gemeindemitglieder in
Deutschland entstammen dem
postsowjetischen Raum.
Als ich hierherkam, habe ich

mit diesem Land positive Erfah-
rungen gemacht. Wir erhielten
Hilfe. Uns wurde die Sprache bei-
gebracht. Das Gefühl, willkom-
men zu sein, ist bei mir geblieben.
Es hat mich später dazu inspiriert,
dieser Gesellschaft irgendwie was

zurückgeben zu wollen. Als sie
mich dann noch eingebürgert hat
und mir erlaubt hat, dieses Parla-
ment mitzubestimmen – ohne
Fragen nach meinen Vorkenntnis-
sen oder meinen Motiven zu stel-
len -, bin ich in eine Partei einge-
treten. Ich hatte das Gefühl, diese
Gesellschaft geht mich etwas an.
Ich bin Teil von ihr. Wir waren da-
hin gehend sehr viel privilegierter
als andere Flüchtlinge.
Gleichzeitig bleibe ich zum Teil

fremd. Während des Studiums be-
gann es mit verwunderten Ausru-
fen, die mich eher fühlen ließen
wie ein Zootier: „Du bist die erste
Jüdin, der ich begegne.“ Da war
diese Mischung aus Mitgefühl und
Beklemmung. Wir Juden waren
diese Fabelwesen, über die man
schreckliche Dinge gelernt hat im
Geschichtsunterricht und die prin-
zipiell nur schwarz-weiß waren.
Ich musste mich rechtfertigen

für israelische Politik, für religiöse
Bräuche, für angebliche überpro-
portionale Sichtbarkeit und ver-
dächtige Unsichtbarkeit. Teil einer
kleinen Minderheit zu sein, be-
deutet immer, alle zu repräsentie-
ren und von allen repräsentiert zu
werden. Ob man will oder nicht.
Und unsichtbar waren wir nie

freiwillig. Ich erinnere mich noch
daran, wie unsere Gruppe junger
Menschen in der Gemeinde ver-
sucht hat, einen jüdischen
Stammtisch zu gründen, der be-
wusst nicht in der Gemeinde statt-
finden sollte. Wir wollten vor al-
lem jüdische Studentinnen und
Studenten dorthin einladen, die
mit Religion vielleicht nicht so
viel anfangen konnten. Als wir
aber im Lokalblatt eine Anzeige
dafür schalten wollten, hat uns die
Polizei sehr nachdrücklich davon
abgeraten, irgendwas zu veröffent-
lichen, was Zeit und Ort enthielt.
Aus Sicherheitsgründen.
Deshalb sind wir unsichtbar.

Auch in diesem Land ist es für uns
noch immer zu gefährlich, sicht-
bar zu sein. Wir verschicken unse-
re Gemeindepost in unmarkierten
Briefumschlägen. Wir laufen zum
Gebet, ins Gemeindezentrum, in
die jüdische Schule und in den
Kindergarten an bewaffneten
Wächtern vorbei. Und wir sind
dankbar für den Schutz – aber das
macht etwas mit einem.
Und wenn eine Alltäglichkeit

wie ein jüdischer Stammtisch mit
Bier und Witzen nur halb so viel
Öffentlichkeit bekommen würde
wie jede antisemitische Aussage,
die von dahergelaufenen Provoka-
teuren in die Welt posaunt wird

zwecks Medienzirkus, dann wäre
unsere Situation eine andere.
Jüdin in Deutschland zu sein,

bedeutet, durch seine bloße Exis-
tenz die Erinnerungen der Shoah
und des modernen Antisemitis-
mus, von Schuld und Versöhnung
in sich zu tragen. Ich wollte nie ei-
ne Expertin in Antisemitismus
sein. Ich bin Beteiligungspädago-
gin! Mein Thema ist Bildung!
Trotzdem halte ich bei der Polizei
Vorträge zu Antisemitismus, trotz-
dem drehe ich Aufklärungsvideos,
trotzdem werde ich angerufen,
wenn irgendwo was passiert.
Dass jüdisches Leben hierzulan-

de im Schatten der Shoah steht,
bedeutet nicht nur, dass wir mit
dem Gedenken daran leben, was
unseren Familien widerfahren ist,
und mit dem Trauma, das über
die Generationen bis zu uns ver-
erbt wurde. Meine Großeltern wa-
ren traumatisiert oder wurden er-
mordet. Meine Eltern waren da-
von traumatisiert. Und unsere
Kinder – meine Tochter – sehen
und lernen mit Schrecken. Umso
schmerzhafter ist für mich diese
Debatte über einen vermeintli-
chen Schlussstrich, solange wir
keinen ziehen können.
Jüdin in Deutschland zu sein,

bedeutet vor allem, zu verstehen,
dass es passiert ist und folglich
wieder passieren kann. Es bedeu-
tet, zu verstehen, dass Antisemitis-
mus nicht da beginnt, wo auf eine
Synagoge geschossen wird. Dass
auch die Shoah nicht mit Gas-
kammern begann. Es beginnt mit
Verschwörungserzählungen. Es be-
ginnt mit Tiraden über eine an-
gebliche jüdische Opferrolle. Nur
um es mal ganz klar zu sagen: Wir
können den Anfängen nicht weh-
ren, weil es ein stetiger Prozess ist.

Weil jetzt gerade Waffen gesam-
melt werden. Weil jetzt gerade in
der Polizei und im Militär rechts-
radikale Strukturen nicht konse-
quent aufgedeckt werden. Weil
Menschen wie ich jetzt und heute
Morddrohungen bekommen.
Ich höre sehr oft von Menschen,

dass wir die Einteilung in Schubla-
den lassen sollen – dieses Schwarz
und Weiß, jüdisch und nichtjü-
disch, homo und hetero. Dass wir
einfach nur Menschen sein sollen.
Und das ist eine schöne Vision.
Ich will da hin. Aber „einfach nur
Mensch sein“ ist Privileg derer, die
nichts zu befürchten haben auf-
grund ihrer Geburt.
„Einfach nur Mensch sein“ be-

deutet, dass jüdisches Leben in
Deutschland unsichtbar gemacht
wird. „Einfach nur Mensch sein“
bedeutet, dass Strukturen von Un-
terdrückung unsichtbar gemacht
werden. Denn jede Unterdrü-
ckung – sei es Sexismus, Rassis-
mus, Antisemitismus – lebt da-
von, dass sie für die Nichtbetroffe-
nen unsichtbar ist. Wenn wir wirk-
lich das Ziel haben, dass es egal
sein soll, wie man geboren wird
– dann müssen wir den Finger in
diese Wunde legen, und wir müs-
sen benennen, wer allein auf-
grund seiner Geburt um seinen
Platz in der Welt kämpfen muss
und wer nicht.
Denn sie ist nicht ausgestorben,

diese Überzeugung, dass es Men-
schen gibt, deren Würde mehr
wert ist. Dass es Menschen gibt,
die in dieser Gesellschaft mehr
Platz haben als andere. Und es ist
eine Aufgabe der Solidarität, Seite
an Seite mit allen Minderheiten-
gruppen dafür zu kämpfen, wofür
die Verfassung dieses Landes steht
und was bislang immer eine Uto-
pie geblieben ist – nämlich die
Selbstverständlichkeit unserer Ko-
existenz. Ich sehe es nicht ein, uns
darin gegeneinander ausspielen zu
lassen!
Das ist für mich jüdisches Leben

in Deutschland: ambivalent, vol-
ler Gemeinschaft und Solidarität
und Angst und Frustration. Juden

sind eine Religionsgemeinschaft,
aber wir sind auch eine Volksge-
meinschaft – in anderem Sinne,
als man im deutschen Sprachge-
brauch „völkisch“ verwendet. Der
wichtigste Unterschied ist, dass
sich das Jüdische Volk nicht als
ethnisch-rassische, sondern als
Schicksalsgemeinschaft versteht.
Das ist vielleicht der rätselhafteste
Teil für nichtjüdische Zuhörerin-
nen und Zuhörer. Weil es schwer
ist, zu erklären, was das gemeinsa-
me Schicksal aller dieser verschie-
denen Menschen ist, die verschie-
dene Länder bewohnen, deren Ge-
schichten und Einstellungen ver-
schieden sind.
Aber hier ist ein verbindendes

Element: Wir gedenken der Sho-
ah, und wir haben jetzt noch das
Glück, denen zuhören zu dürfen,
die sie überlebt haben. Aber dies
ist die letzte Generation, die das
noch kann. Wir, die Nachkom-
men, stehen jetzt der Tatsache ge-
genüber, dass mehr und mehr Au-
genzeugen von uns gehen. Und
dass wir das Gedenken dennoch
irgendwie weitertragen und leben-
dig halten müssen.
Wir müssen Antworten finden

auf jene, die fragen: „Warum müs-
sen wir dieses alte Zeug aufrol-
len?“ Wir sind jene, die alle aus
der Vergangenheit gezogenen Leh-
ren in eine Zukunft überführen
müssen. Wir müssen einen Weg
finden, das Gedenken der Shoah
weiterzutragen, ohne uns selbst zu
einem lebendigen Mahnmal zu re-
duzieren. Wir sind diejenigen, die
unter den Portraits unserer Groß-
eltern und Urgroßeltern eine neue
Gesellschaft bauen müssen. Eine,
in der vielleicht, irgendwann, eine
jüdische Kultur gelebt werden
kann und mit einer schlichten
Selbstverständlichkeit behandelt
wird.
Und dann können wir tatsäch-

lich einfach nur Menschen sein.

(Anhaltender Beifall – Die Anwesenden

erheben sich)
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Rabbiner Elias Dray (rechts) spricht mit Rabbiner Shaul Nekrich vor der Gedenkstunde anlässlich
des Gedenktages für die Opfer des Nationalsozialismus. © dpa / Michael Kappeler
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Peter Altmaier, CDU, Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Wir werden Herausforderungen
zu bestehen haben

Peter Altmaier (*1958)
Bundesminister

Ein Jahr nach Beginn der
Pandemie präsentiert sich
die deutsche Wirtschaft in

einer robusten, ja für manche
überraschend robusten Verfassung
und mit Mut zur Zukunft. Die Re-
zession im letzten Jahr war stark,
die zweitstärkste in der Nach-
kriegsgeschichte. Aber sie war we-
niger stark, als von fast allen be-
fürchtet.
Der Aufschwung hat im Som-

mer früher eingesetzt als erhofft.
Trotz des Rückschlags bei der Pan-
demiebekämpfung geht dieser
Aufschwung weiter. Und er wird
auch in diesem Jahr mit einem
Wachstum von 3 Prozent weiter-
gehen. Im nächsten Jahr wird die
deutsche Wirtschaft nach allem,
was wir wissen, ihre alte Vorpan-
demiestärke wieder erreicht ha-
ben.
Dennoch: 50 000

Tote seit Beginn der
Pandemie, Hundert-
tausende Erkrankte,
Menschen, die ihr
Liebstes verloren ha-
ben. Und: Unterneh-
merinnen und Un-
ternehmer, die sich
Sorgen machen um
den Fortbestand ih-
rer Lebensleistung,
ihres Unternehmens, und Millio-
nen von Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern, die sich Sorgen
machen, ob ihre Arbeitsplätze
auch in Zukunft sicher sind, sie al-
le arbeiten gemeinsam – ohne
Ideologie, ohne gegenseitige
Schuldzuweisungen, ohne den
Versuch, andere in schlechtes Licht
zu rücken – daran, dass wir die
größte Herausforderung, die größ-
te Bewährungsprobe seit Wieder-
aufbau und Wiedervereinigung

bestehen.
Nicht nur staatliche Hilfen,

nicht nur die Umstände und die
Erfolge in der Pandemiebekämp-
fung, sondern eben auch der Ein-
satz der Einzelnen ist ganz ent-
scheidend. Viele waren bereit, für
die Überwindung dieser Krise
auch ihre Ersparnisse einzusetzen,
ihre Rücklagen, und in manchen
Fällen sogar die mühsam aufge-
baute Altersversorgung anzutas-
ten.
Deshalb können wir heute sa-

gen: Ein Jahr nach der Pandemie
ist die Substanz der deutschen
Wirtschaft intakt. Ein Jahr nach
der Pandemie hat es weniger Un-
ternehmenszusammenbrüche ge-
geben als im Jahr davor. Ein Jahr
nach Beginn der Pandemie hat
Deutschland immer noch mehr
sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigungsverhältnisse als zu
praktisch jedem anderen Zeit-
punkt in seiner Geschichte. Dafür
möchte ich im Namen der Bun-
desregierung, auch ganz persön-
lich als Wirtschaftsminister, all de-
nen, die daran mitgewirkt haben,
ein großes Dankeschön ausspre-
chen. Ich darf Ihnen versichern:
Wir werden alles tun, damit Sie,
sobald es vertretbar ist, Ihre nor-
male Tätigkeit wieder aufnehmen
können.
Meine sehr verehrten Damen

und Herren, zur Ehrlichkeit gehört
auch – ich sage dies ohne jede

Schuldzuweisung -
, dass wir deshalb
so lange mit den
Schließungen be-
schäftigt sind
– dabei geht es um
die betroffenen
Unternehmerin-
nen und Unter-
nehmer, die doch
alles getan haben,
um Hygienekon-

zepte zu erarbeiten, sie umzuset-
zen, ihre Unternehmen so zu ver-
ändern, dass sie Menschen bedie-
nen und Umsätze machen kön-
nen, ohne aus ihrer Sicht Infekti-
onsrisiken zu vergrößern – und
wir deshalb so lange schon, den
dritten Monat, im Lockdown sind,
weil es in vielen Fällen auch nicht
möglich war, gemeinsam mit den
Verantwortlichen in Bund und
Ländern die notwendigen Maß-
nahmen zu einem frühen Zeit-

punkt zu ergreifen.
Ich habe als Wirtschaftsminister

immer gesagt: Die Pandemie ist
zum einen eine gesundheitliche
Herausforderung und Bedrohung.
Zum anderen ist sie die größte Be-
drohung für das Funktionieren
der Wirtschaft überhaupt. Und
deshalb ist die Frage der Pande-
miebekämpfung keine Frage, die
gegen die wirtschaftlichen Interes-
sen gestellt werden kann. Es ist ei-
ne gemeinsame Aufgabe. Je
schneller wir die Zahl der Infek-
tionen auf ein vertretbares Maß
zurückbringen, je mehr es uns ge-
lingt, die Ausbreitung der Virus-
mutationen zu verhindern, je
schneller es möglich ist, die Zahl
der Toten zu reduzieren, desto
eher kann die Wirtschaft ihr volles
Potenzial wieder entfalten.
Deshalb, meine Damen und

Herren, müssen wir helfen. Ich
bin, so wie die meisten meiner
Vorgänger in diesem Amt, ein
überzeugter Anhänger der Markt-
wirtschaft, der sozialen Marktwirt-
schaft. Ich bin kein Freund staatli-
cher Interventionen durch Trans-
ferleistungen, wo immer es geht.
Aber wenn ein Unternehmen, das
im Jahre 2019 Umsätze und Ge-
winne gemacht hat, in den Jahren
2020 und 2021 aufgrund der Pan-
demie vor einem Umsatzrückgang
von 70, 80, 90 Prozent steht, dann
war dieser Unternehmer kein
schlechter Unternehmer, dann war
sein Unternehmen nicht erfolglos,
sondern es war das Virus, das die
Gesetze der Marktwirtschaft außer
Kraft gesetzt hat. Deshalb ist es
selbstverständlich, dass wir helfen
und dass wir dafür sorgen, dass
diese Unternehmen auch in Zu-
kunft eine Überlebenschance in
Deutschland haben.
Wir haben, meine Damen und

Herren, seit Beginn der Pandemie
Wirtschaftshilfen von knapp 80
Milliarden Euro bewilligt und aus-
gezahlt: die Soforthilfen in der
Größenordnung von 13 Milliar-
den Euro im April und Mai letzten
Jahres, Milliarden an Krediten
über die KfW, Schnellkredite bis
zu 800 000 Euro gerade für die
Mittelständler, Exportkreditgaran-
tien in Milliardenhöhe, Steuer-
stundungen, Aussetzung der Insol-
venzantragspflicht sowie Überbrü-
ckungshilfen seit Juni letzten Jah-
res bis zum Juni dieses Jahres, um

denen zu helfen, die ihre Fixkos-
ten eben nicht reduzieren können
und trotzdem ihre Unternehmen
erhalten wollen.
Ja, als der zweite Lockdown im

November notwendig wurde, ha-
ben wir den Unternehmen, die
wir schließen mussten, mit der
Novemberhilfe und der Dezem-
berhilfe eine Umsatzerstattung im
Vergleich zum Umsatz des letzten
Jahres angeboten. Das hat es bis-
her in der Bundesrepublik
Deutschland noch nicht gegeben.
Ich bedanke mich beim Deut-
schen Bundestag ganz herzlich für
die bewilligten Mittel.
Ja, meine Damen und Herren,

ich kann verstehen, wenn Gastro-
nomen, Hoteliers,
Inhaber von Ge-
schäften oder von
Unternehmen mit
körpernaher Dienst-
leistung, wenn Kul-
turschaffende darauf
warten, dass diese
Hilfen endlich aus-
gezahlt werden. Wir
haben von der No-
vember- und De-
zemberhilfe, die in einem Umfang
von über 7 Milliarden Euro bean-
tragt worden sind, rund die Hälfte
ausgezahlt. Das ist ein Trost für all
diejenigen, die ihre Abschlagszah-
lungen und auch ihre endgültigen
Bescheide bekommen haben.
Aber es ist überhaupt gar kein
Trost für denjenigen, der seit No-
vember immer noch darauf war-
tet, dass dies geschieht.
Deshalb verstehe ich die Unzu-

friedenheit der Betroffenen. Aber
ich habe wenig Verständnis dafür,
wenn dann versucht wird, mit den
Problemen, die damit verbunden
sind und verbunden sein müssen,
Wahlkampfzwecke zu verfolgen
und politisches Kapital daraus zu
schlagen.
Meine sehr verehrten Damen

und Herren, ich bin gestern mehr-
fach gefragt worden, wieso ich
nicht garantieren konnte, dass die
Novemberhilfe bereits vor Ende
November vollständig ausgezahlt
ist. Das hat unter anderem auch
damit zu tun, dass wir auf Wunsch
der Betroffenen die Antragsfristen
für die Novemberhilfe bis zum 30.
April verlängert haben; denn viele
Steuerberater und viele Selbststän-
dige und Mittelständler haben uns
darum gebeten, weil sie ihre An-
tragsunterlagen nicht am ersten
Tag der Antragsfrist einreichen
konnten.
Wir haben mit dem Prinzip der

Abschlagszahlung und dadurch,
dass wir für die Länder und ge-
meinsam mit den Ländern eine
digitale Plattform eingerichtet ha-

ben, ermöglicht, dass eine Rekord-
zahl von Hilfen in einer kurzen
Zeit ausgezahlt worden ist. Wir
sind allerdings auch dem Steuer-
zahler verpflichtet. Es werden Hil-
fen gezahlt, etwa im Rahmen der
Überbrückungshilfe, von 1,5 Mil-
lionen Euro im Monat an ein ein-
zelnes Unternehmen. Bei der Um-
satzerstattung sind die Beträge,
um die es geht, noch viel höher.
Deshalb sind wir auch in der Ver-
pflichtung, den Umgang mit die-
sen Hilfen so zu organisieren, dass
wir einer Überprüfung durch den
Bundesrechnungshof standhalten
und dass Missbräuche nach Mög-
lichkeit verhindert werden.
Ich kann allen Betroffenen, die

auf diese Hilfen
warten, von dieser
Stelle aus versi-
chern, dass wir al-
les tun, damit sie
so schnell wie
möglich und so
wirksam wie mög-
lich bei den Men-
schen ankommen.
Ich bedanke mich
beim Deutschen

Bundestag für die Bereitschaft, die
Insolvenzantragsfrist für diejeni-
gen Unternehmen weiter auszu-
setzen, die einen Hilfsantrag ge-
stellt haben. Das ist eine klare
Botschaft: Niemand, der acht oder
vierzehn Tage länger auf seine
Hilfszahlung warten muss, muss
deshalb Insolvenz anmelden.
Wir werden dies gesetzlich in

dieser Woche so regeln, dass klar
ist, dass die Unternehmen ge-
schützt sind. Das ist das Mindeste,
was wir für sie tun können.
Meine sehr verehrten Damen

und Herren, 80 Milliarden Euro
an Hilfen für die Unternehmen,
zusätzlich 23 Milliarden Euro
Kurzarbeitergeld, zusätzlich ein
Konjunkturpaket von 130 Milliar-
den Euro. Und das, was wir in den
nächsten sechs Monaten an No-
vember- und Dezemberhilfe, an
Überbrückungshilfe III bezahlen
werden, wird sich noch einmal
auf bis zu 50 Milliarden Euro
summieren. Dieses Geld konnten
wir auch deshalb in die Hand
nehmen, weil die Finanzminister
der letzten 15 Jahre – sie gehörten
unterschiedlichen Parteien an -,
weil die Mitglieder des Deutschen
Bundestages in den letzten 15 Jah-
ren dafür gesorgt haben, dass un-
sere staatlichen Finanzen solide
und in Ordnung waren, und weil
die Beteiligten in der Wirtschaft,
die Unternehmer und die Arbeit-
nehmer, gemeinsam dafür gesorgt
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Fortsetzung auf nächster Seite

Ich halte Steu-
ererhöhungen in
der Krise oder

unmittelbar nach
der Krise für

keine gute Idee.

Wir haben seit
Beginn der

Pandemie Wirt-
schaftshilfen von
80 Milliarden

Euro ausgezahlt.
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haben, dass unsere Volkswirtschaft
in einer guten Verfassung ist. Des-
halb können wir ihnen etwas von
dem zurückgeben, was sie uns in
der Vergangenheit gegeben haben.
Ja, und ich sage das à titre per-

sonnel, ganz persönlich, als Wirt-
schaftsminister: Ich hätte mir ge-
wünscht, dass wir beim Verlus-
trücktrag vielleicht noch ein biss-
chen mutiger gewesen wären. Aber
manche Fragen werden auch
mehrfach diskutiert. Wenn wir
nicht alles erreichen, bei der Büro-
kratieentlastung und in anderen
Fragen, was uns vorgenommen
haben, dann ist das kein Grund,
die Dinge schlechtzureden, son-
dern ein Ansporn, uns dafür ein-
zusetzen.
Meine sehr verehrten Damen

und Herren, ja, wenn wir die un-
mittelbaren Pandemiefolgen über-
wunden haben, dann müssen wir
uns darauf konzentrieren, dass un-
sere Wirtschaft auch in der Zu-
kunft sicher und stark sein kann,
dass wir in einem internationalen
Umfeld, das rauer geworden ist,
mit mehr Wettbewerb und mit
mehr Wettbewerbern, mit einem
enormen technischen disruptiven
Innovationspotenzial, das wir je-
den Tag im Bereich der Digitalisie-

rung, im Bereich der Biotechnolo-
gien und in vielen anderen Berei-
chen sehen, weiterhin mithalten
können, wie in den letzten Jahren.
Wir brauchen Entlastung bei der

Bürokratie. Ich halte ganz persön-
lich Steuererhöhungen in der Kri-
se oder unmittelbar nach der Krise
für keine gute Idee.
Ich glaube, dass wir
das, was wir inves-
tieren können, so
ansetzen und an-
wenden müssen,
dass es dazu bei-
trägt, dass Innovati-
on möglich wird.
Deshalb investieren
wir – ich bedanke
mich beim Bundes-
finanzminister für die Unterstüt-
zung – in digitale Abschreibung
und in digitale Innovationen von
mittelständischen Unternehmen;
die Programme sind vielfach über-
zeichnet. Wir haben einen Zu-
kunftsfonds von 10 Milliarden
Euro aufgelegt. Ich bedanke mich
bei der Fraktion ganz herzlich für
die Unterstützung.
Wir haben mit dem Projekt

Gaia-X die Voraussetzungen für ei-
ne souveräne europäische Daten-
infrastruktur geschaffen. Die Elek-

tromobilität und alternative An-
triebe – Wasserstoff, synthetisches
Benzin und viele andere – kom-
men richtig in Schwung. Deshalb
werden wir nicht nur in die Lade-
säuleninfrastruktur investieren,
sondern wir werden auch dafür
sorgen, dass die Menschen in

Deutschland auch
einen Anteil an der
neuen Wertschöp-
fung der Elektromo-
bilität haben.
Vorgestern hat die

Europäische Kom-
mission ein neues
Projekt im gemein-
samen europäi-
schen Interesse un-
ter deutscher Füh-

rung gebilligt und akzeptiert. Es
geht darum, Zehntausende von
Arbeitsplätzen in Europa zu schaf-
fen, viele davon in Deutschland
– mit der Produktion der mo-
dernsten, nachhaltigsten und leis-
tungsfähigsten Elektrobatterien,
die es weltweit gibt.
Wir sind das Land der Ingenieu-

re. Wir sind das Land, wo Elektro-
akkumulatoren vor über 120 Jah-
ren erfunden und eingeführt wor-
den sind. Und wir möchten beim
Bau der modernsten, der nachhal-

tigsten, der besten, der umwelt-
und klimafreundlichsten Autos
vorne mit dabei sein. Wir wollen
einen Beitrag dazu leisten, dass
Deutschland auch in Zukunft das
Land der Mobilität und der Auto-
mobilität bleibt.
Meine sehr verehrten Damen

und Herren, wir werden einige
Herausforderungen zu bestehen
haben im Hinblick auf freien
Welthandel, im Hinblick auf den
Kampf gegen Subventionen und
Protektionismus. Wir werden da-
für sorgen müssen, dass die deut-
sche Volkswirtschaft genügend
Fachkräfte zur Verfügung hat. Aber
all dies ist möglich, wenn wir uns
inspirieren lassen von der Leistung
derjenigen, die sich der Corona-
pandemie entgegengestemmt ha-
ben, die dafür gesorgt haben, dass
die Lieferketten nicht zusammen-
gebrochen sind und dass die Un-
ternehmen eine Chance für die
Zukunft haben.
Wenn wir gemeinsam Pläne ent-

wickeln, wie wir Klimaschutz und
Wirtschaftswachstum zu einer
mächtigen Synergie machen kön-
nen, wenn wir gemeinsam imstan-
de sind, dafür zu sorgen, dass die
deutsche Volkswirtschaft eben
nicht nur in den Bereichen, wo sie

immer schon stark war, sondern
auch in den Bereichen, die die Zu-
kunft bestimmen werden, Fuß
fasst und ganz vorne mit dabei ist,
dann ist mir für die weitere Ent-
wicklung unserer Wirtschaftskraft
nicht bange.
Wir können uns vieles erlauben,

solange wir über eine funktionie-
rende soziale Marktwirtschaft und
eine erfolgreiche florierende
Volkswirtschaft verfügen. Wir kön-
nen uns vieles leisten im Umwelt-
schutz, in der Bildungspolitik, in
der Gesundheitspolitik, in der In-
frastruktur, solange wir die not-
wendigen Einnahmen erwirtschaf-
ten. Und das geht nur mit einer
guten Wirtschaft. Diese Erkenntnis
hat sich in der Pandemie herum-
gesprochen. Und sie gehört zu
den wenigen positiven Nebener-
scheinungen einer der größten
Herausforderungen unseres Lan-
des. Aber es ist eine gute Aus-
gangsbasis dafür, dass wir auch im
nächsten Jahr positiv über den
Stand der deutschen Wirtschaft
und über ihre Zukunftsaussichten
werden sprechen können.
Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der

SPD)

Leif-Erik Holm, AfD:

Lassen wir die Wirtschaft im
Land endlich wieder arbeiten

Leif-Erik Holm (*1970)
Landesliste Mecklenburg-Vorpommern

Herr Minister, Sie sprechen
von einer Wirtschaft in
robustem Zustand. Das

ist ja wohl wirklich ein Witz. Ich
schätze, Tausende haben da drau-
ßen jetzt mit dem Kopf geschüt-
telt, die um ihre Jobs, um ihre Un-
ternehmen bangen. Das ist weiß
Gott nicht robust.
Robust ist offensichtlich allein

der Wille der Bundeskanzlerin,
diesen Lockdown ewig weiterzu-
treiben. Frau Bundeskanzlerin, Sie
haben wohl gesagt, wir müssen
noch strenger werden. Das macht
den Menschen da draußen Angst,
die um ihre Jobs fürchten. Und
wir sagen dazu: Nein, wir halten

das wirtschaftlich auf Dauer nicht
durch. Deutschland braucht end-
lich eine neue Strategie.
Wir müssen unsere Senioren,

insbesondere die in den Heimen,
endlich konsequent schützen,
aber unsere Unternehmen müssen
wieder arbeiten dürfen!
Wer soll denn bitte schön den

Staat finanzieren, wenn keiner
mehr etwas erwirtschaftet? Ich er-
lebe es in meinem Wahlkreis an
der Ostsee. Viele Touristiker fra-
gen: Wann können wir denn end-
lich wieder Urlauber empfangen?
Die Einzelhändler fragen: Wann
können wir endlich unsere Läden
aufmachen? – Es macht mürbe
auf die Dauer. Die Wirtschaft
braucht endlich eine verlässliche
und schnelle Öffnungsperspekti-
ve. Herr Altmaier, Sie haben ge-
sagt: Wir werden alles tun, damit
kein Arbeitsplatz verloren geht
und kein gesundes Unternehmen
wegen Corona schließen muss.
Das war natürlich ein hehres Ziel,
aber Sie sind krachend gescheitert.
Die Zahlen sind deutlich: Im letz-
ten Jahr haben wir im Schnitt eine
halbe Million mehr Arbeitslose
gehabt. Das Ifo-Institut schätzt,
dass sich bis zu 750 000 Unter-
nehmen in existenzieller Not be-

finden.
Es knirscht also immer lauter

im Gebälk, und das können wir
nicht auf Dauer mit immer neuen
Überbrückungshilfen übertün-
chen. Dagegen hilft schon gar
nicht, einfach nach Vogel-Strauß-
Methode die Insolvenzantrags-
pflicht immer weiter auszusetzen.
Ich kann es ja verstehen, dass sie
sich über die nächste Wahl retten
wollen, aber Sie schaden damit
unserer Volkswirtschaft. Sie scha-
den damit unseren noch einiger-
maßen gesunden Unternehmen.
Es war diese Bundesregierung,

Herr Altmaier, die es nicht ge-
schafft hat, gerade den kleinen
Unternehmen mit den November-
und Dezemberhilfen wirklich
schnell unter die Arme zu greifen.
Das liegt im Wesentlichen wohl
nicht in Ihrem Ressort, das kann
man sagen, aber es ist Ihre Bun-
desregierung, die das getan hat.
Am Anfang der Pandemie kann
man sich Softwareprobleme noch
vorstellen, aber wenn da nach ei-
nem Dreivierteljahr immer noch
nichts klappt, dann grenzt das an
Totalversagen.
Und wo sind die begleitenden

strukturellen Verbesserungen, die
Sie hätten treffen können, die jetzt

wirklich sinnvoll wären? Wir ha-
ben das gefordert. Warum lassen
wir die gesenkte Mehrwertsteuer
nicht da, wo sie im letzten halben
Jahr war? Das war ja ein richtiger
Schritt. Warum konnten wir das
nicht weiterlaufen lassen? Warum
haben wir die Stromsteuer nicht
längst aufs Minimum gesenkt?
Warum haben wir die steuerlichen
Verlustrückträge nicht deutlich
ausgeweitet? Das alles hätte kom-
men müssen, und Ihre Bundesre-
gierung hat es nicht geschafft.
Stattdessen streiten Sie über

Steuererhöhungen. Aber so groß
scheint der Streit gar nicht zu sein:
Zum 1. Januar dieses Jahres haben
Sie die Spritsteuern erhöht und
die Mehrwertsteuer wieder ange-
hoben. Also, da scheint der Streit
wirklich nicht groß zu sein.
Allein der Gedanke an Steuerer-

höhungen in dieser Zeit ist ein Af-
front gegenüber den ohnehin

schon gebeutelten Bürgern.
Meine Damen und Herren, der

ewige Lockdown ruiniert unser
Land. Soloselbstständige, Einzel-
händler, Gastronomen, Hoteliers
– sie alle wollen endlich wieder
ranklotzen dürfen. Wir müssen
jetzt dazu kommen, dass dieser
Lockdown endlich ein Ende hat!
Schützen wir unsere Senioren in
den Heimen, aber lassen wir die
Wirtschaft und unsere Menschen
im Land endlich wieder arbeiten.
Danke schön.

(Beifall bei der AfD – Britta Haßelmann

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wie

würden Sie es denn machen?

– Gegenruf von der AfD: Hat er doch

gesagt! Haben Sie nicht zugehört?

– Gegenruf der Abg. Britta Haßelmann

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich

versuche, etwas rauszuhören! – Jan

Korte (DIE LINKE): Arbeitsverweigerung

ist das!)
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Ich bedanke mich
beim Deutschen
Bundestag ganz
herzlich für die
bewilligten

Mittel.

Straßenbau ist auch in der Corona-Krise weiter gefragt. © picture-alliance
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Bernd Westphal, SPD:

Wir finden die richtigen Ansätze
im Jahreswirtschaftsbericht

Bernd Westphal (*1960)
Wahlkreis Hildesheim

Die heutige Debatte zum
Jahreswirtschaftsbericht
findet in einem ganz an-

deren Umfeld statt als in den Jah-
ren zuvor. Die Coronapandemie,
der Klimawandel, der zunehmen-
de Wettbewerb durch Globalisie-
rung, aber auch die demografische
Entwicklung machen besondere
Politik und besondere Konzepte
notwendig. Diese Themen sind
herausfordernd, und deshalb wer-
den wir alles daransetzen, Lösun-
gen zu finden. Es ist deshalb heute
eine Beratung nicht nur zum Jah-
reswirtschaftsbericht, sondern

auch über den Zustand, über die
Perspektiven und Erwartungen an
Wirtschaft, Gesellschaft und Poli-
tik. Die heutige Generation ver-
fügt über Können, über Möglich-
keiten und Chancen wie keine Ge-
neration zuvor. Wissen, Technolo-
gie, Innovation, Bildung und For-
schung eröffnen uns enorme Per-
spektiven für eine verantwortungs-
volle Politik.
Wir besitzen die politische Kraft

und die wirtschaftliche Stärke, ge-
meinsam in Europa und in inter-
nationaler Zusammenarbeit dafür
zu sorgen, dass ein Leben in Wür-
de gelingt, dass Arbeit zufrieden
und nicht krank macht, dass kli-
maneutrales Wirtschaften möglich
und eine solidarische Gesellschaft
realisierbar sind. Die SPD hat wie
keine andere Partei in über 150
Jahren ihrer Geschichte und mit
ihren Erfahrungen die Organisati-
on von Veränderungen sehr er-
folgreich bewältigt. Die Notwen-
digkeit für den tiefgreifenden
Wandel ist für uns keine neue Er-
kenntnis. Als Sozialdemokratin-
nen und Sozialdemokraten haben
wir den Menschen Sicherheit im
Wandel versprochen. Aber die Zei-

ten ändern sich. Und heute wissen
wir genau, dass ohne einen Wan-
del in der Politik und in Wirt-
schaft und Gesellschaft und in der
Art, wie wir unseren Konsum or-
ganisieren, die Zukunft nicht ge-
staltbar ist. Wir wissen heute ge-
nau, dass es nur eine sichere Per-
spektive für Arbeits-
plätze und für Wirt-
schaft gibt, wenn sie
mit dem Klima ver-
träglich organisiert
wird, und daran
müssen wir arbei-
ten, meine Damen
und Herren.
Deshalb sagen wir

nicht „Sicherheit im
Wandel“, sondern
„Sicherheit durch Wandel“, und
das wird die Aufgabe der 2020er-
Jahre sein. Kern der sozialen und
ökologischen Modernisierung der
Wirtschaft sind der Erhalt und der
Ausbau von sozialer Gerechtigkeit,
auch von Mitbestimmung, von Ta-
rifbindung, von Teilhabe, von gu-
ter Arbeit, Schutz des Klimas und
der Umwelt und natürlich auch
Stärkung eines innovationsfreund-
lichen Umfeldes und des gesell-

schaftlichen Zusammenhalts.
Der diesjährige Jahreswirt-

schaftsbericht ist ein Beweis für
den wirklich agilen Zustand unse-
rer Wirtschaft. Die Situation kann
auch mit den Reden der AfD nicht
schlechtgemacht werden. Ich
weiß, dass Sie ein Interesse an
schlechten Zuständen haben. Wir
hingegen haben ein Interesse an
guten Zuständen, und deshalb ist
unsere Politik eine andere als die
von Ihnen vorgetragene.
Wichtig waren natürlich auch

die Hilfsprogramme, die zur Un-
terstützung der Wirtschaft auf den
Weg gebracht worden sind. Es war

Olaf Scholz, der
mit seiner Erfah-
rung und seiner
Kompetenz die
richtigen Instru-
mente für die Wirt-
schaft entwickelt
hat. Es war Huber-
tus Heil als Ar-
beitsminister, der
mit dem Kurzar-
beitergeld genau

das richtige Instrument auf den
Weg gebracht hat, um den Arbeits-
markt zu stabilisieren und die
Menschen im Job zu halten. Das
war das Ziel, und darum haben
wir das gemacht.
Spätestens jetzt wird doch allen

klar, dass das zweiten Seiten einer
Medaille sind: auf der einen Seite
ein starker, handlungsfähiger Staat
und auf der anderen Seite die
Wirtschaft. Genau diese Koopera-

tion, dieses gegenseitige Vertrauen
ineinander hat dafür gesorgt, dass
wir mit der Wirtschaft heute so
dastehen.
Wir finden die richtigen Ansätze

im Jahreswirtschaftsbericht. Ich
freue mich, dass auch die globalen
Nachhaltigkeitsziele darin er-
wähnt worden sind. Genau aus
diesem Grund bin ich Mitglied im
Parlamentarischen Beirat für
nachhaltige Entwicklung: weil wir
die Verknüpfungen in der Politik
organisieren. Jetzt sind weitere In-
vestitionen in Infrastruktur, in Bil-
dung, in klimaneutrale Antriebe
und Kraftstoffe, aber auch in den
zügigen Ausbau der erneuerbaren
Energien und den Hochlauf der
Wasserwirtschaft zu organisieren.
Das wird die Industrie in Deutsch-
land halten, genau das wird unse-
ren Wirtschaftsstandort stabilisie-
ren.
Also: Für uns als SPD ist klar,

dass wir an den Coronaprogram-
men für die Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer, für die Familie
und die Wirtschaft so lange fest-
halten werden, wie es notwendig
ist. Sie können sich darauf verlas-
sen, dass für die Menschen in die-
sem Land die SPD der Partner ist,
der sie aus der Krise herausführt.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)
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Christian Lindner, FDP:

Die Angebotsbedingungen
für die Wirtschaft verbessern

Christian Lindner (*1979)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Am letzten Dienstag ist ein
Streitgespräch zwischen
Minister Altmaier und mir

im „Handelsblatt“ erschienen,
und in dieser Begegnung hat Herr
Altmaier einmal mehr sein wirt-
schaftspolitisches Wirken und die
Wirksamkeit der Hilfen der Bun-
desregierung gelobt. Die Leserin-
nen und Leser mussten nur ein
paar Seiten weiterblättern, und da

lasen sie den dringenden Appell
des Unternehmers Thomas Alt-
hoff, der sich um sein Lebenswerk
betrogen fühlt, weil Hilfen nicht
fließen.
Gestern stellt Peter Altmaier den

Jahreswirtschaftsbericht vor, und
zeitgleich meldet sich Herr Jerger,
der Geschäftsführer des Bundes-
verbandes mittel-
ständische Wirt-
schaft, zu Wort und
spricht davon, diese
Bundesregierung be-
finde sich in einem
konjunkturpoliti-
schen Winterschlaf.
Heute stellt sich Pe-
ter Altmaier hierhin
und spricht von ei-
nem robusten
Wachstum, und heute lesen wir in
den Zeitungen vom baden-würt-
tembergischen Unternehmer Ro-
land Mack, bei dem gar nichts an
Hilfen angekommen ist und der
gar keine Möglichkeiten hat, Hil-

fen in Anspruch zu nehmen. Herr
Kollege Altmaier, die Wahrneh-
mung, die Sie haben, und die Rea-
lität im Land klaffen immer weiter
auseinander. Diese Schere sollten
Sie schließen.
Nun sprechen Sie hier tatsäch-

lich von einer robusten Wachs-
tumsperspektive, gar von einem

Aufschwung. Herr
Altmaier, das mag
technisch natürlich
stimmen, weil wir
bestimmte Bran-
chen haben, die
enorme Marktan-
teile gewinnen
– ich denke an den
Onlinehandel -,
aber die Kehrseite
werden wir mögli-

cherweise in einigen Monaten in
unseren Innenstädten beobachten
können. Wir haben viele Unter-
nehmen, die sich fragen, ob sie
überhaupt noch eine Fortset-
zungsperspektive haben; denn die

von Ihnen gerade gerühmte Auf-
hebung der Insolvenzantrags-
pflicht, das Kurzarbeitergeld, das
Hoffen auf Hilfen hält diese Un-
ternehmen noch in einer Schwe-
belage. Aber die verdeckten Risi-
ken in der Deutschlandbilanz wer-
den von Tag zu Tag größer. Des-
halb ist jetzt entschlossenes Han-
deln erforderlich. Dazu haben wir
Ihnen in den vergangenen Mona-
ten wiederholt Vorschläge ge-
macht: unser Kollege Christian
Dürr, glaube ich, schon im April
des vergangenen Jahres mit der
dringenden Mahnung, den steuer-
lichen Verlustrücktrag möglich zu
machen, das heißt, die Verluste
des Jahres 2020 oder 2021 mit der
Steuerschuld der Vorjahre zu ver-
rechnen. Herr Altmaier, Sie haben
diese Idee heute für sich mit rekla-
miert und verweisen dann auf die
SPD. Man muss also doch öffent-
lich fragen: Was hält die Sozialde-
mokratie ab, dieses Instrument
einzusetzen? Es bedeutet eine
schnelle Liquiditätshilfe für die
gesamte Wirtschaft, ohne dass
dem Staat irgendeine Einnahme
entgeht; denn ansonsten würden
die Verluste in die Zukunft getra-
gen.
Der einzige Unterschied ist: Es

würde in Zukunft noch Betriebe
geben und nicht viel mehr Pleiten.

Mein Kollege Michael Theurer
hat bei so vielen Gelegenheiten
über Ihre Überbrückungshilfen ge-
sprochen. Die Überbrückungshilfe
III, die dem Handel im Dezember
helfen sollte, kann man heute, im
Januar, noch nicht beantragen,
Herr Altmaier. Trotzdem erwäh-
nen Sie sie hier. Also müssen wir
doch hier über andere Instrumen-
te nachdenken. Kollege Theurer
hat gestern noch vorgeschlagen,
mindestens auch rückwirkend zu
ermöglichen, sich nicht an Um-
satz und Fixkoste
n usw. zu orientieren, sondern
– ganz einfach – das Betriebser-
gebnis der Vorjahre zur Grundlage
zu machen und dann Hilfe unbü-
rokratisch und schnell auszuzah-
len.
Mein Kollege Johannes Vogel

hat so oft über Soloselbstständige
gesprochen, die diese Bundesre-
gierung auf die Hartz IV-Behörde
verweist, statt einen Unternehmer-
lohn auszuzahlen, der im Übrigen
nicht nur eine Frage der wirt-
schaftlichen Sicherung, sondern
auch des Respekts wäre.
All das finden wir bei Ihnen ge-

genwärtignicht. Heute Morgen le-
se ich in den Tickern, dass Minis-
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Fortsetzung auf nächster Seite

Die Notwendig-
keit für den tief-

greifenden
Wandel ist für
uns keine neue
Erkenntnis.

Es würde
in Zukunft noch
Betriebe geben

und nicht
viel mehr
Pleiten.
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ter Jens Spahn jetzt offen ist für ei-
nen Impfgipfel. Wir haben hier im
Haus schon länger vorgeschlagen,
mit allen Beteiligten an einen
Tisch zu kommen und zu schau-
en, was noch zu retten ist; gestern
auch Herr Woidke, der SPD-Minis-
terpräsident von Brandenburg,
heute die Umkehr bei Herrn
Spahn. Offensichtlich sind viele
Erwartungen, die geäußert worden
sind, nicht so eingetroffen.
Es hieß zum Beispiel wochen-

lang: Nein, kein anderes pharma-
zeutisches Unternehmen kann Bi-
oNTech-Impfstoffe produzieren.
– Genau das macht nun Sanofi. Es
macht also Sinn, mit der Branche,
übrigens auch mit dem niederge-
lassenen Bereich, mit den Land-
kreisen zusammenzukommen
und zu schauen, wie schneller
geimpft werden kann.
Gut, dass es diese Wende bei

Herrn Spahn gibt. Herr Altmaier,
Herr Scholz, wir würden Sie aber
nicht auf Urheberrechtsschutz ver-
klagen, wenn Sie in der Wirt-
schafts- und Finanzpolitik auch
andere Ideen von uns aufnehmen
würden.

Vor allen Dingen – das ist ja
klar – brauchen wir eine Perspek-
tive auf Öffnung. Schleswig-Hol-
stein hat nun einen Vorschlag für
einen Perspektivplan gemacht, der
nach einer klaren
Wenn-dann-Regel
die Öffnung von
Kitas und Schulen,
dann auch von
Handel und Gas-
tronomie ermög-
licht. Ich verhehle
nicht: Ich glaube,
dass man mit in-
novativen Maß-
nahmen wie Luft-
reinigern und dem Einsatz der
Bundeswehr und von Freiwilligen
noch ambitionierter vorgehen
könnte als die Koalition in Kiel.
Aber – auch an Sie, Frau Bundes-
kanzlerin, gerichtet -: Wenn sich
eine Koalition von CDU/CSU,
Grünen und FDP mit allen Kom-
promissen auf einen Perspektiv-
plan verständigt, dann ist das rich-
tungsweisend für die ganze Repu-
blik und sollte es auch für Ihr
Handeln im Bund sein.
Und nun schauen wir nach vor-

ne: Wie kommen wir aus der Si-
tuation heraus? Es gibt Vorschläge
aus der Union, die Schuldenbrem-
se zu modifizieren, also: höhere
Schulden mit der Union. Aus der

SPD gibt es den Vor-
schlag, die Steuern
zu erhöhen und auf
ein Konjunkturpro-
gramm zu setzen.
Die Grünen ha-

ben sich mit ihrem
Grundsatzpro-
gramm auf beides
verständigt, also:
höhere Schulden
und höhere Steuern.

Warum versuchen wir es nicht ein-
fach mit einer wachstums- und
wirtschaftsfreundlichen Politik -
ohne höhere Schulden auf Dau-

er, ohne höhere Steuern? Das tut
not. Der Kollege Brinkhaus hat
vor einer Woche völlig zu Recht
gesagt: Im Grunde müsste noch in
diesem Sommer gehandelt wer-
den. – Die Europäische Union un-
terstreicht das, weil sich Deutsch-
land selbst für die Partizipation
am EU-Aufbaufonds noch nicht
qualifiziert hat wegen der Defizite

bei der Digitalisierung im Bereich
Bildung und – höre und staune!
– wegen der zu hohen Steuer- und
Abgabenlast. Also sollten wir hier
ansetzen, und das rasch.
Stattdessen gibt es – damit kom-

me ich zum Schluss – ein buntes
Füllhorn – auch heute wieder
– von unterschiedlichen Investi-
tionen und Maßnahmen, Pro-
grammen und Progrämmchen
hier und dort. Diese Programme
haben einen Mangel: Oft genug
fließt das Geld nicht ab. Aus dem
Konjunkturprogramm, das im ver-
gangenen Jahr mit 10 Milliarden
Euro ausgestattet worden ist, sind
bis dato erst 800 Millionen Euro
abgeflossen. Man kann auch nicht
immer sicher sein, dass man auf
das richtige Pferd setzt. Wir wer-
den ja sehen, was der Zukunftsan-
trieb sein wird. Ist es vielleicht der
batterieelektrische Antrieb – man-
ches spricht dafür -, oder ist es
mindestens teilweise nicht auch
der Verbrennungsmotor mit syn-
thetischem Kraftstoff, von dem in
Baden-Württemberg viele Arbeits-
plätze abhängen, wobei diese
Technologie durch die Euro-

7-Norm erschwert wird? Also:
Man kann es politisch seitens ei-
ner Regierung nicht wissen. Des-
halb wäre es sinnvoll, durch Büro-
kratieabbau, geringere Energiekos-
ten, Entlastung bei den Steuern
die Angebotsbedingungen für die
Wirtschaft zu verbessern, damit
wir als Investitionsstandort attrak-
tiv werden.
Tagesschau.de schreibt gestern

in einem Porträt über den Bundes-
wirtschaftsminister angesichts sei-
ner vielen Subventionen, Pro-
gramme und Progrämmchen, er
sei kein Ludwig Erhard. Lieber
Herr Altmaier, ich weiß nicht, wie
Sie dazu stehen, ob Sie sich selbst
in der Tradition von Ludwig Er-
hard sehen oder nicht; andere tun
es nicht. Eines wissen wir aber: Ei-
nen Ludwig Erhard, der sich um
Standortbedingungen bemüht,
den könnte unser Land heute gut
gebrauchen.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg.

Dr. Bruno Hollnagel (AfD))

Dr. Carsten Linnemann, CDU:

Mit Haushaltskonsolidierung
kann manWachstum schaffen

Carsten Linnemann (*1977)
Wahlkreis Paderborn-Gütersloh

Ich habe mir gestern Abend
einmal die Zeit genommen
und mir den Jahreswirtschafts-

bericht des vergangenen Jahres an-
gesehen.
Wir haben uns fast exakt vor ei-

nem Jahr hier getroffen und ihn
diskutiert. Damals war die Rede
von einer fragilen konjunkturellen
Lage. Danach kam die Dampfwal-
ze namens Corona. Es war ein
exogener Schock, übrigens welt-
weit. Manchmal habe ich den Ein-
druck, wenn der eine oder andere
hier redet, dass das ein deutsches
Problem wäre, dass wir hier ir-
gendetwas gemacht hätten und
deshalb hier jetzt diese Probleme
haben. Das ist ein exogener
Schock – unverschuldet, weltweit
auf uns zugekommen. Wir sind,

verdammt noch mal, alle in der
Verantwortung, das Beste für die-
ses Land zu wollen, damit wir da
wieder herauskommen. Natürlich
konnten wir die Prognosen nicht
halten. Die Arbeitslosenzahlen
sind gestiegen und nicht gesun-
ken, wie vorgesehen. Wir sind da-
mals von 1 Prozent BIP-Wachstum
ausgegangen; jetzt sind es minus 5
Prozent. Aber: Wir haben im letz-
ten Jahr – seit Jahren zum ersten
Mal – die Maastricht-Kriterien ein-
gehalten, und zwar nicht nur die 3
Prozent, sondern auch das wichti-
ge Maastricht-Kriterium – für
mich das wichtigste -, die Schul-
den im Verhältnis zum Sozialpro-
dukt auf unter 60 Prozent zu drü-
cken. Es war die Leistung der Bun-
desregierung in den letzten zehn
Jahren – also nicht nur dieser
Bundesregierung, sondern auch
der letzten und auch der mit Ih-
nen, der FDP -, dass wir gezeigt
haben: Mit Haushaltskonsolidie-
rung kann man gleichzeitig
Wachstum schaffen und dieses
Land in die Zukunft führen. Und
genau da müssen wir wieder hin.
Wenn wir aus dieser Krise erfolg-
reich herauskommen wollen,
brauchen wir Haushaltskonsoli-
dierung, um damit auf den
Wachstumsweg zu gehen. Und zu-
sätzlich brauchen wir neben die-
ser Haushaltskonsolidierung vier

Punkte.
Der erste Punkt sind die Wirt-

schaftshilfen. Ja, auch ich kriege
die Anrufe, lieber Christian Lind-
ner – die kriegen wir alle -, von
den Messebauern, von den Friseu-
ren, von den Einzelhändlern, von
den Restaurantbetreibern, von al-
len: Wo bleibt das
Geld? – Ja. Aber ich
finde es falsch und
auch nicht redlich,
die Schuld aus-
schließlich hier
beim Bund zu se-
hen.
Ich komme selbst

aus Nordrhein-
Westfalen. Ich weiß
selbst, was für eine
Politik Herr Pinkwart als Wirt-
schaftsminister in Nordrhein-
Westfalen macht, übrigens eine-
sehr gute.
Und die Regierung von Armin

Laschet war es übrigens auch, die
in den letzten Wochen gekommen
ist und gesagt hat: Wir müssen die
Programme überarbeiten. – Wenn
der stationäre Einzelhandel nicht
mehr arbeiten kann, dann braucht
er Unterstützung, nämlich dass
wir die Saisonware als Fixkosten
zumindest anteilig anrechnen.
Und dadurch, dass die Nord-

rhein-Westfalen mit richtigen Ar-
gumenten, die die CDU/CSU-

Bundestagsfraktion unterstützt
hat, auf uns zugekommen sind,
mussten wir dieses Programm
überarbeiten, und dadurch zieht
es sich immer weiter hin. Am En-
de des Tages sind natürlich auch
Sie in den Ländern vertreten, auch
die Grünen. Aber ich sage Ihnen
ganz ehrlich: Der Friseur, der Ein-
zelhändler, der Messebauer, der
Veranstalter, der Eventmanager,
der Soloselbstständige, der Kultur-
schaffende interessiert sich nicht
dafür, ob der Bund schuld ist, ob
das Land schuld ist oder was auch
immer, sondern das Geld muss
auf sein Konto. Und deshalb dan-

ke, Peter Altmaier!
Die Hälfte ist aus-
gezahlt, und die
andere Hälfte muss
jetzt in den nächs-
ten Wochen kom-
men.
Der zweite

Punkt. Wir brau-
chen eine bessere
Verlustverrech-
nung. Das Konzept

– da hat Christian Lindner völlig
recht – ist Marktwirtschaft pur,
weil es genau die Unternehmen
trifft, die in den letzten Jahren er-
folgreich waren.
Und wir dürfen den Zusam-

menhang nicht aus den Augen
verlieren. Die Beschäftigten in
Deutschland, der Mittelstand in
Deutschland zahlen Steuern, und
mit diesen Steuern können wir
unsere Infrastruktur, unsere Bil-
dung und vieles mehr finanzieren.
Deshalb müssen wir bei diesem
Punkt weiterkommen. Herr
Scholz, Sie müssen Ihr Veto bei
diesem Punkt aufgeben.

Es ist nicht groß haushaltsrele-
vant, sondern das Geld kommt
durch höhere Steuern zurück.
Der dritte Punkt. Ja, wir brau-

chen eine Perspektive für die Wirt-
schaft. Die Mutation ist da. Völlig
berechtigt ist auch die große Sor-
ge. Trotzdem brauchen wir Pläne,
Stufenpläne, damit die Wirtschaft
weiß, unter welchen Bedingungen,
wenn die Zahlen weiter sinken,
wenn die Situation gut ist, sie
wann öffnen kann.
Vierter Punkt. Wenn wir wirk-

lich durchstarten wollen, dann
müssen wir die richtigen wir Rah-
menbedingungen schaffen. Die
wichtigsten Rahmenbedingungen
sind meines Erachtens die Rah-
menbedingungen in Bezug auf Di-
gitalisierung, um es ganz konkret
zu machen: in Bezug auf Disrupti-
on. Digitalisierung ist in Wahrheit
Disruption. Die Digitalisierung
wird alle alten Geschäftsmodelle
auf den Kopf stellen, mit datenba-
sierten Instrumenten.
Und dafür brauchen wir junge

Menschen mit Gehirnschmalz,
mit Lust auf Zukunft, die sagen,
sie wollen ihre Idee umsetzen, ih-
re Ziele, ihre Projekte, ihre Vision.
Und die müssen die Rahmenbe-
dingungen haben, dass dies funk-
tioniert, beispielsweise durch eine
Gründerschutzzone, indem wir sa-
gen: In den ersten ein, zwei Jahren
müssen sich junge Menschen auf
ihr Geschäftsmodell konzentrie-
ren und nicht auf Bürokratie. Und
wenn wir nach zwei, drei Jahren
sehen, es funktioniert gut, dann
rollen wir das in Deutschland aus.
– Das ist nachhaltige, zukunftsori-
entierte Politik, und darauf müs-
sen wir uns jetzt verständigen. Das
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Die Digitali-
sierung wird
alle alten
Geschäfts-

modelle auf den
Kopf stellen.

Aber die ver-
deckten Risiken
in der Deutsch-

landbilanz
werden von Tag
zu Tag größer.
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Ganze funktioniert nur – und da

schließt sich der Bogen -, indem

wir an der Haushaltskonsolidie-

rung festhalten.

Die CDU/CSU-Bundestagsfrak-

tion steht zu der Schuldenbremse,

weil die Schuldenbremse das

entscheidende Disziplinierungsin-

strument ist, damit auch wir uns

an Regeln halten, damit wir nach-

haltig auch im Lichte dessen, was

die nächsten Generationen noch

brauchen, nämlich Spielräume,

Politik machen können. Und des-

wegen halten wir an der Schul-

denbremse fest.

Das ist übrigens auch im euro-

päischen Kontext wichtig.

Deutschland muss weiter Vorbild

in Sachen Haushaltskonsolidie-

rung bleiben. Europa darf nicht

auf Schulden oder billigem Geld

aufgebaut sein, sondern muss ers-

tens auf Stabilität, zweitens auf

Solidität und drittens auf gemein-

samen Regeln basieren.

Herzlichen Dank für Ihre Auf-

merksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der FDP – Jan Korte

(DIE LINKE): Friedrich-Merz-Ähnlich-

keitswettbewerb! Merz ist auf-

erstanden! – Weiterer Zuruf von der

LINKEN: Das ist ja unfassbar!)

Klaus Ernst, Die Linke:

Ich bin nicht der Erste,
der von Krisenproduktion spricht

Klaus Ernst (*1954)
Landesliste Bayern

H
err Linnemann, jetzt ha-

be ich einmal eine Frage.

Wollen auch Sie Wirt-

schaftsminister werden? Da haben

wir nämlich schon einen bei euch,

der das will.

Ich hatte eher den Eindruck, da

hat ein Herr Merz gesprochen. Ich

wundere mich, warum alle den

Job vom Altmaier wollen. Viele

fühlen sich berufen, nur wenige

sind geeignet, kann ich da nur sa-

gen. Meine Damen und Herren, es

ist eine dramatische Lage. Der

Wirtschaftsbericht macht es nur

zum Teil deutlich. Wir haben 3

Prozent Wachstum prognostiziert,

Herr Altmaier. Ob das wirklich so

kommt, hängt an der Pandemie,

daran, ob wir sie in den Griff be-

kommen oder nicht; es sind tö-

nerne Füße. Wir wissen, dass wir

3,6 Milliarden Euro täglich für

den Lockdown brauchen. Und

jetzt kommt das eigentlich Dra-

matische: Frau Merkel spricht in-

zwischen von einer Naturkatastro-

phe, andere sprechen von Schock.

Meine Damen und Herren, nur

durch ein rasches Impfen von 70

Prozent der Bürger – nicht nur bei

uns, sondern eigentlich der Welt

– können wir diese Pandemie be-

kämpfen. Wir haben auch deshalb

zu wenig Impfstoff, weil die unter

normalen Bedingungen sinnvol-

len Regelungen zum Patentschutz

ein Hochfahren der Produktion

behindern. Ich weiß nicht, ob Sie

sich vorgestern das „Handelsblatt“

angeguckt haben. Laut „Handels-

blatt“ beklagt die indische Regie-

rung weltweite Verzögerung in

den Impfprogrammen wegen

mangelnder Impfdosen, während

gleichzeitig geeignete Produkti-

onsanlagen in vielen Ländern

nicht genutzt werden könnten

– weil das geistige Eigentum an

den Impfstoffen geschützt sei. Wir

haben also Regelungen, die ver-

hindern, dass wir aus dieser Pan-

demie herauskommen, Herr Alt-

maier und Frau Merkel.

Und da muss man doch mal da-

rüber nachdenken, ob wir nicht

die Bremsen lösen wollen, damit

wir dort vielleicht ein Stück wei-

terkommen. Ich bin nicht der Ers-

te, der vom Krieg gegen das Virus

spricht. Ich bin auch nicht der Ers-

te, der von Krisenproduktion

spricht. Das war der FDP-Chef

Lindner; er sagt ab und zu auch

mal was Richtiges.

Meine Damen und

Herren, und da er

ausnahmsweise mal

recht hat: Wir sind

nicht im Normalbe-

trieb, Frau Bundes-

kanzlerin, Herr Alt-

maier. Es muss alles

unternommen wer-

den, um möglichst

rasch und so viel

wie irgend möglich dieser Impf-

stoffe zu produzieren und zugäng-

lich zu machen.

Die sonst richtigen Regeln der

freien Marktwirtschaft richten sich

jetzt gegen die Interessen der

Menschheit. Diese Krise ist per-

sönlich und wirtschaftlich nur zu

überwinden, wenn wir das än-

dern. Ich appelliere an Sie: Setzen

Sie bitte diese Regelungen zum

Patentschutz aus und greifen Sie

in die Vergabe von Lizenzen ein!

Wir haben genug Kapazitäten auf

dieser Welt, dass wir möglichst

rasch tatsächlich

alle durchimpfen

könnten. Da muss

man aber sozusa-

gen den Stecker

reinstecken, sodass

auch die Kapazitä-

ten genutzt werden

können.

Und eine letzte

Bemerkung, Herr

Altmaier, zu diesen

40 Prozent als Deckelung der Kos-

ten für Sozialabgaben. Sie sagen,

es sei ein Weg aus der Krise. Sie

haben gestern im Ausschuss ge-

sagt: Ja, wir machen das deshalb,

damit wir so lange die Lohnkos-

ten billig halten; dann gibt es

nicht so viel Rationalisierung, weil

die Unternehmen dann statt Ma-

schinen lieber Arbeit nehmen.

– Herr Altmaier, wissen Sie, das

Pferd wäre auch dann vom Trak-

tor ersetzt worden, wenn es ver-

sprochen hätte, weniger zu fressen

und zu saufen. Und genau das ist

der Zusammenhang:

Wir brauchen für mehr Beschäf-

tigung andere Lösungen als die,

die Sie vorschlagen.

Herzlichen Dank fürs Zuhören.

(Beifall bei der LINKEN – Michael

Grosse-Brömer (CDU/CSU): Sie hätten

den Traktor verhindert aus ideo-

logischen Gründen! Bei Ihnen würden

wir immer noch reiten!)
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Dr. Anton Hofreiter, Bündnis/90 Die Grünen:

Der Staat muss
mehr investieren

Anton Hofreiter (*1970)
Landesliste Bayern

W
ahrscheinlich war in ei-

ner Debatte zum Jah-

reswirtschaftsbericht

nie so eindeutig, was die Prioritä-

ten für die nächsten Wochen und

Monate sein müssen.

Die erste Priorität ist, alles, aber

auch wirklich alles dafür zu tun,

die Impfgeschwindigkeit zu be-

schleunigen. Es gibt aktuell für

unser Land, für Europa, ja, für die

ganze Welt keine wichtigere Auf-

gabe.

Angesichts der enormen Kosten

des Lockdowns ist die beste Wirt-

schaftspolitik, alle Ressourcen zu

mobilisieren, um endlich ausrei-

chend Impfdosen zu produzieren.

Jeder Monat im Lockdown kostet

uns 10 Milliarden Euro, 500 Mil-

lionen Euro pro Arbeitstag, und

das nur für Deutschland. Wir

müssen jetzt klare Signale für eine

maximale Ausweitung der Produk-

tionskapazitäten setzen,

und dies am besten global. Aber

Europa muss da sofort vorange-

hen. Wir können in den nächsten

Monaten, vielleicht Jahren gar

nicht genug Impfstoff haben, zu-

mindest global nicht.

Klar ist angesichts der gefährli-

chen Mutationen mehr denn je,

dass wir Covid-19 erst besiegt ha-

ben, wennwir Covid-19 weltweit

besiegt haben. Dafür müssen wir

jetzt massiv Finanzmittel zur Ver-

fügung stellen. Wir können ei-

gentlich, wenn man ehrlich ist,

dafür kaum zu viel Geld ausge-

ben. Dafür müssen wir jetzt ideo-

logiefrei jedes Instrument prüfen.

Kooperation hat natürlich Vor-

rang. Aber auch verpflichtende

Vergaben von Lizenzen müssen

jetzt auf den Tisch. Dafür braucht

es eine globale Taskforce bei der

G 20. Mit der neuen Biden-Regie-

rung sind die Chancen dafür so

gut wie lange nicht.

Leider habe ich Zweifel, dass

Sie, liebe Bundesregierung, das

mit dem nötigen Nachdruck ver-

folgen. Anfang Januar hat die

Kanzlerin endlich

eine Arbeitsgrup-

pe dazu einge-

setzt. Seitdem hat

man davon nichts

mehr gehört. Ich

kann Sie nur auf-

fordern: Machen

Sie das zur aller-

höchsten Priori-

tät! Folgen Sie der

Devise „Whatever

it takes“!

Und auch die zweite Priorität ist

eigentlich klar: eine stringente

Pandemiebekämpfung. Wieder

wird der Widerspruch zwischen

Pandemiebekämpfung und Wirt-

schaft bemüht. Und kaum sinken

die Zahlen, rufen die Ersten schon

wieder nach Lockerungen. Das ist

falsch und vorschnell. Die Wirt-

schaft braucht nachhaltige Locke-

rungen, keine voreiligen. Denen

geht es um Verlässlichkeit, um

Planbarkeit, um eine Perspektive.

Wenn wir zu früh lockern, dann

haben wir doch in kürzester Zeit

wieder Zahlen, die völlig außer

Kontrolle geraten sind. Das haben

wir doch inzwischen in Dutzen-

den von Ländern weltweit erlebt.

Deshalb: Lassen Sie uns noch eini-

ge Wochen klar auf Kurs bleiben!

Damit das klar ist: Eine Beibe-

haltung des Shutdowns darf keine

Ausrede sein, anderes nicht zu

tun. FFP2-Masken für alle zu güns-

tigen Preisen, endlich Luftfilter in

den Schulen, die Digitalisierung

der Gesundheitsäm-

ter voranbringen

und massenhaft

Schnelltests strate-

gisch einsetzen: All

das muss jetzt kom-

men, schnell und

mit Nachdruck.

Drittens. Sorgen

Sie endlich für eine

schnellere Auszah-

lung der Hilfen! Sor-

gen Sie endlich für eine echte Exis-

tenzsicherung für Selbstständige!

Und sorgen Sie endlich für ein

Mindestkurzarbeitergeld!

Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, trotz alledem bleibe ich Opti-

mist: Wir werden diese Pandemie

dank Wissenschaft, dank mo-
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Fortsetzung auf nächster Seite

Es ist eine
dramatische

Lage. Der Wirt-
schaftsbericht

macht es nur zum
Teil deutlich.

Lasst uns die
Schuldenbremse
beibehalten,
aber sinnvoll
weiterentwi-

ckeln.
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dernster Technologie in diesem
Jahr in den Griff bekommen. Da-
nach steht unser Land vor weite-
ren großen Herausforderungen:
Klimaneutralität, Digitalisierung,
der Wettbewerb mit China, die
neue Zusammenarbeit mit den
USA, die Modernisierung unserer
Infrastruktur und Verwaltung. Das
Jahrzehnt nach dieser Pandemie
muss eine Dekade des Aufbruchs,
eine Dekade der Gestaltung und
der Modernisierung werden. Dazu

brauchen wir eine gemeinsame
Kraftanstrengung von Staat, Wirt-
schaft, Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern und der gesamten
Gesellschaft. Dafür brauchen wir
mehr Investitionen, private, aber
auch öffentliche.
Der Staat muss mehr investieren

in Breitband, in Quantencompu-
ter und Spitzenforschung, in neue
Schienen, in Ladesäulen, Wasser-
stoffinfrastruktur, in Schulen und
Kitas. Die Rufe danach aus der In-

dustrie, aus der Gewerkschaft sind
laut und eindringlich. Hören Sie
endlich darauf!
Ihr Kanzleramtsminister Helge

Braun hatte am Dienstag in Ihren
Augen die Unverschämtheit, eine
offenkundige Wahrheit auszuspre-
chen. Wir werden nach der Coro-
napandemie und angesichts dieser
Herausforderung nicht einfach zur
alten Schuldenbremse zurückkeh-
ren können. Ich kann ja verstehen,
liebe Kolleginnen und Kollegen

von der Union, dass kurz vor dem
Wahlkampf Ihnen das recht unge-
legen kam. Aber ich bitte Sie: Las-
sen Sie uns eine offene, eine an
der Sache orientierte Debatte dazu
führen. Eine Vielzahl von Ökono-
men, die Experten der OECD, die
Gewerkschaften, die Industrie, sie
alle sagen: Lasst uns die Schulden-
bremse beibehalten, aber sinnvoll
weiterentwickeln.
Wir schlagen dazu eine Investiti-

onsregel vor. Das ist nachhaltige

Haushaltspolitik und eine ganz-
heitliche Betrachtung auf der Hö-
he der Zeit. Lassen Sie uns das ge-
meinsam anpacken, getreu dem
Motto: „Erst kommt das Land und
dann das Partei- oder Fraktions-
dogma“!
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Gabriele Katzmarek, SPD:

Uns ist es wichtig, dass wir ein
stabiler Industriestandort bleiben

Gabriele Katzmarek (*1960)
Landesliste Baden-Württemberg

Wenn ich die circa 160
Seiten des Jahreswirt-
schaftsberichts kurz zu-

sammenfassen wollte, dann würde
ich das in drei Punkten tun. Ich
würde feststellen, dass erstens die

wirtschaftlichen Prognosen und
die Arbeitsmarktlage besser sind,
als die Wirtschaftsexpertinnen
und -experten es vorausgesehen
haben, dass zweitens Wirtschafts-
hilfen in nie ge-
kanntem Ausmaß,
Investitionen in
Forschung und Ent-
wicklung die Aus-
wirkungen der Krise
gemildert haben
und dass drittens
ein starker Sozial-
staat sich als der
stabile Faktor in der
Krise bewährt hat.
Es hat sich als richtig und not-

wendig erwiesen, nicht gegen eine
Krise anzusparen, indem man So-
zialleistungen kürzt; es ist richtig,
in Sozialleistungen zu investieren.

Wir haben es zum Beispiel beim
Kurzarbeitergeld getan; Hubertus
Heil, der Arbeitsminister, sitzt
dort. Wenn wir es nicht getan hät-
ten, wenn wir kein Kurzarbeiter-

geld haben wür-
den, hätten wir
– das wissen wir
– viele Millionen
Menschen mehr in
die Arbeitslosigkeit
gebracht.
Ist das jetzt ein

Grund, sich zurück-
zulehnen und zu
sagen: „Ist ja alles
gut“? – Nein, ist es

bei Weitem nicht. Wir erinnern
uns sehr genau an die Schwächen
des letzten Jahres: fehlende Mas-
ken, fehlende Beatmungsgeräte.
Und seit Neustem: fehlende Halb-

leiter in der Automobilindustrie.
Ich habe sehr viele Automobilwer-
ke bei mir im Wahlkreis, deren
Bänder jetzt im Augenblick still-
stehen.
Deshalb müssen wir doch eins

feststellen: Die große Abhängig-
keit von globalen Märkten in
Deutschland und in Europa be-
schleunigt Krisen. Deshalb müs-
sen wir genau dort hinschauen,
Herr Altmaier, wenn wir die Zu-
kunft unseres Standortes, des In-
dustriestandortes sichern wollen
und wenn wir Arbeitsplätze si-
chern wollen, wie Sie das ja auch
gestern wieder im Wirtschaftsaus-
schuss gesagt haben.
Uns als SPD ist es wichtig, dass

Deutschland ein stabiler Indus-
triestandort bleibt, dass wir das
Land der Industrie bleiben. Des-
halb müssen wir alles daranset-
zen, dass Liefer- und Wertschöp-
fungsketten in Deutschland und
in Europa erhalten werden bzw.
aufgebaut werden. Es darf die
Schwachstellen, die ich benannt
habe, nicht geben, Herr Altmaier.
Wir müssen sie als Erstes identifi-
zieren. Wir müssen darüber reden

und uns anschauen: Was haben
wir für Produktion? Was brauchen
wir für die Produktion? Ist die Lie-
ferung schwierig? Brauchen wir ei-
ne eigene Produktion, die wir auf-
bauen müssen? Nehmen Sie gera-
de den Bereich Arzneimittel in der
Gesundheitswirtschaft! Das will
ich Ihnen noch mal ans Herz le-
gen. Auch das ist Ihre Aufgabe als
Wirtschaftsminister. Wir haben
darüber schon öfter diskutiert,
und da sehe ich Defizite.
Deshalb, meine sehr geehrten

Damen und Herren: Wenn wir
den Standort Deutschland auch in
der Zukunft stark erhalten wollen,
wenn wir Arbeitsplätze erhalten
wollen, brauchen wir einen Blick
in die Zukunft, brauchen wir Han-
deln für die Zukunft. Das heißt,
sich um Wertschöpfungsketten,
um Lieferketten zu kümmern und
Antworten zu geben. Da sind Sie
gefordert, Herr Minister.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

©
D
ie
H
of
fo
to
gr
af
en

G
m
bH

Steffen Kotré, AfD:

Wir vermissen hier ein Zukunfts-
konzept, das umfassend ist

Steffen Kotré (*1971)
Landesliste Brandenburg

Sie und die Bundesregierung
vertreiben die Zukunft aus
Deutschland. Das muss man

leider so sagen.
Den vorliegenden Bericht kön-

nen wir getrost zur Seite legen. Ich

sehe nichts, was wirklich zu-
kunftsweisend sein könnte. Sie be-
handelten heute in Ihrer Rede
Probleme, die wir ohne das fal-
sche Handeln der Bundesregie-
rung nicht hätten; denn nicht die
Coronapandemie ist schuld da-
ran, dass die Wirtschaft jetzt
Schwierigkeiten hat, sondern
schuld sind die falschen Maßnah-
men, die die Wirtschaft behin-
dern. Das ist das Problem, und
das ist redlicherweise der Bundes-
regierung zuzurechnen.
Herr Minister Altmaier, Sie han-

deln wie ein Alchimist. Sie verkau-
fen uns die Schaffung zukunftsfä-
higer Arbeitsplätze, obwohl diese
hochsubventioniert sind. Sie ver-
kaufen uns Marktwirtschaft, ob-
wohl wir immer weiter in die
Planwirtschaft abgleiten. Sie ver-

kaufen uns Wachstum, obwohl
wir schon längst vor Corona in
die Rezession geschlittert sind. Sie
verkaufen uns die sogenannten
Klimarettungsmaßnahmen und
die sogenannte Energiewende als
Chance, obwohl diese Werte ver-
nichten, obwohl diese keine Werte
schaffen und obwohl die Unter-
nehmen dadurch aufgrund der
Versorgungsunsicherheit und der
hohen Energiepreise aus Deutsch-
land vertrieben werden. Noch ein
Detail: Sie wollen uns einen mit
Wasserstoff produzierten Stahl als
wettbewerbsfähig verkaufen, ob-
wohl genau das Gegenteil der Fall
ist. Sie verkaufen uns Nachhaltig-
keit, obwohl die mittlerweile auf-
gelaufenen Verpflichtungen
Deutschlands Substanzverzehr
und Raubbau bedeuten.

Die Stiftung Marktwirtschaft be-
ziffert die Nachhaltigkeitslücke,
also die Verpflichtung des deut-
schen Staates gegenüber den deut-
schen Bürgern und dem Ausland,
auf 345 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts – das war im Som-
mer 2020; die Zahl hat sich er-
höht -, also auf das Dreieinhalbfa-
che der jährlichen gesamtwirt-
schaftlichen Leis-
tungen. Wie wir
wissen, kann da-
von immer nur ein
ganz kleiner Teil
für die Tilgung von
Schulden und die
Erfüllung von Ver-
pflichtungen he-
rangezogen wer-
den. Wir werden
also die Verpflich-
tungen vermutlich nie erfüllen
können. Die Konsequenz wird
sein: Inflation und Enteignung der
Bürger und der Unternehmen in
diesem Staat, am Ende ein Schre-
ckensszenario. Geben Sie uns ei-
nen anderen Ausweg. Das wäre
sehr schön. Ich sehe ihn aber
nicht. Auf 11,9 Billionen Euro be-

laufen sich die Verpflichtungen.
Wie wollen wir die denn schul-
tern? Das ist die ganz große Frage.
Und die Realität sieht eben traurig
aus.
Die Bundesregierung, Sie, Herr

Minister Altmaier, vertreiben die
Zukunft aus Deutschland. Die Au-
toindustrie beispielsweise – jahr-
zehntelang Rückgrat der deut-

schen Wirtschaft
– hat Millionen Ar-
beitnehmer in Lohn
und Brot gebracht,
und ohne Not wird
dieser Industrie-
zweig jetzt abge-
baut, der Verbren-
nungsmotor verteu-
felt. Das kostet uns,
laut Ihren eigenen
Beratern, bis zu 410

000 Arbeitsplätze.
Anstatt Lieferketten und die

Rohstoffbasis der deutschen In-
dustrie zu sichern, beschäftigt sich
die Bundesregierung lieber mit
Quoten, mit Genderquatsch
und mit Haftbarmachung deut-

scher Unternehmen für Fehler
ausländischer Unternehmen. Da-
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Wir haben
darüber schon

öfter
diskutiert, und
da sehe ich
Defizite.

Es ist unwürdig
für unsere

Industrienation,
dass wir das
nicht selber

hinbekommen.
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ran kann man sehen, wo die Prio-
ritäten dieser Bundesregierung lie-
gen, und die sind grundfalsch. Wir
vermissen hier ein Zukunftskon-
zept, das umfassend ist. Dahin
sollte sich die Bundesregierung
bewegen, damit wir Deutschland
strukturell fit machen.

Wir haben es an Ihrer Rede ge-
sehen, Herr Altmaier: Sie haben
sich mehr mit den selbstgemach-
ten Schäden beschäftigt als mit
zukunftsweisenden Technologien.
Daran müssen wir arbeiten. Als

Beispiel: Es fehlen jetzt in unse-
rem Land Mikrochips für unsere

Autobauer. Sie mussten einen
Brief nach Taiwan schreiben. Sie
mussten also in Taiwan betteln,
dass unsere Volkswirtschaft belie-
fert wird. Das ist unserer Volks-
wirtschaft nicht würdig. Es ist un-
würdig für unsere Industrienation,
dass wir das nicht selber hinbe-

kommen.
Meine Damen und Herren, die

Bundesregierung vertreibt die Zu-
kunft aus Deutschland. Wir soll-
ten diesen vorliegenden Bericht
einfach beiseitelegen, die Ärmel
hochkrempeln und die Probleme
strukturell angehen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Michael Grosse-

Brömer (CDU/CSU): Genau, völlig

einfach! Ärmel hochkrempeln und

los geht’s! Dann ist die Zukunft

wieder da! Das war so schlecht!)

Dr. Joachim Pfeiffer, CDU:

Unsere Idee ist,
dass wir mehr bauen

Joachim Pfeiffer (*1967)
Wahlkreis Waiblingen

Der Jahreswirtschaftsbe-
richt ist in der Tat immer
eine Gelegenheit, zurück-

zublicken auf das, was im letzten
Jahr gut gelaufen ist oder wo man
sich verbessern kann, und er bil-
det immer auch den Auftakt der
Debatte darüber, was im kom-
menden Jahr angepackt werden
soll.
Fast genau vor einem Jahr, am

30. Januar letzten Jahres, haben
wir hier den Jahreswirtschaftsbe-
richt 2020 diskutiert. Es ging da-
rum: Haben wir jetzt 1 Prozent
Wachstum oder 1,1 Prozent oder
1,2 Prozent? Der Kollege Theurer
hat die Kurzarbeit heraufbeschwo-
ren und gesagt, die Zahlen seien
explodiert, in einzelnen Sektoren
hätten sie sich verzehnfacht. Ich
habe mir die Zahlen noch mal an-
geschaut: Sie sind in der Tat von
Januar 2019 bis Januar 2020 von
354 000 auf 382 000 gestiegen.
Das war damals viel. Aber sechs
Wochen später – Carsten Linne-
mann hat es angesprochen – hat-
ten wir den Lockdown. Weitere
sechs Wochen später waren nicht
400 000, sondern über 6 Millio-
nen Menschen in Kurzarbeit. Des-
halb ist, glaube ich, klar, vor wel-
cher Herausforderung wir stehen
und von welchen Dimensionen
wir reden.
Die Politik hat gehandelt – ge-

meinsam gehandelt. Ich glaube,
man sollte vielleicht etwas demü-
tiger sein; denn wir haben im letz-
ten Jahr erlebt, dass es nicht nur in
unserer Hand liegt, was auf uns
zukommt. Damit müssen wir um-
gehen.

Wir haben gemeinsam ein Vier-
tel bis ein Drittel des Sozialpro-
dukts 1,2 Billionen Euro, 1 200
Milliarden Euro – ins Schaufenster
gestellt, um zu helfen, um mit So-
forthilfen eine Brücke für die Wirt-
schaft zu bauen und um die Sozi-
alsysteme am Laufen zu halten.
Und wir können sagen: Es ist er-
freulich, dass bis heute, anders als
in vielen anderen Ländern in der
Welt, die Arbeitslosigkeit bei uns
nicht explodiert ist. Die Zahl der
sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten ist leicht zurückgegan-
gen, und insgesamt gab es Gott sei
Dank keine sozialen Verwerfungen
oder anderes. Das ist gut und er-
freulich.
Aber darauf können wir uns

nicht ausruhen, weil es und das ist
heute in der Debatte noch nicht
angesprochen worden in anderen
Teilen der Welt, in anderen Län-
dern, trotzdem obwohl auch die
sich in der Coronakrise befinden
und obwohl diese dort sogar be-
gonnen hat – weiter vorangeht.
Während wir in Deutschland im
Jahr 2020 ein Wirtschaftswachs-
tum von minus 5 Prozent haben,
gibt es in China 2,3 Prozent
Wachstum. Während wir in
Deutschland 9,9 Prozent weniger
exportiert haben, hat China im
letzten Jahr 3,6 Prozent mehr ex-
portiert. Während wir 8,6 Prozent
weniger importiert haben, wurde
in China nur etwa 1 Prozent weni-
ger importiert. Während wir in
Deutschland im Moment weniger
als 20 Prozent des Fluggastauf-
kommens von vor einem Jahr ha-
ben, lag es in China im Septem-
ber/Oktober wieder bei 100 Pro-
zent, und im Moment liegt es bei
ungefähr 80 Prozent; das hängt
natürlich auch mit dem größeren
Binnenmarkt, der Größe des Lan-
des und anderen Faktoren zusam-
men, keine Frage.
Das heißt auch das gehört zur

Wahrheit dazu: In China geht es
voran, und wir rudern im Mo-
ment zurück. Deshalb müssen wir
schnell und entschieden gemein-
sam handeln, damit es keine wei-
teren Fesseln mehr gibt; wir müs-
sen entfesseln. Und deshalb ist
das, was der Koalitionsausschuss

beschlossen hat, nämlich ein Be-
lastungsmoratorium, zwingend
einzuhalten.
Zu diesem Belastungsmoratori-

um gehören ich sage das noch
mal für unsere Fraktion in aller
Deutlichkeit keine Steuererhöhun-
gen. Die wären
jetzt in der Krise
Gift für Wachstum
und Beschäftigung,
und sie wären es
auch nach der Kri-
se.
Es gehört aber

auch dazu, dass wir
hier in Deutsch-
land kein Lieferket-
tengesetz mit pri-
vatrechtlicher Haftung machen.
Das hilft nicht der Einhaltung der
Menschenrechte, sondern im Ge-
genteil wir hatten es in der letzten
Debatte schon: Es führt beispiels-
weise in Afrika dazu, dass unsere
Unternehmen verdrängt werden
und andere dann das Geschäft
machen, und zwar zu schlechteren
Bedingungen, als es bei uns der
Fall ist. Wir brauchen auch kein
Umwandlungsverbot im Bauland-
mobilisierungsgesetz, weil damit
das Gegenteil eintritt: Es werden
weniger Wohnungen gebaut. Auch
das ist wieder schädlich und greift
das Eigentum an.
Wir brauchen in der Tat auch in

der Zukunft solide Finanzen. Herr
Hofreiter, ich meine, man kann

sich doch anschauen da müssen
wir uns gar nichts Neues einfallen
lassen: 2008/2009 war zu beob-
achten, wie die Importe und die
Exporte sogar noch weiter zurück-
gingen, als das jetzt der Fall ist,
wie die Wirtschaft nach unten
ging und wir in einer schwierigen
Situation waren.
Es war klug und richtig, danach

entsprechend solide zu wirtschaf-
ten, die Ausgaben stabil zu halten
und entsprechend Wachstum zu
generieren,
Dynamik auszulösen, was wir

auch jetzt tun, damit wir mehr
Steuereinnahmen
haben, um entspre-
chend zu handeln.
In der Tat: Es gibt
die Exekutive, und
es gibt die Legislati-
ve. Ich glaube, es
war einer Ihrer Frak-
tionsvorsitzenden,
der mal gesagt hat:
Kein Gesetz verlässt
den Bundestag so,

wie es in den Bundestag hinein-
kommt. Das wird auch für das
Baulandmobilisierungsgesetz gel-
ten. Denn unsere Idee und unsere
Vorstellung ist, dass wir mehr bau-
en, dass wir zum Eigentumserwerb
ermutigen und nicht Hürden auf-
bauen, die dazu führen, dass im
Ergebnis weniger gebaut wird,
dass Eigentum gefährdet wird; das
ist die falsche Antwort auf die Pro-
bleme. Deshalb werden wir alles
dafür tun, dass dieses Baulandmo-
bilisierungsgesetz nicht so ins Ge-
setzblatt kommt, wie es im Mo-
ment als Vorschlag vorliegt.
Um was geht es? Es geht darum

leider bleibt nicht mehr viel Zeit;
auch bei mir geht die Uhr relativ
schnell voran, eine Dynamik im

Bereich des Handels auszulösen.
Das sage ich auch noch mal an
den Koalitionspartner gerichtet:
Wir hatten kürzlich eine Debatte
und eine Anhörung im Wirt-
schaftsausschuss zu Freihandels-
abkommen, zur Ratifizierung von
CETA und anderem. Dort hat der
frühere Außen und Wirtschaftsmi-
nister Sigmar Gabriel gesagt:
Wenn wir es nicht mal mehr
schaffen, mit einem Land wie Ka-
nada, das in vielen Bereichen eu-
ropäischer ist als mancher Mit-
gliedstaat der Europäischen Uni-
on, ein umfassendes, vorbildliches
Freihandelsabkommen abzu-
schließen, mit wem sollen wir es
dann noch machen? Wenn wir se-
hen, wie es in China und anderen
Regionen der Welt vorangeht,
dann müssen wir hier alles geben,
dass in freien Märkten entspre-
chendes Wachstum generiert wird;
das ist unsere Aufgabe.
Wir wollen Dynamik auslösen

und lösen das aus mit mehr Wag-
niskapital bei Start-ups. Planungs
und Genehmigungsverfahren, Di-
gitalisierung dauerhaft beschleu-
nigen, Umlagebefreiung bei Was-
serstoff, 5G-Campusnetze: Ich
hatte mir vorgenommen, noch
vieles zu sagen; aber, wie gesagt,
die Zeit ist schneller vorange-
schritten.
Wir werden auf jeden Fall diese

Dynamik nutzen müssen, damit
auch wir wieder nach vorne ru-
dern und nicht zurück. Damit die
Lücke zu anderen in der Welt
nicht größer wird, sondern klei-
ner, dafür lassen Sie uns gemein-
sam kämpfen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Michael

Grosse-Brömer (CDU/CSU): Wir sitzen

in einem Boot!)
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Es ist erfreulich,
dass bis heute
die Arbeitslosig-

keit bei uns
nicht explodiert

ist.

Bau einer Wohnanlage in Berlin © picture-alliance/dpa-Zentralbild / Ralf Hirschberger
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Thomas Lutze, Die Linke:

Viele kleine Unternehmen stehen
vor einem Scherbenhaufen

Thomas Lutze (*1969)
Landesliste Saarland

D
ie Krise zeigt, dass sich in

der Wirtschaft vieles ver-

ändert hat. Viele Selbst-

ständige und kleine Unternehmen

stehen vor einem Scherbenhaufen.

Wenn ihre Märkte zusammenbre-

chen und Selbstständige unver-

schuldet in Existenznot geraten,

dann geht das nicht ohne die Soli-

darität der Gesellschaft. Langfristig

helfen hier keine Hilfszahlungen:

Wir brauchen eine echte Arbeits-

losenversicherung auch für Selbst-

ständige und Unternehmer.

Generell ist eine armutsfeste Ab-

sicherung aller Menschen notwen-

dig. Sieht man, dass Menschen in

Hartz IV, Obdachlose und Gering-

verdiener besonders betroffen

sind, dann muss man ihnen einen

Zuschlag von mindestens 100

Euro gewähren; damit wäre ihnen

geholfen.

Dieses Geld fließt eins zu eins

in die Wirtschaft zurück, weil da-

mit direkt konsumiert wird. Das

zu verweigern, ist nicht nur unso-

lidarisch; es ist auch wirtschafts-

feindlich.

Sie haben uns jahrelang gebets-

mühlenartig erklärt und heute

wieder, wie wichtig die schwarze

Null sei. Das hat

schon fast religiöse

Züge. Da wäre es

doch eine gute

Idee, wenn Sie den

Gedankenblitz des

Kanzleramtsminis-

ters Braun aufgrei-

fen würden, der die

schwarze Null zu-

mindest kurzfristig

infrage gestellt hat.

Also geben Sie sich doch mal ei-

nen Ruck! Die schwarze Null ist

weder in der Krise noch danach

ein geeignetes wirtschaftspoliti-

sches Instrument.

Nächster Punkt. Wie kann es

sein, dass die Wirtschaft im Früh-

jahr 2020 wochenlang nicht in der

Lage war, einfache medizinische

Schutzmasken herzustellen? Wur-

den da aus Profitgründen lebens-

wichtige Produktionen ins Aus-

land verlagert? Den Leuten hat

man erklärt, dass sie sich die Mas-

ken selber nähen können. Nun

taugen auf einmal diese selbstge-

nähten Masken nichts mehr. Da-

mit wird auch Vertrauen verspielt.

Deshalb gibt es jetzt nur eins: Ver-

teilen Sie die schüt-

zenden Masken an

alle und das kosten-

los! Im Vergleich zu

den Gesamtkosten

der Pandemie sind

das Peanuts, sehr

geehrte Damen und

Herren.

Gesundheit ist

auch so ein Wirt-

schaftsbereich, der

an seine Grenzen gestoßen ist.

Viele Krankenhäuser wurden kapi-

talmarkorientiert ausgerichtet. Sie

müssen 6 bis 8 Prozent Rendite

erwirtschaften. Wir brauchen aber

Krankenhäuser, die gemeinwohl-

orientiert arbeiten. Deshalb gehö-

ren alle Krankenhäuser in öffentli-

che Trägerschaft.

Eine der wichtigsten Fragen ist

aber: Wer bezahlt die Folgen der

Krise? Fest steht, dass Konzerne

wie Amazon genau durch diese

Krise ihr Vermögen vervielfachen.

Der aktuelle Oxfam-Bericht sagt,

dass der Spalt zwischen Arm und

Reich immer größer wird. Da ist es

doch nur logisch, dass die Profi-

teure der Krise zur Kasse gebeten

werden. Die Linke fordert, diese

Herrschaften an den Kosten finan-

ziell zu beteiligen. Die oberen

Zehntausend werden es verkraf-

ten, wenn man ihren unbeschreib-

lichen Reichtum ein ganz kleines

bisschen begrenzt. Doch das setzt,

liebe Kolleginnen und Kollegen,

Mut voraus, der der Mehrheit hier

im Bundestag fehlt.

Vielen Dank und herzliches

Glück auf.

(Beifall bei der LINKEN sowie des

Abg. Christian Petry (SPD))
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Timon Gremmels, SPD:

Nachhaltige Industriepolitik
gemeinschaftlich voranbringen

Timon Gremmels (*1976)
Wahlkreis Kassel

H
err Altmaier, Sie sind ja

nicht nur Wirtschaftsmi-

nister, Sie sind auch

Energieminister, und zu diesem

Punkt haben Sie im Jahreswirt-

schaftsbericht und hier heute gar

nichts gesagt oder haben ihn al-

lenfalls gestreift. Ich finde, das ist

zu wenig.

Beim Thema E-Mobilität gebe

ich Ihnen recht, was die Ansied-

lung von Instituten zur Batterie-

zellenforschung und Produktion

hier angeht. Das ist gut; das ist

Wirtschaftspolitik. Aber die ent-

scheidende Frage bei der E-Mobi-

lität ist doch: Woher kommt der

Strom, den die E-Fahrzeuge tan-

ken? Der muss aus erneuerbaren

Energien kommen. Herr Altmaier,

dazu haben Sie gar nichts gesagt.

Man könnte jetzt sagen: Wir ha-

ben eine andere Krise, die Priorität

hat, die Coronakrise, die Pande-

miekrise. Das ist richtig. Aber des-

wegen verschwinden andere Kri-

sen ja nicht. Die Klimakrise ist

trotzdem noch da. Wir haben jetzt

die einmalige Chance, beide Kri-

sen zeitgleich zu bearbeiten. Sehr

geehrter Herr Altmaier, liebe Kol-

leginnen und Kollegen, das muss

doch unsere Aufgabe sein. Wenn

wir jetzt investieren, müssen wir

nachhaltig investieren. Das sichert

Arbeitsplätze. Das schafft gute

Jobs.

Herr Altmaier, Sie haben gerade

gesagt: Wir können uns Umwelt-

schutz nur leisten, wenn es der

Wirtschaft gut geht. Das ist zu

kurz gedacht. Nur mit nachhalti-

ger Umweltpolitik, nur mit nach-

haltiger Industriepolitik können

wir zukunftsfähige Arbeitsplätze

schaffen, die uns aus der Krise ho-

len. Dazu brauchen wir jetzt im

Nachgang zum EEG eine schnelle

Umsetzung des Entschließungsan-

trags der Großen Koalition. Wir

müssen jetzt die Ausbaupfade für

erneuerbare Energien klar durch-

deklinieren.

Wir können zum Beispiel in der

Photovoltaik, die eine große Ak-

zeptanz in der Bevölkerung hat,

einen Zubau von 10 bis 12 Giga-

watt pro Jahr schaffen. Das schafft

Arbeitsplätze, auch in Deutsch-

land. Ein Blick in meinen Wahl-

kreis in Nordhessen zeigt Folgen-

des: Eine Studie der Uni Kassel hat

die Investitionen in erneuerbare

Energien von 2000 bis 2018 in

Nordhessen untersucht. Es waren

4,4 Milliarden Euro in 18 Jahren.

43 Prozent der Kosten sind in der

Region geblieben. Das heißt, es ist

vor Ort eine Wertschöpfung von

knapp 2 Milliarden Euro geschaf-

fen worden. Das ist nachhaltige

Industriepolitik, wie wir Sozialde-

mokraten sie uns vorstellen, Herr

Altmaier. Da muss die Koalition

noch ein bisschen mehr machen.

Eine Möglichkeit wäre zum Bei-

spiel, zu sagen: Wir investieren

auch wieder verstärkt in die Mo-

dulproduktion von Solarzellen. Es

gibt Ansätze in Sachsen und Sach-

sen-Anhalt, eine industrielle Pro-

duktion aufzubauen. Diese könn-

te 3 000 Arbeitsplätze schaffen.

Wenn wir einen CO2-Fußabdruck

für Solarzellen vergleichbar mit

dem der Franzosen einführen,

können wir die Wertschöpfung in

Deutschland halten. Das übrigens

soll ja ab Mitte der 2020er-Jahre

für die Batteriezellen kommen.

Was für Batteriezellen gilt, muss

auch für Module gelten. Das ist

nachhaltige Industriepolitik.

Unser abschließender Appell

lautet: Lassen Sie uns nachhaltige

Industriepolitik und die Bekämp-

fung der Coronakrise gemein-

schaftlich voranbringen. Beides

können wir zeitgleich leisten. Das

wäre wichtig für die deutsche

Wirtschaft, für die Umwelt und

für die nachhaltige Industrie. So

bewältigen wir die Krisen, so lö-

sen wir die Probleme.

In diesem Sinne: Glück auf und

alles Gute.

(Beifall bei der SPD – Christian Lindner

(FDP): Glück auf! Das passt ja zu

den erneuerbaren Energien!

– Gegenruf der Abg. Gabriele

Katzmarek (SPD): Sie verstehen es

nicht mit „Glück auf“!)
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Es ist doch nur
logisch, dass
die Profiteure
der Krise zur
Kasse gebeten

werden.

Das Baugewerbe ist bisher gut durch die Corona-Krise gekommen. © picture-alliance/dpa/Eibner-Pressefoto/Thomas Dinges

Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. In der Debatte sprachen zudem
die Abgeordneten Dr. Andreas Lenz
(CDU/CSU) sowie Dennis Rohde
(SPD).
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Bericht über die 
deutsche Wirtschaft

Was ist der Jahres-Wirtschafts-Bericht?

Einleitung

Im folgenden Text geht es um einen 
besonderen Bericht. 
Also um einen Text, der Infos über ein 
bestimmtes Thema liefert.

In diesem Fall geht es dabei um die 
Wirtschaft von Deutschland im Jahr 
2021.

Der Bericht hat deswegen den Namen: 
Jahres-Wirtschafts-Bericht 2021.

Dieser Bericht wurde letzte Woche 
veröffentlicht.

Im folgenden Text werden zum 
Beispiel die folgenden Fragen 
beantwortet:

•  Was genau ist mit dem Wort 
„Wirtschaft“ gemeint?

•  Was ist der 
Jahres-Wirtschafts-Bericht?

•  Was steht im 
Jahres-Wirtschafts-Bericht für das 
Jahr 2021?

Was bedeutet der Begriff 
„Wirtschaft“?

Das Wort „Wirtschaft“ 
ist ein Fach-Begriff.

Damit meint man alles, was mit der 
Herstellung und dem Verkauf von 
Waren zu tun hat.

Zur Wirtschaft gehören also sehr 
viele Dinge.

Zum Beispiel wie viele Firmen es in 
einem Land gibt. 
Und wie erfolgreich sie sind.

Wie viele Arbeits-Plätze es in einem 
Land gibt.

Wie viel Geld die Menschen in einem 
Land verdienen.

Wenn man über die Wirtschaft 
spricht, muss man außerdem noch 
mehr Dinge beachten. 
Und zwar alle Dinge, die Firmen für 
ihre Arbeit brauchen.

Das können zum Beispiel die Straßen 
sein, auf denen Firmen ihre Waren 
ausliefern.

leicht  

erklärt!
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Das können auch Gebäude in Städten 
sein, die nötig sind, damit dort 
Geschäfte eröffnen können.

Oder das ist das Internet, das heute 
viele Firmen und Arbeit-Nehmer für 
ihre Arbeit brauchen.

Die Wirtschaft ist also ein sehr 
großes Thema.

Zu ihr gehören viele verschiedene 
Dinge.

Alle Menschen in einem Land haben 
mit der Wirtschaft zu tun.

Zum Beispiel, wenn sie an ihrem 
Arbeits-Platz Waren herstellen.

Wenn sie durch ihre Arbeit Geld 
verdienen.

Wenn sie dann das Geld ausgeben, 
um sich Waren zu kaufen.

Die Wirtschaft ist deswegen 
unheimlich wichtig dafür, wie gut es 
den Menschen in einem Land geht.

Je besser es der Wirtschaft geht, 
desto besser geht es meist auch den 
Menschen.

In einem Land mit guter Wirtschaft 
haben die Menschen genug Geld 
zum Leben.

Die meisten Menschen haben gute 
uns sichere Arbeits-Plätze.

Alle Waren, die die Menschen haben 
möchten, stehen auch zur Verfügung.

Auch für den Staat selbst ist eine 
gute Wirtschaft wichtig.

Denn der Staat bekommt ein Teil vom 
Geld, das Firmen und Arbeit-Nehmer 
verdienen. 
Das nennt man Steuern.

Mit diesen Steuer-Geldern kann er 
dann seine Aufgaben erledigen.

Er kann zum Beispiel Straßen bauen 
oder Schule betreiben.

Starke Wirtschaft

Ein besonders wichtiges Ziel für 
Deutschland lautet deswegen:

Der Wirtschaft soll es gut gehen.

Firmen sollen ihre Waren herstellen 
und verkaufen können.

Menschen sollen gute Arbeit haben 
und genug Geld verdienen.

Aus diesem Grund gehört es zu den 
Aufgaben der Politik, die Wirtschaft 
zu unterstützen.

Sie muss den Firmen die Möglichkeit 
bieten, ihre Arbeit zu machen.

Gleichzeitig muss sie aber auch die 
Arbeit-Nehmer und die Umwelt 
schützen.

Die Wirtschaft ist deswegen ein 
wichtiges Thema in der Politik.

Es wird viel darüber gesprochen.

Und es ist wichtig, gute Infos über 
die Wirtschaft in Deutschland zu 
haben.

Denn nur dann kann man 
entscheiden, was man für die 
Wirtschaft tun will.

Der Jahres-Wirtschafts-Bericht

Ein wichtiger Text für die 
Wirtschafts-Politik in Deutschland 
heißt: Jahres-Wirtschafts-Bericht.

Der Bericht wird von der 
Bundes-Regierung geschrieben.

Die Bundes-Regierung sind die 
Politiker, die Deutschland leiten.

Sie haben also einen sehr großen 
Einfluss darauf, welche Politik in 
Deutschland gemacht wird.

Das bedeutet, die Bundes-Regierung 
kann auch viele Dinge entscheiden, 
die die Wirtschaft betreffen.

Darum muss die Bundes-Regierung 
einmal im Jahr den Bericht schreiben.

So steht es in einem Gesetz.



Was genau steht im Bericht?

Im Bericht stehen verschiedene 
Dinge.

Zum einem beschreibt 
die Bundes-Regierung, wie es der 
Wirtschaft in Deutschland im 
Moment geht.

Und sie beschreibt, was die 
Wirtschaft in Deutschland im 
nächsten Jahr erwartet.

Zum Beispiel, welche 
Herausforderungen es gibt.

Und was gut laufen wird und was 
nicht so gut laufen wird.

Im Bericht beschreibt 
die Bundes-Regierung, welche Ziele 
und Pläne sie im laufenden Jahr für 
die Wirtschaft hat.

Sie beschreibt dann einen 
bestimmten Bereich in der Wirtschaft 
und dann erklärt sie, wie sie ihn 
verbessern will.

Dabei gibt es dann Pläne und Ziele in 
ganz unterschiedlichen Bereichen.

Die Bundes-Regierung kann zum 
Beispiel sagen, wie sie Firmen bei 
ihrer Arbeit unterstützen will.

Sie kann sagen, wie sie für mehr 
Arbeits-Plätze sorgen will.

Die Regierung sagt auch, wie viel 
Geld sie für bestimmte Dinge 
ausgeben will.

Und sie kann noch viele andere Dinge 
beschreiben.

Antwort auf den 
Sachverständigen-Rat

Für den Jahres-Wirtschafts-Bericht 
ist auch noch ein anderer Text 
wichtig.

Diese Text stammt von einer 
Experten-Gruppe.

Und zwar vom deutschen 
Sachverständigen-Rat für Wirtschaft.

In dieser Experten-Gruppe sitzen 
immer 5 Mitglieder.

Alle Mitglieder sind Uni-Professoren.

Sie sind Experten für das Thema 
Wirtschaft.

Ihre Aufgabe ist es, die Politiker beim 
Thema Wirtschaft zu beraten.

Dafür schreiben sie einmal im Jahr 
einen Bericht.

Darin beschreiben sie, wie es der 
Wirtschaft in Deutschland im 
Moment geht.

Und sie beschreiben, wie sich 
die Wirtschaft wahrscheinlich 
entwickeln wird.

Außerdem beschreiben die Experten, 
was in der Wirtschaft nicht gut läuft.

Und sie zeigen auch, wie man diese 
Probleme lösen kann.

Sie machen aber keine genauen 
Vorschläge, was die Regierung tun 
soll.

Wie gehören der Bericht vom 
Sachverständigen-Rat und der 
Jahres-Wirtschafts-Bericht 
zusammen?

Der Bericht vom 
Sachverständigen-Rat kommt immer 
im November heraus.

Also etwa zwei Monate vor dem 
Jahres-Wirtschafts-Bericht.

Die Regierung hat die Pflicht, die 
Infos vom Sachverständigen-Rat in 
ihrem Bericht aufzunehmen.

Die Infos des Sachverständigen-Rats 
für Wirtschaft hat 
also großen Einfluss auf den 
Jahres-Wirtschafts-Bericht.
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Für wen ist der 
Jahres-Wirtschafts-Bericht?

Der Jahres-Wirtschafts-Bericht ist vor 
allem für den Bundestag und für den 
Bundesrat gedacht.

Der Bundestag ist eine Gruppe von 
Politikern.

Sie wurden von den Menschen in 
Deutschland gewählt, um sie zu 
vertreten.

Auch der Bundesrat ist eine Gruppe 
von Politikern.

Und zwar Politiker aus den einzelnen 
Bundesländern.

Mit dem Jahres-Wirtschafts-Bericht 
gibt die Bundes-Regierung diesen 
beiden Politiker-Gruppen wichtige 
Infos über ihre Arbeit.

Außerdem kann man den Bericht 
auch im Internet lesen.

Das bedeutet, dass der Bericht auch 
für alle Menschen in Deutschland 
gedacht ist.

Der Jahres-Wirtschafts-Bericht hat 
also folgendes Ziel:

Wichtige Politiker in Deutschland 
und alle Bürger sollen erfahren, 
welche Dinge die Bundes-Regierung 
im laufenden Jahr für die Wirtschaft 
tun will.

Jahres-Wirtschafts-Bericht 
2021

Der Jahres-Wirtschafts-Bericht für 
das Jahr 2021 wurde letzte Woche 
vorgestellt.

Das wichtigste Thema in diesem 
Bericht war folgende Frage: 
Welche Auswirkungen hat die 
Corona-Krise auf die deutsche 
Wirtschaft?

Im Bericht steht:

Im letzten Jahr ging es der deutschen 
Wirtschaft sehr schlecht. 
Der Grund dafür war Corona.

Viele Firmen konnten durch die 
Schließungen nicht gut arbeiten. 
Darum haben sie weniger Geld 
verdient.

In diesem Jahr wird es der Wirtschaft 
wieder etwas besser gehen.

Aber: Die Wirtschaft erholt sich nicht 
so schnell von der Corona-Krise, wie 
die Bundes-Regierung bisher gehofft 
hatte.

Kurz zusammengefasst

Jedes Jahr schreibt 
die Bundes-Regierung 
einen Jahres-Wirtschafts-Bericht.

Darin steht, wie es der Wirtschaft in 
Deutschland geht.

Und die Bundes-Regierung erklärt 
ihre Ziele und Pläne für die 
Wirtschaft im laufenden Jahr.

Der Bericht für dieses Jahr wurde 
letzte Woche veröffentlicht.

leicht  

erklärt!
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